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Österreichisches
A N W A L T S B L A T T

6 1 . J a h r g a n g ,  A u g u s t  1 9 9 9 ,  H e f t  8

D e r  a k t u e l l e  B e i t r a g

Präsident Dr. Klaus Hoffmann

Gerichtsferien, ein Sommerthema

pflege. Alle wichtigen Rechtssa-

chen sind sogenannte Ferialsa-

chen – der Gesetzgeber hat sich

also etwas gedacht. Ihm war

auch bewußt, daß während der

allgemeinen Urlaubszeit Ver-

handlungen wenig Sinn ma-

chen; sei es, daß um Vertagun-

gen ersucht würde, sei es, daß

Zeugen und Parteien nicht zur

Verfügung stehen.

Dennoch wird bei Gericht, an-

ders als man aufgrund der Wort-

meldung eines Abgeordneten

meinen könnte, gearbeitet.

Rechtssachen, die keinen Auf-

schub erleiden sollen, werden

weiter bearbeitet. Urteile wer-

den verfaßt und ausgefertigt,

Verhandlungsakten vorbereitet

und vieles mehr. Auch der Hin-

weis, daß Rechtsmittelfristen

nicht ablaufen, also Urteile nicht

in Rechtskraft erwachsen, ist zu

relativieren. Gerichtsferien dau-

ern ja nicht Monate, sondern in

Wahrheit nicht ganz sechs Wo-

chen. Zu dem kommt, daß nicht

geschrieben steht, daß Gerichts-

ferien in Anspruch zu nehmen

sind. Wenn es im Interesse des

Klienten ist, werden Anwälte si-

cherlich auch in den Gerichtsfe-

rien tätig, um die Sache des

Klienten bestmöglich zu vertre-

ten.

Weiß man um die vielen Vorha-

ben der Rechtspolitik, dann gibt

es wahrhaft wichtigere Themen,

als über den Sinn der Gerichtsfe-

rien nachzudenken.

Übrigens, auch das Parlament

macht Sommerferien und heuer

sogar durch eine Beschlußfas-

sung so, daß eine Sondersit-

zung nicht erzwungen werden

könnte. Die Parlamentspause ist

länger, als es die Gerichtsferien

nach der Prozeßordnung sind,

und es steht wohl außer Frage,

daß auch das Parlament sehr

wichtige Aufgaben zu erledigen

hat; warum also sich in diesen

Wochen über Gerichtsferien zu

beschweren?

Wie gesagt, Gerichtsferien (nur)

ein Sommerthema.

Diesen aktuellen Beitrag mußte

ich in aller Eile noch vor meinem

Urlaub schreiben, wie vieles an-

dere mehr. Besprechungen wa-

ren zu führen und Partner, die auf

Urlaub sind, zu vertreten – es ist

keineswegs eine ruhige Zeit.

Wegen des Druckes vor einem

Urlaub, wie ihn alle Anwältin-

nen und Anwälte kennen, sind

Gerichtsferien hilfreich und an-

genehm, insbesondere für Pro-

zeßkanzleien. Ich selbst war

froh, daß in einer sowohl vom

Sachverhalt als auch rechtlich

äußerst schwierigen Sache die

Frist für die Klagebeantwortung

gehemmt ist, zumal ich die not-

wendigen Informationen nicht

erhalten hätte können, weil die

Klientin selbst für vier Wochen

wegen eines Auslandsaufenthal-

tes nicht mehr erreichbar war.

Hätte es Sinn gemacht, eine lee-

re Klagebeantwortung zu schrei-

ben, noch dazu bei einem ho-

hen Streitwert?

Gerichtsferien bedeuten keines-

wegs den Stillstand der Rechts-
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Wichtige

Einzug der Gerichtsgebühren
Das Bundesministerium für Justiz hat den Österreichischen Rechts-
anwaltskammertag darauf hingewiesen, daß es in einer steigen-
den Zahl von Fällen zu einem Unterbleiben des Gebühreneinzugs
und daraus folgend zu einer Rückbelastung auf dem Justizkonto
gekommen ist. Das Bundesministerium für Justiz weist darauf hin,
daß das Scheitern des Gebühreneinzugs in der überwiegenden
Anzahl der Fälle auf Umstände auf seiten der Zahlungspflichtigen
zurückzuführen ist. Gründe dafür sind die fehlende Deckung auf
dem angegebenen Konto, die Unrichtigkeit der angegebenen Kon-
tonummer bzw ein unrichtiger Anschriftcode.

Wir bitten daher, die verwendeten Daten und Kontodeckung
regelmäßig zu prüfen, um derartige Fehlerquellen zu vermeiden.

Dr. Gerhard Benn-Ibler
Vizepräsident

Y2K+4/1/3 AVBV =
Millenniumsbombe
In den Medien wird seit Monaten auf die potentiellen Gefahren
hingewiesen, die sich für Anwender von EDV-Systemen anläßlich
der Jahrtausendwende ergeben können. Auch in Fachzeitschriften
wurde – bisher allerdings nur vereinzelt – auf die sich daraus
möglicherweise ergebenden, vor allem schadenersatzrechtlichen
Probleme eingegangen, nicht aber auf die daraus in weiterer Fol-
ge resultierenden versicherungsrechtlichen Probleme für Rechtsbe-
rater, gegen die Schadenersatzansprüche aufgrund einer „Jahr
2000“-bedingten Fehlfunktion ihrer EDV geltend gemacht wer-
den. Eine der erwarteten Hauptfehlerquellen liegt darin, daß in
der Vergangenheit, um kostspielige Speicherkapazität zu sparen,
meist nicht 8 Bits für 8 Datumsziffern, sondern nur 6 Bits für das
Kurzdatum in den Programmen dargestellt wurden. Das führt da-
zu, daß die EDV-geführten Datumsumsteller am 31. 12. 1999,
24 Uhr, nicht auf den 1. 1. 2000 umstellen, sondern auf den
1. 1. 00. Dazu besteht in Fachkreisen die überwiegend einhellige
Auffassung, daß EDV-Systeme dieses Datum dann nicht als 1. 1.
2000, sondern als 1. 1. 1900 interpretieren werden. Folgen die-
ser Datumsfehlinterpretationen können aber nicht nur den vollstän-
digen Ausfall der Systeme bewirken, der ja leicht zu erkennen
wäre, sondern auch partielle Schäden, die nicht sofort bemerkt
werden.

Bei den in Anwaltskanzleien verwendeten EDV-Paketen werden
vor allem die EDV-geführten Fristenkalender, die Buchhaltung,
Zinstaffelrechner etc davon betroffen sein. All diese Ausfälle kön-
nen gravierende Störungen bei der Auftragsabwicklung verur-
sachen, bis hin zur Verjährung von termingebundenen Schaden-
ersatzansprüchen.

Was ist daher zu tun oder hätte bereits bisher schon getan werden
sollen?:
Analyse und Inventarisierung aller eingesetzten EDV-Systeme.
Feststellung des Produktionsdatums (teilweise wurden noch bis
1997, obwohl in EDV-Kreisen ab spätestens 1995 das Problem
bekannt war, noch nicht Jahr-2000-fähige EDV-Systeme ausgelie-
fert).
Feststellung der Lieferantenliste.
Allfällige eigene oder fremde System- und Softwareweiterentwick-
lungen.
Für den Fall, daß sich aufgrund dieser Daten allenfalls nach Rück-
sprache mit den Lieferanten feststellen lassen sollte, ob die Jahr-
2000-Tauglichkeit besteht, sollte man sich eine Bestätigung der Lie-
feranten darüber, daß man eine Überprüfung beauftragt hat und
über deren Ergebnis ausstellen lassen, bzw für den Fall, daß diese
notwendig sein sollten, auch sämtliche Umstellungsarbeiten peni-
bel dokumentieren.
Für den Fall, daß der Lieferant selbst nicht in der Lage ist, die
gewünschte Auskunft zu erteilen, eine Überprüfung durchzuführen
oder nicht gewillt ist, die Haftung dafür zu übernehmen, sollte
jedenfalls fachkundige Assistenz beigezogen werden, und auch
das sollte entsprechend dokumentiert werden. In weiterer Folge
sollten dann die vom Fachmann angeratenen Maßnahmen auch
durchgeführt werden.
Es sollte jedenfalls bei Umsetzung dieser Maßnahmen nicht ge-
spart werden, da Sparsamkeit insofern falsch am Platz wäre, weil
jemand, der nicht einmal überprüfen läßt, ob sein EDV-System
Jahr-2000-fähig ist, sich der Gefahr der Geltendmachung des Dek-
kungsausschlusses gem Artikel 4/I/3 AVBV (Allgemeine Bedingun-
gen zur Haftpflichtversicherung für Vermögensschäden (AVBV
1951) oder des § 152 VersVG aussetzt.
Artikel 4/I/3 AVBV lautet wie folgt:

„Der Versicherungsschutz bezieht sich nicht auf Haftpflichtansprüche wegen
Schadensstiftung durch wissentliches Abweichen von Gesetz, Vorschrift,
Anweisung oder Bedingung des Machtgebers (Berechtigten) oder durch son-
stige wissentliche Pflichtverletzung.“

Nach einhelliger deutscher Lehre- und Rechtsprechung bedeutet
wissentlich im Sinne dieser Bedingungsbestimmung nicht Vorsatz
im herkömmlichen Sinn, dh daß die subjektive Tatseite nicht auf
die aus der Unterlassung resultierenden Folgen gerichtet sein muß,
sondern bloßes Wissen um die Rechtswidrigkeit des Handelns
genügt.
§ 152 VersVG lautet:

„Der Versicherer haftet nicht, wenn der Versicherungsnehmer vorsätzlich
den Eintritt der Tatsache, für die er dem Dritten verantwortlich ist, widerrecht-
lich herbeigeführt hat.“

Dabei genügt dolus eventualis.
Nachdem, wie einleitend ausgeführt, in sämtlichen Medien bereits
seit Monaten über diese möglichen technischen Probleme berichtet
wurde, wird sich ein Mitglied eines rechtsberatenden Berufes im Fal-
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le des Schadenseintrittes nicht darauf berufen können, diese und
auch die daraus resultierenden möglichen Schäden nicht gekannt
zu haben. Daraus ergibt sich im Sinne der vorstehend angeführten
Bestimmungen aber eindeutig, daß jeden Rechtsberater die Pflicht
trifft, durch Abwehrmaßnahmen den Eintritt von Schäden bei seinen
Klienten durch eine entsprechende Überprüfung und, wenn notwen-
dig, Erneuerung seiner EDV von vornherein zu vermeiden.

Dem Deckungsersuchen eines Versicherungsnehmers, der ein älte-
res EDV-System verwendet, das durch ein „Jahr-2000-Problem“
einen Fehler verursacht und der dies nicht prophylaktisch testen hat
lassen, wird aufgrund des durch die Medien geschaffenen Problem-
bewußtseins der Haftpflichtversicherer zu Recht unter Berufung auf
die beiden oben zitierten Bestimmungen Leistungsfreiheit einwen-
den. Jeder Rechtsberater, der die entsprechenden Überprüfungen
unterlassen hat, wird es sich daher selbst zuzuschreiben haben,
wenn in seinem Bereich eine Millenniumsbombe explodieren sollte.

Wolfgang Völkl

Euroumstellung und Firmenbuch
Bereits mehrfach haben Firmenbuchgerichte bei der Umstellung
des Stammkapitals von Schilling auf Euro eine Gebühr von

S 1500,– gem TP 10 lit I b GGG vorgeschrieben, obwohl Anmel-
dungen zur Eintragung in das Firmenbuch, mit der die Umstellung
des Stammkapitals von Schilling auf Euro beantragt wird, gem § 7
Abs 1 des 1. EuroJuBeG dann von den Gerichtsgebühren befreit
sind, wenn die Anmeldung vor dem 1. 1. 2003 beim Firmenbuch-
gericht eingelangt ist. Demgemäß sollten die Zahlungsaufforde-
rungen der Firmenbuchgerichte entsprechend genau überprüft
werden und im Falle der Mißachtung der genannten Befreiungs-
bestimmung Einwendungen erhoben werden. Die bisherigen
Erfahrungen zeigen, daß die Firmenbuchgerichte kurzfristig Be-
richtigungsbeschlüsse erlassen.

Bernhard Hüttler

Insolvenzstatistiken
1. Halbjahr 1999
Für das erste Halbjahr des Jahres 1999 liegen sowohl vom Kredit-
schutzverband von 1870 als auch vom Alpenländischen Kredito-
renverband erarbeitete Insolvenzstatistiken vor. Diese Statistiken
können ab sofort im Generalsekretariat des ÖRAK eingesehen
werden.
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Inland
2. bis
4. Sept.

Wien
Real East, The 1st property convention for Central
and Eastern Europe
Recht und Steuern im Immobilienbereich Zentral- und
Osteuropas

6. Sept. Wien
ÖRAV-Seminar: Grundbuch I – RegR Franz Eidenber-
ger

7. Sept. Wien
ÖRAV-Seminar: ÖRAV-Seminar: Grundlehrgang
(BU-Kurs)

8. Sept. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Vergabe 2000 –
Mag. Dr. Michael Fruhmann, Mag. Martin Platzer

9. Sept. Wien
Verlag Österreich – Seminare: ADR-Novelle – Schwer-
punkt Gefahrgutbeauftragter – Dipl.-Ing. Heinz Bur-
zer, MinR Dr. Gustav Kafka

9. Sept. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Aktuelle Recht-
sprechung im Arbeitsrecht – Dr. Bernhard Gruber,
Dr. Gerhard Kuras

9. Sept. Raum Oberösterreich
Anwaltliche Vereinigung für Mediation und koopera-
tives Verhandeln (AVM): Grundseminar Mediation

13. Sept. Wien
MANZ-Seminar: Peter-Erik Czák, Rhetorik-Crash –
Prägnanz, Motivation, Charisma

13. Sept. Wien
ÖRAV-Seminar: Kurrentien-Grundseminar – RA
Dr. W. Miller, RA Dr. F. Valzachi

13. und
14. Sept.

Wien
MANZ-Seminar: Univ.-Prof. Dr. Samy Molcho, Erfolg-
reich mit Körpersprache – Das Intensiv-Seminar für
Verhandeln, Verkaufen und Führen

13. bis
17. Sept.

Wien
WU Wien – Abteilung für Unternehmensrecht: Forum
für internationales Wirtschaftsrecht
Prof. Harry Rajak, Einführung in das englische Gesell-
schaftsrecht unter besonderer Berücksichtigung der
EU-rechtlichen Rahmenbedingungen und der engli-
schen Corporate Governance Diskussion

14. Sept. Wien
ÖRAV-Seminar: Fristen – RA Dr. H.P. Wachter

14. Sept. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Musterdienstverträge –
Varianten der Vertragsgestaltung im Arbeitsrecht –
Mag. Dr. Gabriela Petrovic

14. Sept. Klagenfurt
Kärntner Juristische Gesellschaft: Sozialversicherungs-
pflicht für freie Dienstverträge – Die Neufassung der
Werkvertragsregelung auf dem Prüfstand – ao.Univ.-
Prof. Dr. Reinhard Resch

15. Sept. Wien
Verlag Orac/Akademie für Recht & Steuern (ARS):
Internet für Juristen – Chefredakteur Josef Broukal,
MMag. Dr. Albrecht Haller

15. Sept. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Bauaufträge im Ver-
gabe-Dschungel – BVergG und ÖNORM A 2050 –
Dr. Hans Gölles, Dipl.-Ing. Dr. Andreas Kropik, Dipl.-
Ing. Peter Fischer

15. bis
18. Sept.

Wien
Wiener Konferenz für Mediation

16. Sept. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Das Verfahren vor der
Schlichtungsstelle – SR Dr. Peter Heindl, Mag. Dr.
Alfred Popper

16. Sept. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Der GmbH-Geschäfts-
führer im Spannungsfeld gegensätzlicher Interessen –
Rechte, Pflichten und Haftung – Mag. Dr. Bernhard
Huber, LLM

16. bis
18. Sept.

Wien
DACH: 21. DACH-Tagung: „Die Stiftung“

17. Sept. Salzburg
ÖRAV-Seminar: ÖRAV-Seminar: Grundlehrgang
(BU-Kurs)

17. Sept. Wien
MANZ-Seminar: Uschi Eichinger, Das Mega Memory
Seminar für Kanzleikräfte – Ein ausgezeichnetes Ge-
dächtnis ist keine Hexerei . . .

17. Sept. Klagenfurt
Kärntner Juristische Gesellschaft: Die neuen Zeitmiet-
verträge – Dr. Oskar Tonkli

18. Sept. Wien
Ueberreuter Managerakademie: Erfolgreiche Kom-
munikation in Ihrer Kanzlei – Mag. Daniela Castner
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20. bis
24. Sept.

Altmünster/Traunsee
Rechtswissenschaftliche Fakultäten der Universitäten
Linz und Wien: Seminar für absolvierte Juristen auf
dem Gebiete des bürgerlichen Rechts und des zivil-
gerichtlichen Verfahrensrechts

22. Sept. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Liegenschaftsbewer-
tung – OStBR Dipl.-Ing. Werner Böhm

22. Sept. Wien
Verlag Österreich – Seminare: AVRAG-Spezial –
Univ.-Prof. Dr. Franz Schrank

23. Sept. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Der unlautere Wettbe-
werb – Die Grenzen der Unternehmerfreiheit –
Mag. Dr. Bernhard Huber

23. Sept. Wien
immolex-/MANZ-Seminar: RA Dr. Franz Terp, Ri
Dr. Peter Kovanyi, Aktuellste Judikatur des OGH in
Mietrechtssachen

24. Sept. Wien
MANZ-Seminar: Mag. Renate Pregartner, Telefon-
training für Kanzleikräfte – Mit Erfolg verbunden

27. Sept. Wien
Ueberreuter Managerakademie: Steuerrecht für Juri-
sten – Mag. Dr. Anton Egger

28. Sept. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Im Labyrinth des
AWG – Mag. Dr. Wolfgang List

29. Sept. Wien
Forum Institut für Management: Die Steuerreform
2000 – WP u StB Prof. Mag. Dr. Karl Bruckner, MR
Univ.-Doz. Dr. Peter Quantschnigg, Dr. Wolfgang
Nolz

29. Sept. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Bauaufträge im Ver-
gabe-Dschungel – BVergG und ÖNORM A 2050 –
Dr. Hans Gölles, Dipl.-Ing. Dr. Andreas Kropik, Dipl.-
Ing. Peter Fischer

29. Sept. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Auslandsentsendun-
gen – Mag. Dr. Rita-Maria Kirschbaum

29. Sept. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Forderungsbesiche-
rung und -einbringung in Ungarn – Dr. Georg Wal-
derdorff, Dr. Andrea Hegedüs

30. Sept. Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Das neue
Datenschutzrecht – Neueste Änderungen im Verfas-
sungsausschuß – MR Mag. Dr. Waltraud Kotsch,
Mag. Ralph Kilches

30. Sept. Wien
Service Management-Seminare: Verkaufsleiter-Work-
shop

30. Sept.
und
1. Okt.

Wien
Ueberreuter Managerakademie: Das österreichische
Schadenersatzrecht in praktischen Fällen II – Univ.-
Prof. Dr. Bernd Schilcher, Univ.-Prof. Dr. Wolfgang
Holzer, Univ.-Prof. Dr. Willibald Posch

1. Okt. Graz
ÖRAV-Seminar: Grundbuch I – RegR Franz Eidenber-
ger

4. Okt. Wien
Ueberreuter Managerakademie: Markenrecht ak-
tuell – RA DDr. Meinhard Ciresa, RA Dr. Reinhard
Schanda

5. Okt. Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Erfah-
rungen mit Lauschangriff und Rasterfahndung – HR
Hon.-Prof. Dr. Rudolf Machacek

6. Okt. Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Sozialversicherungs-
rechtliche Folgen der Ehescheidung – Dr. Bernhard
Atzmüller

7. Okt. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Aktuelles aus dem un-
garischen Unternehmensrecht – Dr. Georg Walder-
dorff, Dr. Andrea Hegedüs

7. Okt. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Ehrenschutz und Me-
dienstrafrecht – Dr. Peter Ozlberger, Dr. Bruno Weis

7. Okt. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Erhalten und Verbes-
sern im MRG – Dr. Peter Kovanyi, Dr. Franz Terp

7. bis
10. Okt.

Wien
World Jurist Association: Kongreß aus Anlaß der
10jährigen Wiederkehr der Beseitigung des Eisernen
Vorhanges

8. Okt. Wien
ÖRAV-Seminar: Kosten I – RA Dr. Andreas Grundei

11. Okt. Wien
ÖRAV-Seminar: Kurrentien-Spezialseminar – RA
Dr. W. Miller, RA Dr. F. Valzachi
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13. Okt. Wien
Ueberreuter Managerakademie: Das neue österrei-
chische Übernahmerecht – Univ.-Prof. Dr. Peter Do-
ralt, LL.M. (Harvard), Univ.-Prof. Dr. Konrad Fuchs,
MMag. Martin Winner

14. Okt. Raum Wien
Anwaltliche Vereinigung für Mediation und koopera-
tives Verhandeln (AVM): Grundseminar Mediation

14. Okt. Raum Tirol
Anwaltliche Vereinigung für Mediation und koopera-
tives Verhandeln (AVM): Grundseminar Mediation

14. bis
16. Okt.

Werfenweng, Salzburg
Anwaltliche Vereinigung für Mediation und koopera-
tives Verhandeln (AVM): Einführung in Familien- und
Wirtschaftsmediation, Dr. Gerhard Falk

16.  und
17. Okt.

Wien
Anwaltliche Vereinigung für Mediation und koopera-
tives Verhandeln (AVM): Mediation im Strafrecht

19.  und
20. Okt.

Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Internet – die
Rechtsfrage – Referententeam

20. Okt. Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Sorgfaltsmaßstäbe
im Schadenersatz- und Strafrecht – RA Univ.-
Doz. DDr. Peter Lewisch

21. Okt. Wien
Ueberreuter Managerakademie: EuGVÜ und LGVÜ –
o. Univ.-Prof. Dr. Bernhard König

21. Okt. Wien
Ueberreuter Managerakademie: Vergaberecht in
Österreich – DI Peter Fischer, DI DDr. Walter J. Jabu-
rek, RA Dr. Rainer Kurbos, Ing. Mag. Franz Schi-
mann

28. Okt. Wien
Ueberreuter Managerakademie: Die Folgen des Kal-
kulationsirrtums – insbesondere im Vergabewesen –
HR Dr. Franz Hartl, Vizepräs. Dr. Horst Schlosser

29. Okt. Salzburg
Anwaltliche Vereinigung für Mediation und koopera-
tives Verhandeln (AVM): Jahresfortbildung in Wirt-
schaftsmediation

2. Nov. Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Aktuelle
Probleme der Reform des Strafprozeßrechts – em.
Univ.-Prof. Dr. Reinhard Moos

5. Nov. Klagenfurt
Kärntner Juristische Gesellschaft: Medienrecht und
Persönlichkeitsschutz – RA Dr. Stefan Ruggenthaler,
RA Dr. Ulrich Polley

6. Nov. Klagenfurt
Kärntner Juristische Gesellschaft: Medienrecht und
Persönlichkeitsschutz – RA Dr. Stefan Ruggenthaler,
RA Dr. Ulrich Polley

12. Nov. Raum Vorarlberg
Anwaltliche Vereinigung für Mediation und koopera-
tives Verhandeln (AVM): Grundseminar Mediation

15. Nov. Wien
ÖRAV-Seminar: Kurrentien-Spezialseminar – RA
Dr. W. Miller, RA Dr. F. Valzachi

17. Nov. Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Probleme der Privat-
stiftung – RA Hon.-Prof. DDr. Hellwig Torggler

19. und
20. Nov.

Wien
Deutscher Anwaltverein – ARGE Steuerrecht: Steuer-
anwalt International

20. Nov. Wien
Anwaltliche Vereinigung für Mediation und koopera-
tives Verhandeln (AVM): Die Rolle des Kindes im
Scheidungsverfahren/Scheidungsmediation

25. Nov. Raum Salzburg
Anwaltliche Vereinigung für Mediation und koopera-
tives Verhandeln (AVM): Grundseminar Mediation

30. Nov. Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Das neue
Markenrecht – Univ.-Prof. Dr. Heinz Keinert

1. Dez. Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Unterkapitalisierung
von Kapitalgesellschaften – RA Dr. Stephan Frotz

11. Jan.
2000

Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Festver-
anstaltung anläßlich des 40jährigen Bestehens der
OÖ Juristischen Gesellschaft, Festvortrag, gehalten
von o.Univ.-Prof. Dr. Karl Korinek, Vizepräsident des
VfGH

14. Jan.
2000

Wien
ÖRAV-Seminar: RA Dr. H.P. Wachter, RA Dr. W.
Miller, Einführungsseminar
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Ausland
5. bis
9. Sept.

Cambridge
Clare College: Non-Judicial Settlement of Disputes in
International Business Transactions

9. und
10. Sept.

Prag
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Recent
Developments in European Competition Law

13. und
14. Sept.

Trier
MANZ-Seminar: Referententeam, Die Praxis des euro-
parechtlichen Gerichtsverfahrens – Das Seminar vor
Ort für österreichische Juristen

16. bis
18. Sept.

Warschau
Union Internationale des Avocats (UIA): International
Arbitration in Poland

19. bis
23. Sept.

Cambridge
Fitzwilliam College: Negotiating & Drafting Interna-
tional Commercial Contracts

23. und
24. Sept.

Bruegge
American Bar Association: 2nd Annual International
Symposium on the Implementation of the OECD Con-
vention on Combating Bribery of Foreign Public Offi-
cials in International Business Transactions

26. Sept.
bis 1. Okt.

Barcelona
International Bar Association (IBA): Business Law
International

27. und
28. Sept.

Trier
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Gemein-
schaftsrecht für Zivilrechler (Gemeinschaftsrecht und
Privatrecht)

30. Sept.
bis 3. Okt.

Warschau
Internationale Juristenkommission: Konferenz der
europäischen Sektionen – New Europe – Marking
Rights Real

1. und
2. Okt.

Frankfurt
Europäische Rechtsanwaltsvereinigung (Association
Européenne des Avocats A.E.A.): Bankrecht (Corpo-
rate Finance)

3. bis
6. Okt.

Budapest
World Jurist Association: Vor-Kongreß

15. und
16. Okt.

Pisa
AIJA-Seminar: Redaktion eines internationalen Ver-
triebsvertrages

23. Okt. Gent
Vlaamse Conferentie der Balie von Gent: annual
opening meeting

3. bis
7. Nov.

New Delhi
UIA: Jahreskongreß

12. Nov. Trier
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Internatio-
nales Steuerrecht und Steuerplanung in Europa

18. bis
20. Nov.

Warschau
AIJA-Seminar: Private-Public-Partnership: Rechtliche
Rahmenbedingungen für privatfinanzierte Infrastruk-
turprojekte in Zentral- und Osteuropa

30. Jänner
2000

Caen
The Caen Memorial: 11th International Competition of
Counsel´s Speeches

2. bis
4. März
2000

New Delhi
The Indian Council of Arbitration (ICA): International
Arbitration Conference

26. März
bis 2. April
2000

Val d’Isère
XXVII. Skilex Kongreß

10. bis
14. April
2000

Nicosia
Cyprus Bar Association: International Law Congress



462 AnwBl 1999/8

Schon gelesen?

Eine vollbeendete Gesellschaft des Handelsrechts ist grundsätzlich
nicht mehr parteifähig. Wird die beklagte Kapitalgesellschaft wäh-
rend eines anhängigen Prozesses gelöscht, ist das Verfahren auf
Begehren des Klägers jedoch fortzusetzen. Sonst ist die Klage zu-
rückzuweisen und das bisherige Verfahren für nichtig zu erklären.
OGH 22. 10. 1998, 8 ObA 2344/96f (verstärkter Senat) RdW
1999, 143 = ecolex 1999, 176 = GesRZ 1999, 34 (Dellinger).

■

Unternehmensverpachtungen nach dem 28. 2. 1994 geben dem
Vermieter grundsätzlich das Recht zur Anhebung des Mietzinses
für den Zeitraum der Pachtzeit. Eine Ausnahme hievon ist nur in
§ 12a Abs 6 MRG normiert. OGH 16. 9. 1998, 3 Ob 35/97m,
ecolex 1999, 177 (LS).

■

Die Vorgesellschaft iS des § 2 GmbHG kann im Stadium vor Ein-
tragung in das Firmenbuch nicht Arbeitgeber sein; in dieser Funk-
tion tritt der für sie Handelnde auf. OGH 10. 12. 1998, 8 ObS
162/98a, wbl 1999, 126.

Die Regelungen des GmbHG in der Fassung EU-GesRÄG zum
Insich-Geschäft des Alleingesellschafter-Geschäftsführers sind auf
einen Alleingeschäftsführer, der nur Minderheitsgesellschafter ist,
nicht anzuwenden. OGH 29. 10. 1998, 6 Ob 175/98y, RdW
1999, 141.

■

Art 4, 7. ZP MRK: ne bis in idem; Idealkonkurrenz (Art 14 MRK)
Art 4, 7. ZP MRK schließt nicht das Vorliegen zweier verschie-
dener strafbarer Handlungen aus, selbst wenn beide vom gleichen
strafrechtlichen Sachverhalt umfaßt sind und von verschiedenen
Gerichten abgeurteilt wurden, vor allem dann, wenn, wie im vor-
liegenden Fall, die Strafen nicht kumuliert werden, sondern die
geringere Strafe von der höheren Strafe absorbiert wurde. EGMR
30. 7. 1998, Nr 84/1997/868/1080 im Fall Oliveira gegen die
Schweiz, ÖJZ 1999, 3 MRK.

■

§ 81 Z 2 StGB (§ 281 Abs 1 Z 2 StPO, § 5 Abs 6 StVO): Verkehrs-
unfall, bewußtloser Kfz-Lenker, Blutabnahme im Spital, Verwer-
tung des Untersuchungsergebnisses. Widerruf der Einverständnis-
erklärung:
a) Die Beschlagnahme und Untersuchung einer anläßlich einer
Notvorsorge in einem Krankenhaus einem bewußtlosen Kfz-Lenker,
der einen Verkehrsunfall verursacht hatte, abgenommenen Blut-
probe stellt keinen nichtigen Vorerhebungs- oder Vorerhebungsakt
dar.
b) Eine vom Kfz-Lenker (nachträglich) erteilte Einverständniserklä-
rung zur Verwertung der so erlangten Blutproben ist unwiderruf-
lich. OLG Wien 18. 1. 1996, 23 Bs 415/95, ZVR 1999, 18.

■

§ 11 FinStrG (Rechtliche Gleichwertigkeit der Beteiligungsformen):
Auch im Finanzstrafverfahren ist es unerheblich, daß das Verhalten
des Bf nach der Sachverhaltsgrundlage rechtsrichtig als Beitrags-
täterschaft zu beurteilen wäre, weil gemäß der durch § 11 FinStrG
institionalisierten Einheitstäterschaft die drei Täterschaftsformen
rechtlich gleichrangig sind. OGH 27. 8. 1998, 15 Os 124/98,
EvBl 1999, 27.

■

Art 8 MRK: Telefonüberwachung (Art 13 und 50 MRK):
Telefongespräche, die von einer Anwaltskanzlei aus oder mit die-
ser geführt werden, fallen unter die Begriffe „Privatleben“ oder
„Briefverkehr“ iSd Art 8 Abs 1 MRK.
Das Anzapfen von Telefonen und andere Formen der Über-
wachung von Telefongesprächen bilden einen schweren Eingriff
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in das Privatleben und den Briefverkehr, sie müssen daher auf ein
Gesetz gegründet sein, das besonders präzise ist. Weder gesatz-
tes noch ungesatztes innerstaatliches Recht lassen mit hinreichen-
der Klarheit das Ausmaß und die Art des behördlichen Ermessens
erkennen. Urteil des EGMR 25. 3. 1998, Nr 13/1997/797/
1000 im Fall Kopp gegen die Schweiz, ÖJZ 1999, MRK-Entschei-
dung Nr 4.

■

§ 29 Abs 3 lit b (§ 28 Abs 3 lit b) FinStrG (Selbstanzeige):
Für die Annahme einer die strafbefreiende Wirkung der Selbst-
anzeige ausschließenden Tatentdeckung genügt ein wenn auch
begründeter Anfangsverdacht allein nicht; der Verdacht muß sich
vielmehr soweit verdichtet haben, daß bei vorläufiger Tatbeurtei-
lung der Nachweis der Verwirklichung des objektiven Tatbestands
eines Finanzvergehens wahrscheinlich ist. Eine Tat ist weiters nur
dann „entdeckt“, wenn sie ein Organwalter der Behörde wahr-
genommen hat. Die automatisierte Zusendung von Erinnerungen
als Ergebnis einer EDV-mäßigen Überwachung der Entrichtung
selbst zu berechnender Abgaben ist keine Tatentdeckung und steht
einer strafbefreienden Selbstanzeige nicht entgegen – seit dem Ab-

gabenänderungsgesetz 1989 besteht keine Pflicht zur Einreichung
einer Voranmeldung, wenn sich für den Vorauszahlungszeitraum
keine Abgabenschuld ergibt. Aus der bloßen Nichtabgabe einer
Voranmeldung oder dem Unterbleiben einer Umsatzsteuervoraus-
zahlung allein kann die Verwirklichung eines Finanzvergehens da-
her nicht erschlossen werden. OGH 25. 8. 1998, 11 Os 41/98,
EvBl 1999, 28.

■

§ 10 MSchG: Vorlage einer Schwangerschaftsbestätigung nicht
bloße Ordnungsvorschrift; innerhalb der 5-Tage-Frist ist gleich-
zeitig mit der Meldung auch die ärztliche Bestätigung über die
Schwangerschaft vorzulegen. OGH 23. 12. 1998, 9 ObA 303/
98v, Judikaturbeilage „Zeitschrift für Arbeitsrecht und Sozialrecht“
1999, 18 (Heft 3, Mai 1999).

■

Diese Ausgabe von „Schon gelesen?“ entstand unter Mitwirkung
von Dr. Manfred Ainedter, Dr. Harald Bisanz und DDr. Hellwig
Torggler.
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RA Dr. Herbert Hochegger, Wien

150 Jahre provisorische Advokatenordnung

I. Die provisorische Advokatenordnung
vom 16. 8. 1849

Justizminister Dr. Anton Ritter von Schmerling hat den Entwurf der
provisorischen Advokatenordnung am 11. 8. 1849 dem Kaiser
vorgelegt, welcher sie mit Kaiserlicher Verordnung vom 16. 8.
1849, RGBl Nr 364, genehmigt hat. Die provisorische Advokaten-
ordnung selbst wurde als Beilage zu dieser Verordnung kundge-
macht.

Grundlage für die in der Verordnung enthaltenen Regelungen wa-
ren die Ideen der Revolution von 1848. Man wollte 100 Jahre
nach dem Erscheinen von Montesquieus richtungsweisendem
Werk „L’esprit de lois“ und 60 Jahre nach dem Inkrafttreten der
Verfassung der Vereinigten Staaten, in welcher die Gewaltentei-
lung bereits vorbildlich verwirklicht wurde, auch in der Monarchie
die Gewaltenteilung herbeiführen, dazu zählt unter anderem die
Unabhängigkeit der Gerichte und auch die Trennung zwischen
Gerichten und Parteienvertretern, also die Unabhängigkeit der
Rechtsanwaltschaft.

Den revolutionären Ideen des Jahres 1848 folgte sehr bald die
konservative Reaktion. Der Geist beider Strömungen kommt in der
provisorischen Advokatenordnung klar zum Ausdruck. Einerseits
wurde die Bildung von Advokatenkammern und damit teilweise ei-
ne Selbstverwaltung ermöglicht, was liberalem Gedankengut ent-
spricht, andererseits konnte man sich von den Fesseln der staat-
lichen Aufsicht über Advokaten nicht lösen. Die Ernennung der
Advokaten sollte weiterhin dem Justizminister obliegen, desglei-
chen sollte die Aufsicht den Appellations-(Oberlandes-)gerichten
übertragen werden.

Auch wenn sohin die provisorische Advokatenordnung ein bedeu-
tender Schritt in Richtung Selbstverwaltung der Advokaten war,
konnte das Ziel aller liberalen Bestrebungen, nämlich die voll-
ständige Unabhängigkeit des Rechtsanwaltstandes, erst durch die
Advokatenordnung 1868 und das Disziplinarstatut von 1872
verwirklicht werden.

Trotzdem kommt dem damaligen Justizminister Schmerling durch
seine Initiative, die zur Erlassung der provisorischen Advokaten-
ordnung geführt hat, ein bedeutender Verdienst zu, auch wenn er
sich zu einer vollständigen Unabhängigkeit des Standes nicht
durchringen konnte, was sicherlich auch damit zusammenhängt,
daß die revolutionären Ideen des Jahres 1848 sehr schnell vom
Geiste der Reaktion abgelöst wurden.

Besonderer Erwähnung bedarf allerdings, welche Fragen Schmer-
ling anläßlich seines Vortrages beim Kaiser am 11. 8. 1849
behandelt hat, weil darin am besten der herausragende und weit-
blickende Geist dieses großen österreichischen Juristen zum Aus-

druck kommt. Schmerling hat sich vor allem eingehend mit den Fra-
gen der Beschränkung der Zahl der Advokaten und deren Ausbil-
dung auseinandergesetzt. Schmerling hat die Vor- und Nachteile
der Beschränkung der Zahl der Advokaten dargestellt, schließlich
für eine Beschränkung der Anzahl plädiert und dies vor allem da-
mit begründet, daß dadurch die wirtschaftliche Grundlage für die
Ausübung der Advokatur gesichert wäre, was im Interesse des An-
sehens des Advokatenstandes und des Vertrauens des Publikums
zu ihm notwendig sei. Auch wenn heute niemand mehr die Idee ei-
ner Beschränkung der Anzahl der Rechtsanwälte vertreten würde,
ist der gedankliche Ansatz der Argumentation von Schmerling
noch immer von größter Aktualität, nämlich die Sicherung der wirt-
schaftlichen Basis des Standes der Rechtsanwälte, die nicht als Ge-
werbetreibende anzusehen sind, sondern eine besondere Aufgabe
und Funktion im Rechtsstaat zu erfüllen haben, weshalb die Siche-
rung der wirtschaftlichen Existenz auch eine Frage des Funktionie-
rens rechtsstaatlicher Institutionen ist und daher unter diesem Ge-
sichtspunkt zu behandeln ist und nicht so wie in der bekannten IHS-
Studie, nach welcher das Einkommen Freiberuflicher zu Wohl-
standseinbußen in der Bevölkerung führe. Bereits Schmerling hat
erkannt, daß das Gegenteil der Fall ist, daß nämlich ein auf gesun-
der wirtschaftlicher Basis agierender Anwaltsstand eine wesentli-
che Voraussetzung für das Funktionieren der rechtsstaatlichen Insti-
tutionen ist, weshalb daran besonders erinnert werden soll, damit
es in unserer schnellebigen und (scheinbar) nur auf Wohlstand aus-
gerichteten Zeit nicht in Vergessenheit gerät, weil Wohlstand nicht
nur in der Summe aller materiellen Güter bestehen kann.

Auch die wissenschaftliche Bildung der Advokaten wurde von
Schmerling besonders hervorgehoben, weshalb er als Berufsvor-
aussetzung das Doktorat für notwendig erachtete. Auch in diesem
Punkt muß auf die aktuelle Diskussion verwiesen werden, welche
sich derzeit mit der möglichen Einführung eines Bakkalaureates
für Juristen und/oder eines gewerblichen Rechtsberaters befaßt,
Ideen, welche Schmerling sicher vehement zurückgewiesen hätte.
Was vor 150 Jahren als gesicherte Erkenntnis galt, nämlich die
Notwendigkeit der wissenschaftlichen Ausbildung der Rechtsan-
wälte, muß in unserer Zeit, welche zweifellos noch höhere Anfor-
derungen an diesen Berufstand stellt, umso mehr gelten.

II. Die Wiener und niederösterreichische
Advokatenkammer

Erst mehr als ein halbes Jahr nach Erlaß der provisorischen Advo-
katenordnung kam es zur Konstituierung der Wiener Advokaten-
kammer. In einem Antrag des Dekans der juridischen Fakultät der
Universität Wien, Dr. Eugen Megerle von Mühlfeld, welcher gleich-
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zeitig Vorstand des Advokatenkollegiums war, vom 8. 3. 1850 an
den Justizminister Schmerling wurde mitgeteilt, daß die Wiener
Advokaten die Bildung der Advokatenkammer anstreben. Es wur-
de daraufhin im Wege über das niederösterreichische Appella-
tionsgericht (OLG Wien) am 19. 3. 1850 die Bewilligung erteilt,
daß sich sämtliche Wiener Advokaten zu einer Advokatenkammer
zusammenschließen dürfen. Dr. Mühlfeld hat das Wiener Advoka-
tenkollegium zu einer Versammmlung am 28. 3. 1850 einberufen.
Nach einer längeren Diskussion über die Vorgangsweise bei der
Konstituierung der Advokatenkammer wurde sodann einstimmig
die sofortige Konstituierung beschlossen, womit man sich über den
Auftrag des Justizministers an das niederösterreichische Appella-
tionsgericht, welchem die Bildung der Advokatenkammer aufgetra-
gen wurde, hinweggesetzt hat.

Weiters hat die Versammlung Dr. Mühlfeld zum Präsidenten der
Advokatenkammer gewählt. Über Vorschlag des Präsidenten wur-
de die Zahl der Ausschußmitglieder mit 12 festgelegt. Noch in der
selben Versammlung wurden 12 Ausschußmitglieder gewählt. Die
Versammlung wurde sodann zur Durchführung weiterer Wahlen
auf den 30. 3. 1850 vertagt.

Die provisorische Advokatenordnung sah in § 2 vor, daß die Advo-
katenkammern von sämtlichen Advokaten, welche im Sprengel ei-
nes Landesgerichtes ihren Wohnsitz haben, gebildet werden, mit
Genehmigung des Justizministers war die Bildung von Advokaten-
kammern für mehrere Landesgerichtssprengel zulässig.

Erst ab dem Jahre 1851 schlossen sich auch die Advokaten der
Kreisgerichtsstädte Niederösterreichs der Wiener Kammer an. In
der Vollversammlung der Wiener Kammer am 17. 5. 1861 wurde
von Dr. Haerdtl der Antrag gestellt, alle Advokaten Niederöster-
reichs in die Wiener Kammer aufzunehmen. Die Kammer hat sich
sodann als niederösterreichische Advokatenkammer konstituiert.
Mit Erlaß des Justizministeriums vom 19. 8. 1861, Z 7688, wurde
die Bildung der niederösterreichischen Advokatenkammer, beste-
hend aus allen Rechtsanwälten Niederösterreichs, genehmigt.

Was in den Jahren 1851 bis 1861 langsam zusammengewach-
sen ist und zur Bildung der gemeinsamen Rechtsanwaltskammer für
Wien und Niederösterreich geführt hat, wurde im Jahre 1987
bedauerlicherweise und ohne wirkliche Notwendigkeit zerrissen.
Bereits damals hätte eine weitsichtige und zukunftsorientierte Stan-
despolitik dafür eintreten müssen, das Gemeinsame nicht zu zer-
schlagen, sondern zu erhalten und auszubauen, und zwar in Rich-
tung einer schlagkräftigen und effizienten Vertretung aller Rechts-
anwälte Österreichs auf Bundesebene.

III. Die Selbstverwaltung durch
die Advokatenkammer

Den Advokatenkammern wurden gem § 4 der provisorischen Ad-
vokatenordnung insbesondere die Erlassung der Geschäftsord-
nung für die Kammer selbst und den Ausschuß, die Feststellung des

Wirkungskreises des Ausschusses, die Erstattung von Gutachten
über die Verleihung von Advokatenstellen und die Erstattung von
Äußerungen im Fall einer beantragten Suspendierung oder Entlas-
sung eines Advokaten sowie die Erstattung von Gesetzesvorschlä-
gen zugewiesen.

Dazu kommen noch die Wahlen des Präsidenten der Kammer, der
Ausschußmitglieder und der Prüfungskommissäre.

Wesentlich erscheint, daß der Advokatenkammer bereits durch die
provisorische Advokatenordnung die Aufrechterhaltung der Ehre
und Würde des Advokatenstandes übertragen wurde.

Des weiteren erhält die provisorische Advokatenordnung detail-
lierte Regelungen über die Zulassung zur Advokatur und die Advo-
katenprüfung. Die Prüfungskommission setzte sich aus einem Rats-
mitglied des Appellationsgerichtes als Vorsitzendem, zwei Justiz-
räten und zwei Advokaten zusammen. Die Prüfungskommission
hatte lediglich darüber zu befinden, ob die Befähigung des Kandi-
daten zur Ausübung der Advokatur gegeben ist oder nicht, ohne
ein bestimmtes Kalkül festzusetzen, eine Regelung, welche dem
Sinn und Zweck der Prüfung besser entspricht als die heutige Rege-
lung.

Weiters enthält die provisorische Advokatenordnung Regelungen
über die Bestellung des Vertreters in Armensachen (§ 19) und die
Bestimmung, daß sich das Vertretungsrecht des Advokaten nur auf
den Sprengel des Appellationsgerichtes bezieht, in welchem der
Advokat seinen Wohnsitz hat (§ 9).

Die Selbstverwaltung war jedoch – wie bereits erwähnt – in zwei
wesentlichen Punkten eingeschränkt, nämlich dadurch, daß die Er-
nennung von Advokaten weiterhin dem Justizminister oblag (§ 1).
Weiters war der Justizminister berechtigt, die Vermehrung oder
Verminderung von Advokatenstellen anzuordnen. Das Ernennungs-
recht des Justizministers wurde erst durch die Advokatenordnung
1868 beseitigt. Es handelte sich dabei nicht um den letzten, jedoch
um den wesentlichen Schritt zur Verwirklichung der Unabhängig-
keit, weil dadurch jede politische Einflußnahme auf die Bestellung
von Rechtsanwälten ausgeschaltet wurde.

Der letzte Schritt zur vollständigen Herstellung der Unabhängigkeit
bestand in der Übertragung der Disziplinaraufsicht in den eigenen
Wirkungskreis durch das Disziplinarstatut von 1872. Bis zu die-
sem Zeitpunkt oblag die Disziplinaraufsicht gem § 20 der proviso-
rischen Advokatenordnung den Appellationsgerichten.

IV. Ist die Unabhängigkeit des Standes
auch heute noch gesichert?

Jene Institutionen, welche die Selbstverwaltung und Unabhängig-
keit der Rechtsanwälte garantieren und vor etwa 130 bis 150 Jah-
ren geschaffen wurden, bestehen heute noch unverändert. Kann
man daher davon ausgehen, daß die Unabhängigkeit der Rechts-
anwälte nach wie vor gewährleistet ist?
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Wesentlich für die Unabhängigkeit des Standes sind nicht nur die-
se Institutionen. Es müssen noch weitere Voraussetzungen gegeben
sein. Einerseits ist die Unabhängigkeit heute durch die sogenannte
Realverfassung gefährdet, andererseits durch die nicht mehr intak-
te wirtschaftliche Basis für den Berufsstand.

Institutionen können dann ihre Wirkung verlieren, wenn sie in der
Realität des politischen und wirtschaftlichen Lebens nicht mehr ge-
nügend beachtet werden, wenn die Ideen, welche diesen Institutio-
nen zugrunde liegen, im konkreten Fall die Ideen des Liberalismus
und der Revolution von 1848, nicht mehr die Bedeutung genießen,
die sie seinerzeit hatten. Damit ist es zu erklären, daß heute (noch)
nicht die die Unabhängigkeit gewährenden Institutionen selbst in
Frage gestellt werden, sondern sonstige Voraussetzungen für die
Unabhängigkeit des Standes. Es sei in diesem Zusammenhang
nochmals auf Schmerling verwiesen, der die Bedeutung der wirt-
schaftlichen Grundlage für den Stand als Voraussetzung für die
Unabhängigkeit erkannt und betont hat und der auch die wis-
senschaftliche Ausbildung als notwendige Voraussetzung für die
Berufsausübung hervorgehoben hat.

Es wird daher Aufgabe nicht nur jedes einzelnen Rechtsanwaltes,
sondern insbesondere einer verantwortungsvollen und zukunftsori-
entierten Standespolitik sein, alles zu unternehmen, um die Unab-
hängigkeit des Standes auch für die Zukunft zu sichern. So wie das
Recht täglich erkämpft werden muß, muß auch für die Unabhän-
gigkeit des Standes ständig gekämpft werden.

Dafür müssen sich vor allem und insbesondere die besten Köpfe
des Standes engagieren, dafür müssen alle Ressourcen des Stan-
des bestmöglich eingesetzt werden. Um in dieser laufend geführ-
ten Auseinandersetzung zu bestehen, muß der Stand seine Orga-
nisation schlagkräftiger gestalten und von der derzeitigen Zersplit-
terung der Kräfte abgehen.

Dies soll nicht als Plädoyer für mehr Zentralismus verstanden wer-
den, sondern als Plädoyer für die Zusammenfassung der vorhande-
nen Ressourcen und Kräfte und die Stärkung des Gemeinsamen
und der Solidarität.

Der Rückblick auf die provisorische Advokatenordnung aus 1849
und die Errichtung der für die Unabhängigkeit des Standes not-
wendigen Institutionen in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts,
eine Analyse des Ist-Zustandes und der unmittelbar bevorstehende
Schritt in das nächste Jahrhundert sind genügend Anlaß, über eine
Verbesserung der Organisation der Rechtsanwaltschaft nachzu-
denken, damit das, was vor mehr als 100 Jahren geschaffen wur-

de, auch in den nächsten 100 Jahren Bestand haben wird, näm-
lich die Unabhängigkeit des Standes sowohl in formaler als auch
in wirtschaftlicher Hinsicht.

Nicht nur eine jahrelange Erfahrung in der Standespolitik, son-
dern und vor allem eine distanzierte und sachliche Betrachtung
der bestehenden Organisationsformen führen zwangsläufig zur
Frage, ob den Interessen des Standes nicht durch eine stärke-
re Dachorganisation unter gleichzeitiger Wahrung des Subsi-
diaritätsprinzips besser gedient werden kann als durch die der-
zeitige Organisation, die zwangsläufig zu einer Zersplitterung
der Kräfte führen muß und die Gefahr einer Entsolidarisierung in
sich birgt.

Die Stärkung der Dachorganisation könnte dadurch erreicht wer-
den, daß dieser die ausschließliche Kompetenz zur Vertretung
und Wahrnehmung der Interessen der Rechtsanwaltschaft auf
Bundesebene übertragen wird, wobei die föderalistische Grund-
struktur aufrechterhalten werden sollte und die Interessen der
Rechtsanwaltskammern möglicherweise effizienter als derzeit da-
durch gewahrt werden könnten, daß Repräsentanten der einzel-
nen Rechtsanwaltskammern in einem ausgewogenen Verhältnis in
der Dachorganisation vertreten sind, wie dies derzeit in der
Delegiertenversammlung und im Präsidentenrat ohnehin der Fall
ist.

Der Rückblick auf die Entstehung der provisorischen Advokaten-
ordnung 1849 soll daher mit dem Appell enden, das damals Er-
reichte auch für die Zukunft abzusichern und die Gelegenheit
wahrzunehmen, anläßlich der bevorstehenden RAO-Novelle (Um-
setzung der Niederlassungsrichtlinie bis März 2000) die bereits
längst fällige Verbesserung der Organisation durch Stärkung des
Rechtsanwaltskammertages durchzuführen. Die Reformen der letz-
ten Jahre, insbesondere die Ausweitung der Organisationsformen
für die Berufsausübung (wie zB die Zulässigkeit der RA-GmbH
und die Aufhebung des Filialverbotes sowie die bevorstehende
Umsetzung der Niederlassungsrichtlinie) bieten dem einzelnen
Rechtsanwalt verbesserte Möglichkeiten für die Berufsausübung in
einem gemeinsamen Europa und damit zur Wahrung seiner wirt-
schaftlichen Unabhängigkeit. Ebenso und gleichzeitig sollten die
Voraussetzungen für die Stärkung der Standesorganisation ge-
schaffen werden, damit auch in Zukunft die Interessen des Stan-
des bestmöglich wahrgenommen und alle Angriffe auf seine
rechtliche und wirtschaftliche Unabhängigkeit erfolgreich abge-
wehrt werden können.
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I. Einleitende Gedanken

Mit dem Diskussionsentwurf des BMJ zur Reform des strafprozes-
sualen Vorverfahrens liegt erstmals seit Beginn der aktuellen Bemü-
hungen um die Schaffung einer neuen StPO ein Gesamtkonzept für
zumindest einen Teilbereich, das Vorverfahren, vor.

Der Beginn der Reformbemühungen fällt nicht zufällig zeitlich mit
der dritten Wiederverlautbarung der StPO im Jahre 1975 zusam-
men. Ein Grund für diese war die relativ große Zahl von 21 Novel-
len der StPO seit der ersten Wiederverlautbarung im Jahre 1945.
Die Zahl der Novellierungen ist seit 1975 nicht geringer gewor-
den, sondern beläuft sich auf – Zählfehler vorbehalten – weitere
24.

Diese 45 Novellen der StPO seit 1945 sind Ausdruck der Notwen-
digkeit der Anpassung eines aus dem Jahre 1873 stammenden
Gesetzes an die veränderten und sich verändernden gesellschaftli-
chen Bedingungen.

Es darf nicht verkannt werden, daß durch diese kontinuierlichen
Versuche der Einzelkorrektur gelegentlich der Blick auf die Not-
wendigkeit der Gesamtänderung verstellt worden sein dürfte.

Die Konzeption des Diskussionsentwurfes findet – folgt man der
bisher abgelaufenen Diskussion – grundsätzliche Zustimmung. Ein
Zugang hiefür ist die Einsicht, daß die Beschränkung der aktuellen
Reformbemühungen auf das Vorverfahren die Möglichkeit einer
zeitnahen Umsetzung eröffnet. Wollte man Vorverfahren und Er-
kenntnisverfahren gleichzeitig einer Neugestaltung zuführen, dann
ließe sich ein zeitlicher Rahmen für die Realisierung eines solchen
Vorhabens heute nicht abstecken. Der zweite Zugang ist die vor-
geschlagene Schaffung eines einheitlichen Ermittlungsverfahrens
unter der Leitungsbefugnis der Staatsanwaltschaft. Es gibt auch zu
diesem Ansatz beachtenswerte Gegenstimmen, unverkennbar ist
aber die dominierende Befürwortung. Die endgültige Beurteilung
wird erst möglich sein, wenn die Detailregelung klar und die
konkrete Einbindung des Vorverfahrens in die verbleibende StPO
gelungen sind.

II. Zur Rolle und zu den Erwartungen
der Sicherheitsbehörden

Das BMI hat sich noch nicht endgültig positioniert, wird aber in der
Diskussion noch eine bedeutende Rolle spielen. Mit dem Sicher-
heitspolizeigesetz 1991 (SPG) wurden den Sicherheitsbehörden
für ihre sicherheitspolizeiliche Tätigkeit weitreichende Befugnisse
eingeräumt, die sie für die kriminalpolizeiliche Tätigkeit nicht erhal-
ten werden. Im Gegenteil wird die sicherheitsbehördlichen Ermitt-

lungstätigkeit im strafprozessualen Vorverfahren notwendigerwei-
se eine Einschränkung gegenüber der heute im wesentlichen recht-
lich überhaupt nicht geregelten Praxis dieser Tätigkeit erfahren.
Wie Fuchs und Moos aufgezeigt haben, geht es bei der Reform
des Vorverfahrens um die Machtverteilung unter den staatlichen
Instanzen, um die Rolle der Polizei und ihrer Tätigkeit bei der Straf-
verfolgung (vgl Moos, Grundsatzfragen, ÖJZ 1996, 886; Fuchs,
Sicherheitspolizei- und Gefahrbegriff in FS Reinhard Moos, 181).
Der Begriff Machtverteilung beinhaltet, daß nicht eine bloße
Machtzuweisung an die Sicherheitsbehörden erfolgen wird. Zum
SPG hat Dearing gelobt: „Die Sicherheitspolizei hat nun feste Kon-
turen. Auf dem kräftigen Fundament einer gesetzlichen Regelung
tritt sie seitdem selbstbewußt auf und behauptet das Terrain . . .
auch gegenüber der Strafrechtspflege.“ (Dearing, Sicherheitspoli-
zei und Strafrechtspflege in FS Platzgummer 225) Das strafprozes-
suale Vorverfahren wird der Kriminalpolizei gleichermaßen Kontu-
ren geben. Sie werden und müssen es aber der Strafrechtspflege
erlauben, selbstbewußt ihr Terrain gegenüber sicherheitsbehördli-
chen Tendenzen zu behaupten, auf der Grundlage des SPG „wohl
erworbene Besitzstände der Strafjustiz (zu) usurpieren“ (Dearing
aaO 226).

Eine Harmonisierung der Sicht des BMI mit der der übrigen Diskus-
sionsparteien steht noch aus. Das ist auch Ursache dafür, daß
der Diskussionsprozeß noch nicht wesentlich über grundsätzlichste
Fragen hinausgegangen ist. Von deren Lösung hängt es ab, ob es
gelingt, eine auf der Höhe des Grundrechtsverständnisses und der
Demokratieentwicklung stehende Lösung zu finden.

III. Eine (zufällig herausgegriffene) Lehre
der Geschichte

Überlegungen zur Notwendigkeit einer neuen StPO werden teils
mit der Darstellung begonnen, daß ein Gesetz aus dem Jahre
1873 per se nicht geeignet sei, den Ansprüchen der Moderne zu
genügen. Dieses Argument greift zu kurz. Dem Rechtsbestand ge-
hören ältere Gesetze an, denen niemand apodiktisch wegen ih-
res Alters ihre Daseinsberechtigung abspricht. Jüngere
Entstehungsdaten eines Gesetzes verschaffen diesem nicht not-
wendigerweise einen Vorzug gegenüber älteren. Der Zugang
muß sich durch die Betrachtung der historischen und politischen
Bedingungen des Entstehungszeitpunktes eröffnen. Im Laufe der
Französischen Revolution wurde 1808 in Frankreich das Anklage-

*) Die Abhandlung wurde über Auftrag des Salzburger Instituts für juristi-
sche Information und Fortbildung ausgearbeitet.

RA Dr. Wolfgang Moringer, Linz

Zur Reform des strafprozessualen Vorverfahrens: Gründe für das
Gesamtkonzept des Justizministeriums aus anwaltlicher Sicht*)
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verfahren eingeführt, eine darauf abzielende Forderung gehörte
1848 auch im Bereich der Habsburger Monarchie zu den Haupt-
losungen. Die StPO des Jahres 1873 sollte und wollte in Umset-
zung von Losungen des Jahres 1848 dieses Grundanliegen (Er-
setzung des Inquisitionsprozesses durch das Anklageverfahren)
umsetzen. Seit 1848 hatte sich die politische Befindlichkeit der
Gesellschaft derartig verändert, daß die hauptsächlich tätigen In-
stitutionen keine erkennbaren Interessen entwickelten, den Inten-
tionen der geistigen Väter zu entsprechen. Folge war, daß sich
ein Vorverfahren entwickelte, das mit den es regelnden Normen
von Anfang an wenig gemein hatte.

Diese historische Erfahrung sollte uns bestimmen, dem vorliegen-
den Entwurf nicht mit Ansprüchen zu begegnen, die ebensowenig
Chancen auf Realisierung haben wie die Überlegungen der Väter
der StPO von 1873. Die Erfahrungen mit Polizei und Staatsanwalt-
schaft im Wandel der Zeit beinhalten Erscheinungen, die Skepsis
gegenüber zu weitgehenden Ermächtigungen der Sicherheitsbe-
hörden begründen. Aber auch die Erfahrung mit der Justiz lehrt,
daß deren Ausformung vom historischen und politischen Umfeld
abhängt. In beiden Fällen wird eine zufriedenstellende Funktion
auch vom gesellschaftlichen Umfeld und nicht nur von dem dem
einzelnen zur Verfügung stehenden Instrumentarium abhängen,
sich zur Wehr zu setzen.

IV. Ausformung von Verteidigungsrechten

Welche positiven Veränderungen darf sich der Verteidiger von der
Neuordnung des strafprozessualen Vorverfahrens erwarten? Die
Erwartungen des Verteidigers und nicht des Verdächtigen werden
genannt, weil sie es sind, die die Bedürfnisse und Rechtschutzinter-
essen eines heute nicht individuell bestimmbaren Verdächtigen der
Zukunft zu artikulieren vermögen.

Es wird aufgrund des materiellen Verdächtigenbegriffes jeder-
mann ab der ersten konkreten Verfolgungshandlung vom gegen
ihn anhängigen Strafverfahren in Kenntnis zu setzen sein und die
Möglichkeit haben, seine Verteidigungsrechte in Anspruch zu neh-
men. Man vergleiche das mit der heutigen Praxis, bei der ein
Verdächtiger aus seinem Umfeld in Erfahrung bringt, daß sicher-
heitsbehördliche Ermittlungen laufen (Zeugenbefragungen, Nach-
fragen beim Dienstgeber usw), ohne daß er informiert wurde,
geschweige denn die Möglichkeit hätte, Kenntnis vom Inhalt der
gegen ihn erhobenen Vorwürfe bzw der zu ihrer Begründung vor-
liegenden Beweismittel zu erlangen.

Ebenso bietet die Verrechtlichung der sicherheitsbehördlichen Tä-
tigkeit im Rahmen der Strafrechtspflege einen beachtlichen Vorteil
gegenüber der derzeitigen Realität. In den Kapiteln E (Ermittlungs-
verfahren) und Z (Zwangsmittel und Beweisaufnahme) werden
Normen gesetzt, die es dem einzelnen ermöglichen, die Recht-
mäßigkeit gegen ihn gerichteter behördlicher Schritte zu prüfen,
darüber hinaus stehen ihm bei Verletzung dieser Normen entspre-

chende Rechtsmittelbefugnisse zu, die über die heute gegebenen
hinausgehen.

Nicht unerwähnt kann bleiben, daß die angesprochenen Kapitel
des Entwurfes einen Bereich aufzeigen, in dem wiederholt artiku-
lierte sicherheitsbehördliche Ansprüche mit beachtenswerten Inter-
essen der Rechtssubjekte kollidieren. Es sei auf § Z 10 verwiesen,
nach dem als Objekt für einen körperlichen Eingriff jedermann
in Betracht kommt, auf § Z 17, der den Sicherheitsbehörden ein
umfassendes Recht, falsche Urkunden herzustellen, einräumt oder
auf § Z 18, der es dem verdeckten Ermittler ausdrücklich gestattet,
Dritte zu einer strafbaren Handlung „zu bestimmen“.

Ohne Einzelbeiträgen vorgreifen zu wollen, werden Prüfstein die-
ser Regelung diejenigen Normen sein, welche bestimmen, wie,
wann und welche Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens dem Ver-
dächtigen zur Kenntnis gebracht werden und in den Akt Eingang
finden, der Grundlage des Erkenntnisverfahrens sein wird. Entge-
gen den zB in § Z 17 (6) und § Z 23 (3) vorgesehenen Regelungen
darf eine befriedigende Lösung nur so aussehen, daß nicht ver-
wertbare Ermittlungsergebnisse keinen Eingang in den Gerichtsakt
finden. Es wird einen Ermittlungsakt geben müssen, der nicht mit
dem Gerichtsakt ident ist.

V. Zur staatsanwaltschaftlichen Leitungsbefugnis

Der entscheidende Grund für die Befürwortung eines einheitlichen
Ermittlungsverfahrens unter Leitungsbefugnis der Staatsanwaltschaft
ist darin zu sehen, daß sich notwendigerweise die Rolle von Rich-
ter und Staatsanwalt stärker voneinander absetzen werden.

Das Verhältnis zwischen Sicherheitsbehörden, Staatsanwaltschaft
und Gericht wird heute durch die Zusammenarbeit in denjenigen
Strafsachen bestimmt, in denen eine untersuchungsrichterliche Tä-
tigkeit erfolgt. Der Untersuchungsrichter pflegt bei seiner Tätigkeit
eine durchgängige und inhaltlich umfassende Kooperation mit
den Sicherheitsbehörden und der Staatsanwaltschaft. Ermittlungs-
schritte und Ermittlungserwartungen werden abgesprochen. Mögli-
che Grundrechtseingriffe im Vorfeld einer gerichtlich notwendigen
Entscheidung (Hausdurchsuchung, Telefonüberwachung, Verhaf-
tung) erörtert usw. Der HV-Richter erhält dann einen Ur-Akt zuge-
mittelt, der von einem anderen Richter, ausgestattet mit gleicher
Unparteilichkeit und sachlicher Kompetenz, die er für sich selbst in
Anspruch nimmt, erstellt wurde. Der Umstand der im Vorverfahren
weitgehenden Identität der Interessen und Ziele von Staatsanwalt
und Untersuchungsrichter wird ausgeblendet. Daß der Verdächti-
ge in dem gesamten bisherigen Verfahren überhaupt keine effi-
ziente Möglichkeit hatte, seine Sicht einzubringen, fällt nicht ins
Gewicht, da ja der Untersuchungsrichter bisher, wie der HV-Rich-
ter jetzt, die materielle Wahrheit zu erforschen haben, die per de-
finitionem nicht Ergebnis unterschiedlicher Perspektiven sein kann.

Der frühere Ur-Akt wird durch den Strafantrag oder die Anklage-
schrift der Staatsanwaltschaft, die ja im wesentlichen nichts ande-
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res unternimmt, als das Ermittlungsergebnis einer anklageförmigen
rechtlichen Subsumtion zu unterziehen, lediglich komplettiert. Der
Verhandlungsrichter geht a priori von der Begründetheit des sich
aus dem Akt ergebenden Tatverdachtes aus und muß im Prozeß
seiner Meinungsbildung vernachlässigen, daß der nunmehr Be-
schuldigte oder Angeklagte nie die Möglichkeit hatte, seine Dar-
stellung sachgerecht einzubringen.

Diese Konstellation setzt sich in der Hauptverhandlung nahtlos fort.
Für das Schicksal des Angeklagten spielte es in der Mehrzahl
der Strafverhandlungen bei den Gerichtshöfen erster Instanz keine
Rolle, ob ein Staatsanwalt anwesend ist oder nicht. Dessen Funk-
tion beschränkt sich auf das Formalerfordernis der Stellung des
Strafantrages. In vielen Fällen der Alltagskriminalität kennt der ein-
schreitende Staatsanwalt den Akt überhaupt nicht, sein Wissen ist
auf die Eintragung im staatsanwaltschaftlichen Tagebuch be-
schränkt. In der Hauptverhandlung ist nicht der Staatsanwalt, son-
dern der Verhandlungsrichter der eigentliche Widerpart des Ange-
klagten. Seine aus dem Akt geschöpfte Überzeugung, daß der
Beschuldigte der ihm angelasteten Tat schuldig ist, ist das Ziel der
Tätigkeit des Verteidigers. An dieser richterlichen Schuldvermutung
erhebliche Zweifel zu begründen, ist die Aufgabe.

Durch die neue Konzeption wird sich dieses Erscheinungsbild mit-
telfristig wesentlich ändern.

Der im Vorverfahren tätige Richter hat mit der Sachverhaltsermitt-
lung nichts mehr unmittelbar zu tun. Soweit diesbezüglich dem Dis-
kussionsentwurf Inkonsequenzen anhaften (Teilnahme des Richters
an der Tatrekonstruktion usw), werden sie zu beseitigen sein, da
sie den Wesensgehalt der beabsichtigten Änderung unterliefen.

Die Leitungsbefugnis des Staatsanwaltes wird eine Veränderung
der psychologischen (und auch örtlichen) Anbindung an das Ge-
richt bedingen. Dem Verdächtigen wird es möglich, seine rechtli-
chen und tatsächlichen Überlegungen in einem früheren Stadium
des Verfahrens einzubringen; auch das wird die richterliche Mei-
nungsbildung beeinflussen.

Der Akt, den der HV-Richter schlußendlich erhält, ist nicht mehr die
Frucht richterlicher Tätigkeit, sondern gibt den Inhalt nichtrichter-
licher Ermittlungstätigkeit wieder.

Der Wechsel in Träger, Funktion und Ergebnis des Ermittlungs-
verfahrens wird die Position des Verhandlungsrichters zum Ergeb-
nis des Vorverfahrens beeinflussen. In einem wesentlich größeren
Maße als derzeit wird es Aufgabe beider Parteienvertreter (Staats-
anwalt und Verteidiger) sein, den Richter von der Begründetheit
oder Unbegründetheit der Anklage zu überzeugen. Dabei ist ver-
nachlässigt, daß die vorgesehenen Rechtschutzgarantien oft die
frühzeitige Einstellung von Strafverfahren nach sich ziehen wer-
den.
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Pauschalreisen und
„Staatshaftung“ –
eine unendliche Geschichte
Gerade zu Beginn der Hauptreisesaison erging ein weiteres1), mit
Spannung erwartetes, Urteil des EuGH in Sachen „Pauschalreisen“
(EuGH, Rs C-140/97, W. Rechberger ua/Republik Österreich,
Urteil vom 15. 6. 1999):

1. Artikel 7 der Richtlinie 90/314/EWG gilt für Reisen, die eine Tages-
zeitung im Rahmen einer gegen das nationale Wettbewerbsrecht verstoßen-
den Werbeaktion ausschließlich ihren Abonnenten als Geschenk anbietet
und für die der Hauptkontrahent als Einzelreisender die Flughafengebühr
und den Einzelzimmerzuschlag oder, wenn er von mindestens einer Person
begleitet wird, die den vollen Preis zahlt, lediglich die Flughafengebühr
bezahlt.

2. Ein Mitgliedstaat, der der EU am 1. 1. 1995 beigetreten ist und der eine
Regelung erlassen hat, die Reisende schützt, die nach dem 1. 1. 1995 Pau-
schalreisen gebucht haben, den Schutz aber auf Reisen beschränkt, deren
Abreisetermin frühestens auf den 1. 5. 1995 festgesetzt war, hat Art. 7 der
Richtlinie nicht ordnungsgemäß umgesetzt.

3. Eine Umsetzung des Art. 7 der Richtlinie 90/314/EWG, die den in die-
sem Artikel vorgeschriebenen Schutz auf Reisen beschränkt, die frühestens
vier Monate nach Ablauf der Frist für die Umsetzung der Richtlinie angetre-
ten werden, stellt einen hinreichend qualifizierten Verstoß gegen das Ge-
meinschaftsrecht dar, auch wenn der Mitgliedstaat alle anderen Vorschriften
der Richtlinie durchgeführt hat.

4. Art. 7 der Richtlinie 90/314/EWG ist nicht ordnungsgemäß umgesetzt
worden, wenn eine nationale Regelung zur Abdeckung des Risikos nur
einen Versicherungsvertrag oder eine Bankgarantie oder einen Betrag von
mindestens 5% des Umsatzes aus der Veranstaltertätigkeit im entsprechen-
den Vierteljahr des vorangegangenen Kalenderjahres vorschreibt und einen
Veranstalter, der seine Tätigkeit aufnimmt, nur verpflichtet, vom geschätzten
Umsatz aus der beabsichtigten Veranstaltertätigkeit auszugehen, und dabei
auf Umsatzsteigerungen des Veranstalters im laufenden Jahr nicht Bedacht
nimmt.

5. Die Haftung des Mitgliedstaates wegen Verstoßes gegen Art. 7 der Richt-
linie 90/314/EWG kann nicht durch fahrlässiges Verhalten des Reisever-
anstalters oder Eintritt außergewöhnlicher oder unvorhersehbarer Ereignisse
ausgeschlossen werden, wenn ein unmittelbarer Kausalzusammenhang
nachgewiesen ist.

Gemäß Art 7 der Richtlinie 90/314/EWG über Pauschalreisen
(Pauschalreise-Richtlinie) muß der Reiseveranstalter nachweisen,
„daß im Fall der Zahlungsunfähigkeit oder des Konkurses die
Erstattung gezahlter Beträge und die Rückreise des Verbrauchers
sichergestellt sind“. Entsprechend der Verpflichtung aus dem EU-
Beitritt hatte Österreich die Richtlinie mit 1. 1. 1995 durchzufüh-
ren. Gemäß der am 15. 11. 1994 erlassenen österreichischen Rei-
sebüro-Sicherungsverordnung – in der im fraglichen Zeitraum gel-
tenden Fassung2) – muß die Versicherungssumme 5% vH des Um-
satzes aus der Veranstaltertätigkeit im entsprechenden Quartal des
vorangegangenen Kalenderjahres betragen bzw ist im 1. Jahr ei-
ner Veranstaltertätigkeit vom geschätzten Umsatz aus der beab-

sichtigten Veranstaltertätigkeit auszugehen; diese Reisebüro-Siche-
rungsverordnung ist auf alle Pauschalreisen anwendbar, die nach
dem 1. 1. 1995 gebucht wurden und deren Abreisetermin frühe-
stens am 1. 5. 1995 festgesetzt war.

Abonnenten der „Kronen Zeitung“ erhielten im November 1994
ein Schreiben dieser Verlagsgesellschaft, gem dem die „Kronen
Zeitung“ ihnen als Dank für ihre Treue im Wege des Reisever-
anstalters „Arena-Club-Reisen“ Flugreisen – mit gewissen Gebüh-
ren – schenke. Das Angebot enthielt auch Regelungen für die Reise
mit bzw ohne Begleitpersonen. Zu leisten war bei Annahme des
Anbots eine Anzahlung von 10%. Da das Reiseangebot einen
weitaus größeren Anklang fand, als der Reiseveranstalter erwartet
hatte, geriet er in finanzielle Schwierigkeiten und stellte einen
Antrag auf Konkurseröffnung.

Später stellte der OGH fest, daß die Werbeaktion der „Kronen Zei-
tung“ gegen österreichisches Wettbewerbsrecht verstoßen hatte.

Die Buchungen dieser angebotenen Reisen fanden zwischen
19. 11. 1994 und 12. 4. 1995 statt (also auch bereits vor einer
EU-Mitgliedschaft Österreichs). Die Reisekosten wurden von den
Reisenden im voraus bezahlt. Infolge der Ereignisse wurden Rei-
sen, die zwischen dem 10. 4. und 23. 7. 1995 gebucht worden
waren, seitens des Veranstalters vor Reiseantritt abgesagt. Kläger,
die noch 1994 gebucht hatten, erhielten keine Sicherheit, da
die Reisebüro-Sicherungsverordnung nur für nach dem 1. 1. 1995
gebuchte Pauschalreisen gilt. Abonnenten, die für Reisen nach
dem 1. 1. 1995 gebucht hatten und diese nach dem 1. 5. 1995
hätten antreten sollen, waren zwar grundsätzlich abgesichert, je-
doch reichte die vom Reiseveranstalter erbrachte Bankgarantie nur
für eine Deckungsquote von knapp über 25% des bezahlten Betra-
ges.

In der Folge wurde die Haftung der Republik Österreich wegen ver-
späteter bzw unvollständiger Umsetzung des Art 7 der Richtlinie
gerichtlich geltend gemacht.

Die Fragen des vorlegenden LG Linz betrafen neben der Frage der
Auslegung der einschlägigen Richtlinienbestimmungen insbeson-
dere die Voraussetzungen der Haftung des Staates für Schäden,
die dem einzelnen durch Verstöße gegen Gemeinschaftsrecht ent-
standen sind:

• Einleitend stellt der EuGH mit Verweis auf das Urteil Dillenkofer3)
fest, daß Art 7 der Richtlinie bezwecke, dem einzelnen Rechte zu
verleihen, deren Inhalt mit hinreichender Genauigkeit bestimmt
werden kann. Zur Frage, ob Art 7 der Richtlinie auch für Reisen
wie jene des Anlaßverfahrens gilt, erinnert der Gerichtshof
daran, daß gem der Richtlinie eine Pauschalreise bereits dann

1) Bereits EuGH, Verein für Konsumenteninformation/Österr Kredit-
versicherungsAG, Rs C-364/96, Urteil vom 14. 5. 1998.

2) BGBl 1994/881.
3) EuGH, Rs C-178/94, C-179/94, C-188/94, C-189/94, C-190/94,

Slg 1996, I-4845.
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vorliegt, wenn es sich um eine im voraus festgelegte Verbindung
von mindestens zwei der dort genannten Dienstleistungen han-
delt, die zu einem Gesamtpreis verkauft oder zum Verkauf ange-
boten wird. Der einschlägige Artikel findet daher auch dann An-
wendung, wenn die Gegenleistung des Käufers nicht zur Abdek-
kung des Gesamtwerts der Reise oder nur zur Abdeckung eines
einzigen Reisebestandteils bestimmt ist. Der – gemeinschafts-
rechtlichen – Qualifizierung solcher Reisen als Pauschalreisen
iSd Richtlinie steht auch nicht entgegen, daß eine solche Werbe-
aktion innerstaatlich gerichtlich als dem nationalen Wettbe-
werbsrecht zuwiderlaufend angesehen wurde.

• Zur Frage der Haftung Österreichs aufgrund eines etwaigen Ver-
stoßes gegen Umsetzungsverpflichtungen im Rahmen des EWR-
Abkommens legt der EuGH klar fest, daß er weder aufgrund
von Art 234 (ehemals 177) EGV noch aufgrund des EWR-Ab-
kommens für eine Entscheidung über die Auslegung des EWR-
Abkommens zuständig ist,4) er verweist aber dazu auf ein Urteil
des EFTA-Gerichtshofs.5)

• Der Mitgliedstaat hat innerhalb der vorgeschriebenen Frist alle
zur Richtlinienumsetzung erforderlichen Maßnahmen zu treffen,
im gegebenen Fall für Pauschalreisende ab dem 1. 1. 1995 die
Erstattung gezahlter Beträge und die Rückreise im Fall der Zah-
lungsunfähigkeit oder des Konkurses des Veranstalters sicher-
zustellen. Eine Umsetzungsbestimmung, nach der nur Reisende
geschützt sind, deren Abreisetermin ab dem 1. 5. 1995 festge-
legt wurde, ist daher richtlinienwidrig und stellt nach Auffassung
des EuGH einen hinreichend qualifizierten Verstoß gegen Ge-
meinschaftsrecht dar. Den Mitgliedstaaten steht nämlich kein
Entscheidungsspielraum hinsichtlich des Beginns der Anwen-
dung des Art 7 in ihren Rechtsordnungen zu.6)
Der vorgesehene Schutz erstreckt sich allerdings nicht auf Reise-
verträge, die vor dem für die Umsetzung der Richtlinie vorge-
schriebenen Zeitpunkt geschlossen wurden.

• Zur Beschränkung der Höhe der vom Reiseveranstalter zu stel-
lenden Sicherheit stellt der EuGH entgegen der von Österreich
vertretenen Meinung fest, daß die getroffene Regelung von ihrer
Struktur her nicht fähig ist, einem in dem betreffenden Wirt-
schaftssektor eintretenden Ereignis, wie einem im Vergleich zum
Vorjahresumsatz oder zum geschätzten Umsatz erheblichen An-
stieg der Buchungen, Rechnung zu tragen. Auch potentielle
praktische Schwierigkeiten bei der Einführung einer Garantie-
regelung, die sämtliche in Art 7 der Richtlinie definierten Risken
erfaßt, ändern nichts an dem vom Gemeinschaftsgesetzgeber
vorgesehenen derartigen System. Eine nationale Regelung setzt
die Verpflichtungen aus Art 7 der Richtlinie nur dann ordnungs-
gemäß um, wenn sie unabhängig von ihren Modalitäten be-
wirkt, daß die Erstattung aller vom Verbraucher gezahlten
Beträge und seine Rückreise im Fall der Zahlungsunfähigkeit
oder des Konkurses des Reiseveranstalters für den Verbraucher
sichergestellt sind.

Die Richtlinie stellt allerdings keine Verpflichtung hinsichtlich
der Einführung eines Systems zur Kontrolle der Deckungssumme
auf.

• Zur Frage des unmittelbaren Kausalzusammenhangs zwischen
der fehlenden oder unzureichenden Umsetzung und dem vom
Verbraucher erlittenen Schaden ist festzuhalten, daß eine ent-
sprechende Prüfung dem vorlegenden nationalen Gericht ob-
liegt.7) Der EuGH hält fest, daß die Richtlinie eine Erfolgspflicht
aufstellt, die Pauschalreisenden im Fall der Zahlungsunfähigkeit
oder des Konkurses des Reiseveranstalters ein Recht auf Erstat-
tung gezahlter Beträge und auf Rückreise verleiht. Diese Garan-
tie ist speziell dazu bestimmt, den Verbraucher gegen die Folgen
des Konkurses – und zwar unabhängig von seinen Ursachen –
zu schützen. Eine Haftung des Mitgliedstaates wegen Verstoßes
gegen Art 7 der Richtlinie kann daher nicht wegen fahrlässigen
Verhaltens des Reiseveranstalters oder Eintritts außergewöhnli-

4) So auch EuGH, Ulla-Brith Andersson und Susanne Wakeras-Anders-
son/Schwedischen Staat, Rs C-321/97, Urteil vom 15. 6. 1999.

5) Urteil des EFTA-Gerichtshofs vom 10. 12. 1998 in der Rs E 9/97,
Sveinbjörnsdóttir.

6) Vgl hiezu auch Stix-Hackl, „Staatshaftungsaspekte im vorläufigen
Rechtsprechungsvergleich“, AnwBl 1996, 744.

7) Diese Prüfung scheint der EuGH im Anlaßfall allerdings als gegeben
anzusehen.
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cher oder unvorhersehbarer Ereignisse ausgeschlossen werden.
Solche Umstände sind nicht geeignet, einen unmittelbaren Kau-
salzusammenhang auszuschließen, soweit sie nicht auch dann
der Erstattung der gezahlten Beträge und der Rückreise des Ver-
brauchers entgegengestanden hätten, wenn die Ausgestaltung
der Garantieregelung mit Art 7 der Richtlinie vereinbar gewesen
wäre.

Grundlage für das Vorliegen eines Schadenersatzanspruchs sind
bekanntlich drei Voraussetzungen: Verleihung von Rechten an den
Geschädigten durch die verletzte gemeinschaftsrechtliche Norm,
ausreichend bestimmbarer Inhalt dieser Rechte sowie ein entspre-
chender Kausalzusammenhang zwischen Verstoß und entstande-
nem Schaden. Das haftungsauslösende Element der Art des Versto-
ßes als „hinreichend qualifizierte“ Verletzung des Gemeinschafts-
rechts, die auch bei legislativem Unrecht einen Schadenersatzan-
spruch gegenüber einem Mitgliedstaat herbeiführen kann, wurde
seitens des EuGH in seiner bisherigen Judikatur sowohl hinsichtlich
des Ermessensspielraums, den die verletzte Gemeinschaftsnorm
den Mitgliedstaaten beläßt, als auch hinsichtlich des Maßes an
Klarheit und Genauigkeit der verletzten Gemeinschaftsvorschrift
differenziert betrachtet.

Mit dem Urteil Rechberger hat der EuGH seiner „Staatshaftungs-
Rechtsprechung“8) eine weitere Verdeutlichung hinzugefügt.9) Der
Gerichtshof präzisiert neuerlich den „hinreichend qualifizierten
Verstoß“ und die Umstände eines „Nichtvorliegens“ mitgliedstaat-
lichen (gesetzgeberischen) Ermessens.10)

Im Gegensatz zu dem kurz vorher ergangenen Urteil in der Rs
Konle,11) in dem der EuGH die Frage des vorlegenden Landes-
gerichts für Zivilrechtssachen Wien, die darauf abzielte, ob ua der
Verstoß gegen Gemeinschaftsrecht im Zusammenhang mit Geneh-
migungsverfahren des TGVG 1993 und 1996 „hinreichend quali-
fiziert“ war, etwas kursorisch mit dem Hinweis, daß diese Beurtei-
lung dem nationalen Gericht obliege – und zwar anhand der in
der bisherigen EuGH-Rsp entwickelten Leitlinien12) – beantwortet,
ist seine Antwort in der Rs Rechberger zu diesem Vorlagepunkt
detailliert.13) Die klare und eindeutige Qualifizierung der mitglied-
staatlichen Maßnahme als „hinreichend qualifizierter Verstoß“,
wie der EuGH sie in der Rs Rechberger vornimmt, unterbleibt in der
Rs Konle:14) Der Gerichtshof verweist hier einzig darauf, daß die
Anwendung der Kriterien für die Haftung der Mitgliedstaaten für
Schäden, die einzelnen durch Verstöße gegen das Gemeinschafts-
recht entstanden sind, entsprechend den vom Gerichtshof ent-
wickelten Leitlinien grundsätzlich den nationalen Gerichten ob-
liegt. Ein wenig erhellend sind die Schlußanträge des General-
anwalts,15) der feststellt, daß es zwar im wesentlichen Sache der
nationalen Gerichte ist, das Vorliegen der genannten Vorausset-
zungen festzustellen, daß allerdings der Gerichtshof die Grund-
sätze festlegt, anhand deren diese Voraussetzungen zu bestimmen
sind; ein Verstoß sei (dann) nicht als hinreichend qualifiziert anzu-

sehen, wenn die betreffende Gemeinschaftsregelung nicht hinrei-
chend klar und genau ist.

Im übrigen stellt in der Rs Rechberger auch der Generalanwalt fest,
daß die nicht fristgerechte Umsetzung lediglich des Art 7 der Richt-
linie für sich allein einen qualifizierten Verstoß gegen das Gemein-
schaftsrecht darstellt, der einen Entschädigungsanspruch eines ein-
zelnen begründen kann.

Geklärt wurde durch das Urteil Konle vorerst die Frage, ob ein
bundesstaatlich aufgebauter Mitgliedstaat seine gemeinschafts-
rechtlichen Verpflichtungen – im Zusammenhang mit der außerver-
traglichen Haftung eines Mitgliedstaats gegenüber einzelnen –
auch dann erfüllen kann, wenn nicht der Gesamtstaat den Ersatz
der einem einzelnen durch gemeinschaftsrechtswidrige innerstaat-
liche Maßnahmen entstandenen Schäden sicherstellt. Der EuGH
beantwortete diese Frage mit einem eindeutigen Ja. Amtshaftungs-
ansprüche können daher aus gemeinschaftsrechtlicher Sicht – ent-
sprechend der innerstaatlichen Kompetenzverteilung – grundsätz-
lich dem jeweiligen Rechtsträger zugerechnet werden.

Inwieweit diese Urteile auch Überlegungen im Zusammenhang mit
dem bestehenden österreichischen Amtshaftungsrecht nach sich
ziehen, bleibt abzuwarten.

Christine Stix-Hackl

8) Vgl ua auch Bußjäger, Zur kompetenzrechtlichen Umsetzung der
„Staatshaftung“ in Österreich, ecolex 1997, 544ff; Fruhmann, Aus der
Rechtsprechung der Gerichte der Europäischen Union, ÖJZ 1996,
401; Klagian, Die Staatshaftung nach Gemeinschaftsrecht, ZfRV 1997,
6 ff; Krimphove, Das neue Europäische Schadenersatzrecht, ÖJZ
1999, 321ff; Novacek, Schadenersatz wegen Nichtumsetzung von
EG-Recht, RdW 1997, 270ff; Rebhahn, Staatshaftung wegen man-
gelnder Gefahrenabwehr (1997); Stix-Hackl, Weitreichende Entwick-
lungen bei der Staatshaftung und Vorläufiger „Schlußstein“ bei der
Staatshaftung? AnwBl 1996, 229, und AnwBl 1996, 743.

9) Bemerkenswert ist, daß zwischen den – inhaltlich gleichartigen –
Schlußanträgen des Generalanwalts vom 25. 6. 1998 und dem Urteil
ein Jahr vergangen ist.

10) Vgl zB auch EuGH, Bund Naturschutz in Bayer ua, Rs C-396/92, Slg
1994, I-3717: Ist eine Umsetzung der Richtlinie in ihrer Gesamtheit
gefordert, ist es den Mitgliedstaaten auch nicht gestattet, das Inkrafttre-
ten einzelner Bestimmungen durch Übergangsmaßnahmen hinauszu-
schieben.

11) EuGH, Konle/Republik Österreich, Rs C-302/97, Urteil vom 1. 6.
1999.

12) Zur Erleichterung werden in den Begründungserwägungen die ein-
schlägigen EuGH-Urteile aufgezählt.

13) In der Rs Konle lautete die diesbezügliche Vorlagefrage allerdings
schlicht: „Ist der Verstoß ‚hinreichend qualifiziert‘?“, ohne daß in der
Frage weitere Überlegungen hinsichtlich der Umstände für eine allfäl-
lige derartige Qualifizierung aus Sicht des vorlegenden Gerichts zum
Ausdruck kommen.

14) Ungeachtet der prinzipiellen Qualifizierung des Genehmigungsverfah-
rens des TGVG 1996 als gemeinschaftsrechtswidrig.

15) Rs Konle, Schlußanträge vom 23. 2. 1999.
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Terminübersicht – Seminare
September

Oktober

1. 9. bis
3. 11.

Anglo-amerikanische Rechtssprache
für Rechtsanwälte
Seminar-Nr: 990901/8 WIEN

3./4. 9. Verkehrsunfallanalyse
Achtung: Dieser Termin wurde
verschoben
Seminar-Nr: 990903/3 ST. GEORGEN

3./4. 9. Strafverfahren I
Seminar-Nr: 990903/8 WIEN

3./4. 9. Verkehrsunfallanalyse
Seminar-Nr: 990903A/8 WIEN

7. 9. und
21. 9.

Seminarreihe Steuerrecht
Bundesabgabenordnung
Seminar-Nr: 990907/8 WIEN

10./11. 9. Abgabenrecht
Seminar-Nr: 990910/3 ST. GEORGEN

10./11. 9. Exekutionsrecht
Seminar-Nr: 990910/8 WIEN

17./18. 9. Gesellschaftsrecht
Seminar-Nr: 990917/6 INNSBRUCK

17./18. 9. Die Ehescheidung und ihre Folgen
Seminar-Nr: 990917/3 ST. GEORGEN

17./18. 9. Gesellschaftsrecht II
Seminar-Nr: 990917/8 WIEN

24. 9. Haftung des GmbH-Geschäftsführers
Seminar-Nr: 990924/7 DORNBIRN

24./25. 9. Wertpapierrecht unter besonderer Berück-
sichtigung des Wechsel- und Scheckrechtes
Seminar-Nr: 990924/5 GRAZ

24./25. 9. Strafverfahren II
Seminar-Nr: 990924/8 WIEN

1./2. 10. Kommunikationspsychologie
in der juristischen Praxis
Seminar-Nr: 991001/6 INNSBRUCK

1./2. 10. Arbeitsrecht
Seminar-Nr: 991001/3 ST. GEORGEN

1./2. 10. Gewerblicher Rechtsschutz
und Urheberrecht
Seminar-Nr: 991001/8 WIEN

5. 10. Seminarreihe Steuerrecht:
Unternehmens- und Anteilskauf
Seminar-Nr: 991005/8 WIEN

November

7. 10. bis
9. 10.

Europarecht
Seminar-Nr: 991007/8 WIEN

8./9. 10. Verwaltungsstrafverfahren –
Führerscheinentzug
Seminar-Nr: 991008/3 ST. GEORGEN

15./16. 10. Europarecht
Seminar-Nr: 991015/5 GRAZ

15./16. 10. Prozeßtaktik und
Verhandlungsstrategien
Seminar-Nr: 991015/2 HERNSTEIN

15./16. 10. Europarecht
Seminar-Nr: 991015/3 ST. GEORGEN

15./16. 10. Verwaltungsstrafrecht und -strafverfahren
Seminar-Nr: 991015/8 WIEN

19. 10. Seminarreihe Steuerrecht:
Liegenschaftsverkehr und Steuern
Seminar-Nr: 991019/8 WIEN

21. bis
23. 10.

Home sweet home!
Wohnrecht für Profis
Seminar-Nr. 991021/2 MELK

22./23. 10. Honorarrecht
Seminar-Nr: 991022/8 WIEN

2. 11. Seminarreihe Steuerrecht:
Insolvenz und Steuern
Seminar-Nr: 991102/8 WIEN

5./6. 11. Die Ehescheidung und ihre Folgen
Seminar-Nr: 991105/6 INNSBRUCK

5./6. 11. Der Liegenschaftsvertrag am Beispiel
Wohnungseigentum
Seminar-Nr: 991105/8 WIEN

12./13. 11. Zivilverfahren I
Seminar-Nr: 991112/6 INNSBRUCK

12./13. 11. Honorarrecht
Seminar-Nr: 991112/3 ST. GEORGEN

12./13. 11. Arbeitsrecht
Seminar-Nr: 991112/8 WIEN

16. 11. Seminarreihe Steuerrecht:
Vermögensveranlagung und Steuern
Seminar-Nr: 991116/8 WIEN

19./20. 11. Bau- und Raumplanungsrecht
unter Berücksichtigung der
relevanten Nebengesetze
Seminar-Nr: 991119/5 GRAZ
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Dezember

Das komplette Seminarprogramm für das Jahr 1999 sowie nähere
Informationen zu den oben genannten Seminaren erhalten Sie im
Internet: www.awak.at. Gerne senden wir Ihnen das Seminar-
programm zu: Telefon (01) 710 57 22-0, Fax (01) 710 57 22-20
oder e-mail: office@awak.at.

Intensivseminar: HOME SWEET HOME!
Wohnrecht für Profis.
Ein Seminar für Rechtsanwälte
und Rechtsanwaltsanwärter
vom 21. bis 23. Oktober 1999
in Melk

Das Wohnrecht stellt einen Kernbereich der anwaltlichen Tätigkeit
dar, weshalb wir Sie mit diesem awak.intensive zu einem Streifzug
durch diesen Rechtsbereich einladen.
Wir haben die einzelnen Referate so ausgewählt, daß in den dort
genannten Rechtsbereichen die jeweils aktuellste Rechtslage dar-
gestellt wird. Durch die zum Zeitpunkt der Drucklegung dieser Ein-
ladung in Vorbereitung befindlichen Neuerungen des Wohnrech-
tes erlangt dieses Seminar besondere Aktualität sowohl für Wohn-
rechtsprofis als auch für Rechtsanwaltsanwärter.
Wir sind der Überzeugung, Ihnen mit diesem awak.intensive so-
wohl einen Überblick über die wesentlichen Bereiche des Wohn-
rechts als auch Antworten auf spezielle Fragen zu bieten.

19./20. 11. Der Unternehmens- und Anteilskauf
Seminar-Nr: 991119/8 WIEN

26./27. 11. Zivilverfahren II
Seminar-Nr: 991126/3 ST. GEORGEN

26./27. 11. Mietrecht
Seminar-Nr: 991126/8 WIEN

30. 11. Seminarreihe Steuerrecht:
Abgaben in der RA-Kanzlei
Seminar-Nr: 991130/8 WIEN

3. 12. Standesrecht
Seminar-Nr: 991203/6 INNSBRUCK

10. 12. Zivilverfahren II
Seminar-Nr: 991210/7 BREGENZ

10. 12. Die Anfechtung
Seminar-Nr: 991210/8 WIEN

10./11. 12. Grundzüge der Bilanzanalyse
und Unternehmensbewertung
Seminar-Nr: 991210A/8 WIEN

Programm

Donnerstag, 21. 10. 1999

8.45 Eröffnung des Seminars durch den Präsiden-
ten der Rechtsanwaltskammer Niederösterreich,
Dr. Jörg Beirer

9.00–10.30 MRG oder ABGB – das ist hier die Frage
Referent:
o. Univ.-Prof. Dr. Attila Fenyves, Universität
Wien, Institut für Zivilrecht
Moderation:
Dr. Guido Kucsko, RA in Wien

11.00–12.30 Der Mietvertrag – Warum nicht bloß mündlich?
zweckmäßiger Inhalt generell, Zeitmietvertrag,
Rechtsgeschäftsgebühren
Referenten:
Mag. Dr. Johannes Stockert, RA in Wien
Dr. Lukas Wolff, Ra in Salzburg
Moderation:
Dr. Peter Bleiziffer, RA in Salzburg

12.30–14.00 Gemeinsames Mittagessen

14.00–15.00 Das Verfahren nach § 37 MRG – die Tücke liegt
im Detail
Referentin:
Dr. Elisabeth Lovrek, Richterin des OLG Wien
Moderation:
Dr. Willibald Stampf, RA in Mattersburg

15.00–15.45 Eintrittsrechte und Ablösen – oft unliebsame
Überraschungen
Referent:
Mag. Johann Samm, Richter des LG für ZRS Wien
Moderation:
Dr. Willibald Stampf, RA in Mattersburg

16.15–18.15 Kündigung, Räumung, Räumungsexekution –
das Ende wider Willen
Referent:
Mag. Alfred Tanczos, Richter des LG für ZRS
Graz
Moderation:
VPräs. Dr. Elisabeth Simma, RA in Graz

18.15–19.15 Buffet

19.15–20.45 Die Willensbildung der Wohnungseigentumsge-
meinschaft und die Rechte der Minderheit; Ehe-
gattenwohnungseigentum
Referent:
ao.Univ.-Prof. Dr. Andreas Kletečka, Universität
Wien, Institut für Zivilrecht
Moderation:
VPräs. Dr. Max Urbanek, RA in St. Pölten
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Freitag, 22. 10. 1999

9.00–11.00 Der Mietzins – „Ohne Göd ka Musi“
Angemessenheit, Erhaltungs- und Verbesserungs-
aufwand, Mietzinsreserve, Richtwertmietzins,
§ 12a MRG und § 46 MRG
Referent:
Dr. Wolfgang Dirnbacher, Hausverwaltung
F. Rustler in Wien
Moderation:
VPräs. Dr. Max Urbanek, RA in St. Pölten

11.30–12.30 Der Verwalter – Freund oder Feind?
Bestellung – Pflichten – Abberufung
Referent:
Dr. Max Josef Allmayer-Beck, RA in Wien
Moderation:
Dr. Manfred Angerer, RA in Klagenfurt

12.30–14.00 Gemeinsames Mittagessen

14.00–15.00 Die Betriebskosten und die Rücklage
Reparaturen und Gewährleistung
Referent:
Dr. Wolfgang Dirnbacher, Hausverwaltung
F. Rustler in Wien
Moderation:
Dr. Manfred Puchner, RA in Feldkirch

15.00–16.30 Das Wohnungseigentumsobjekt – this is my home
Begründung von Wohnungseigentum durch Ver-
trag und Richterspruch, § 1 WEG, Nutzwertfest-
setzung, Benützungsregelung
Referent:
Dr. Peter Baumann, RA in Linz
Moderation:
Dr. Waltraute Steger, RA in Linz

17.00–18.30 Der Wohnungseigentümer
Selbstbewußter Kunde oder schutzbedürftiger
Erwerber? Teil 1
Schutzbestimmungen zugunsten des Erwerbers/
Wohnungseigentümers; zivilrechtliche Besonder-
heiten des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes.
Referent:
Univ.-Prof. Dr. Gottfried Call, Universität Inns-
bruck, Institut für Wohnrecht und Bürgerlich-recht-
liche Quellenforschung
Moderation:
Dr. Andrea Haniger, RA in Innsbruck

ab 19.30 „Hausmeistertratsch“ beim Heurigen
Moderation:
VPräs. Dr. Max Urbanek, RA in St. Pölten

Samstag, 23. 10. 1999

Weitere Seminare der Anwaltsakademie
Seminarreihe Steuerrecht:
Vermögensveranlagung und Steuern

awak.special

Ertragsteuern: Einkunftsarten, Endbesteuerung, Veräußerungsge-
winne;

Verkehrsteuern: Abgabenarten, Vertragsgestaltungen; Haftungs-
fragen

Termin: Dienstag, 16. 11. 1999 = 1 Halbtag

Planung: Hon.-Prof. DDr. Hellwig Torggler, LL.M., RA in Wien

Referent: Mag. Horst Bergmann, Steuerberater in Wien

Seminarort: Wien

Seminar-Nr: 991116/8

Bau- und Raumplanungsrecht unter Berücksichtigung
der relevanten Nebengesetze

awak.special

Das Seminar befaßt sich mit dem Baurecht und Problemen der
Raumordnung. Neben der Systematik des Baurechts und dem
Stufenbau von Raum- und Bauordnung wird auch erörtert, welche
Probleme im Rahmen der Vertragsgestaltung (Kaufverträge, Ver-
träge zwischen Bauherrn und Architekten etc) auftreten können.
Behandelt werden auch die baurechtlich relevanten Nebengesetze,
wie beispielsweise das Kanalgesetz, die Dichteverordnung, das
Ortsbildschutzgesetz uvm.

9.00–10.30 Das Bauträgervertragsgesetz – aus Pleiten wird
man klug?
Tips zur Vertragsgestaltung und Gefahren für den
Treuhänder
Referent:
Dr. Friedrich Schubert, RA in Wien
Moderation:
Dr. Manfred Puchner, RA in Feldkirch

11.00–12.30 Der Wohnungseigentümer
Selbstbewußter Kunde oder schutzbedürftiger
Erwerber? Teil 2
Haftungsfragen im Rahmen der Wohnungseigen-
tümergemeinschaft; sonstige neue WEG-Bestim-
mungen der Wohnrechtsnovelle 1999.
Referent:
Univ.-Prof. Dr. Gottfried Call, Universität Inns-
bruck, Institut für Wohnrecht und Bürgerlich-recht-
liche Quellenforschung
Moderation:
Dr. Andrea Haniger, RA in Innsbruck
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Termin: Freitag, 19. 11. 1999, bis Samstag, 20. 11. 1999 =
3 Halbtage
Planung: Dr. Georg Eisenberger, RA in Graz, Univ.-Lektor für Bau-
und Raumplanungsrecht, TU Graz
Referenten: Dr. Georg Eisenberger, RA in Graz, Univ.-Lektor für
Bau- und Raumplanungsrecht, TU Graz,
Dr. Beate Schoberl, Magistrat Graz – Baurechtsamt
Seminarort: Graz

Seminar-Nr: 991119/5

Der Unternehmens- und Anteilskauf

awak.special

Dieses Seminar beleuchtet die grundsätzlichen Normen in der
Rechtsfolge von Unternehmen und Unternehmensanteilen. Neben
dem Begriff des Unternehmens selbst werden der Erwerb von
Geschäftsanteilen an den verschiedensten Gesellschaftsformen
behandelt, aber auch Kartell- und Fusionskontrollrecht, Gewährlei-
stung sowie Arbeits- und Mietrecht.

Termin: Freitag, 19. 11. 1999, bis Samstag, 20. 11. 1999 =
3 Halbtage
Planung: Dr. Walter Brugger, RA in Wien
Referenten: Dr. Bernhard Huppmann, Wirtschaftsprüfer in Wien,
Dr. Walter Brugger, RA in Wien,
Dr. Stephan Frotz, RA in Wien,
Mag. Ulrike Schuster, Steuerberaterin in Wien
Seminarort: Wien

Seminar-Nr: 991119/8

Seminarreihe Steuerrecht: Abgaben in der RA-Kanzlei

awak.special

Eigene Steuern und Abgaben: Einkommensteuer, Lohnsteuer, Sozial-
versicherungsbeiträge, Kommunalabgabe, Umsatzsteuer, Gebüh-
ren; Rechnungswesen; Steuerberatung und sonstige Anwaltslei-
stungen: steuerliche Vertretungen, Pflichten im Zusammenhang mit
Gebühren und Verkehrsteuern, Abgabenhaftungen.

Termin: Dienstag, 30. 11. 1999 = 1 Halbtag
Planung: Hon.-Prof. DDr. Hellwig Torggler, LL.M., RA in Wien
Referent: Univ.-Prof. Dkfm. Dr. Peter Hammerschmidt, BP und Steu-
erberater
Seminarort: Wien

Seminar-Nr: 991130/8

Standesrecht

awak.basic

Ziel dieses Seminars ist die Erarbeitung der Schwerpunkte des
Standesrechts sowie die Vermittlung von Einblicken in den Aufbau
und in die Arbeit der Standesorganisation.
Materielles und formelles Disziplinarrecht wird dargestellt und
anhand von praktischen Fallbeispielen vertiefend bearbeitet.
Das Seminar befaßt sich aber auch mit dem Berufsbild des Rechts-
anwalts und mit den Auswirkungen des EU-Beitritts auf das anwalt-
liche Berufsrecht.

Termin: Freitag, 3. 12. 1999 = 2 Halbtage
Planung und Referenten: Dr. Heinz Knoflach, RA in Innsbruck,
Dr. Georg Huber, RA in Kufstein
Seminarort: Innsbruck

Seminar-Nr: 991203/6

Die Anfechtung

awak.special

Gegenstand dieses Seminars ist die Anfechtung sowohl nach der
Konkursordnung als auch nach der Anfechtungsordnung. Nach
Darstellung der Grundbegriffe wie Befriedigungstauglichkeit und
Nachteiligkeit werden die einzelnen Tatbestände systematisch er-
arbeitet. Ein wesentlicher Schwerpunkt ist dabei die aktuelle Judi-
katur zu den zentralen Tatbeständen Anfechtung wegen Begünsti-
gung und wegen Kenntnis der Zahlungsunfähigkeit. Weiters wer-
den die prozessualen Besonderheiten eines Anfechtungsprozesses
dargestellt, insbesondere auch die Tücken, die möglicherweise
gerechtfertigt geltend gemachte Anfechtungsansprüche zu Fall
bringen könnten. Schließlich wird auch auf das Anfechtungsrecht
aus Sicht eines Vertragsgestalters, der seine Verträge nicht zuletzt
auch anfechtungsfest gestalten möchte, eingegangen.

Termin: Freitag, 10. 12. 1999 = 2 Halbtage
Planung und Referent: Dr. Klemens Dallinger, RA in Wien
Seminarort: Wien

Seminar-Nr: 991210/8
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Änderungen der Liste

Burgenland

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Dr. RADEL Andreas,
7210 Mattersburg, Brunnenplatz 5b,
Tel. 02626/626 52, 626 53,
Telefax 02626/653 26,
e-Mail-Adresse: anwaelte@rss.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 17. 6. 1999

Änderungen der Telefonnummer

Dr. PHILIPP Günter, Mattersburg,
Tel. 02626/623 16 entfällt!

Mag. PHILIPP Klaus, Mattersburg,
Tel. 02626/623 16 entfällt!

PHILIPP & PARTNER Rechtsanwälte und
Strafverteidiger OEG, Mattersburg,
Tel. 02626/623 16 entfällt!

e-mail-Adressen

Dr. OCHSENHOFER Gerhard, Oberwart,
e-mail: ra-ochsenhofer@magnet.at

PHILIPP & PARTNER Rechtsanwälte und
Strafverteidiger OEG, Mattersburg,
e-mail: philipp.u.partner.oeg@aon.at

Mag. DAX Werner, Eisenstadt,
e-mail: ra-mag.dax@magnet.at

Dr. KLEPEISZ Manfred, Güssing,
e-mail: dax-klepeisz-koepfl@online.
edvg.co.at

Mag. KRÖPFL Helmut, Jennersdorf,
e-mail: helmut.kroepfl@vip.rdb.at

Dr. KAINTZ Michael, Neusiedl/See,
e-mail: kaintz@ins.at

Dr. KLIMBURG Claudia, Hartberg,
e-mail: klimburg@magnet.at

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritt

RAA Mag. DAX Markus
per Juni 1999
bei Dr. Manfred Klepeisz, Güssing

Oberösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Kanzleisitzverlegung

GRASSNER LENZ THEWANGER &
PARTNER, Rechtsanwälte,
4020 Linz, Eisenhandstraße 13–15,
Tel. 0732/77 84 00,
Telefax 0732/77 84 00-84,
per Juni 1999

Änderung der Telefon- und Telefaxnummer

Dr. SCHMID Günter, Linz,
Tel. 0732/77 60 41-0,
Telefax 0732/77 60 41-41

e-mail-Adressen

Dr. KIRSCHNER Johannes, Wels,
e-mail: kanzlei.kirschner@merlin.at

Dr. FUCHS Paul, Thalheim bei Wels,
e-mail: paul.fuchs@aon.at

Mag. FERCH-FISCHER Gerda, Linz,
e-mail: MAG.GERDA.FERCH.RA@
AON.AT
sowie RA-FERCH@TBXA.TELECOM.AT

Namensänderung

Dr. ANDERLE Herwig,
nunmehr Mag. Dr. Anderle Herwig

Salzburg

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Dr. BAMBERGER Christoph, 5020 Salz-
burg, Paris-Lodronstraße 19,
Tel. 0662/87 23 50,
Telefax 0662/87 12 14,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 5. 5. 1999

Tirol

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. LECHNER Egon,
6300 Wörgl, Anichstraße 27,
Tel. 05332/766 99,

Telefax 05332/766 99-11,
per 21. 5. 1999

Mag. KRUCKENHAUSER Johannes,
6300 Wörgl, Peter-Anich-Straße 28,
Tel. 05332/749 42,
Telefax 05332/749 78, korrespon-
diert in englischer Sprache,
per 25. 5. 1999

Kanzleisitzverlegung

Dr. SPRUNG Cornelia, MMag. MERTENS
Christian, Innsbruck, Templstraße 6,
Tel. 0512/57 71 71-0,
Telefax 0512/57 71 71-57,
per 1. 6. 1999

Änderung der Telefonnummer

RECHTSANWÄLTE DR. KASSEROLER &
PARTNER, Innsbruck,
Tel. 0512/57 13 31 Serie

Änderung der Telefaxnummer

Dr. ADELSBERGER Theresia, Wörgl,
Telefax 05332/746 04-23

e-mail-Adresse

Dr. ADELSBERGER Theresia, Wörgl,
e-mail:adelsberger@woergl.netwing.at

Vorarlberg

Liste der Rechtsanwälte

Kanzleisitzverlegung

Dr. HOHENBÜHEL Johannes,
6067 Absam, Dörferstraße 11,
Tel. 05223/567 87,
Telefax 05223/567 87-4,
per Juni 1999

Änderung der Telefonnummer

Dr. MÄSER Helmuth, Dornbirn,
Tel. 05572/216 56-0

e-mail-Adresse

Dr. FITZ Josef Michael, Dornbirn,
e-mail: ra-fitz-dornb@telebox.at
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Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. BERNHARD Ulrich
per 1. 6. 1999
bei Dr. Franz Bernhard, Bregenz

RAA Mag. RINDERER Andrea
per 1. 6. 1999
bei Dr. Manfred Puchner, Feldkirch

RAA Mag. GANAHL Stefan
per 8. 6. 1999
bei Dr. Herwig Mayrhofer, Dornbirn

Wien

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. HAUSER Werner,
1070 Wien, Museumstraße 3,
Tel. 01/523 36 56,
Telefax 01/523 36 56-19,
per 25. 5. 1999

Mag. WIDNER Bernd Jakob,
1010 Wien, Stadiongasse 2,
Tel. 01/401 17,
Telefax 01/401 17-40,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 8. 6. 1999

Kanzleisitzverlegungen

KNIRSCH & GSCHAIDER
Rechtsanwälte, Wien,
Weihburggasse 4/2/3,
Tel. 01/513 85 95,
Telefax 01/512 82 80,
per 1. 7. 1999

Dr. SPERK Hermann,
1010 Wien, Wallnerstraße 2–4
(Eingang Neubadgasse 4),
Tel. 01/533 60 34,
Telefax 01/535 09 31,
e-mail: ra.dr.sperk@aon.at,
per 1. 7. 1999

Dr. GERSCHA Arnold,
1040 Wien, Gußhausstraße 2,
Tel. 01/504 41 42-0,
Telefax 01/504 41 42-43,
per 1. 6. 1999

Dr. WÄCHTER Otto,
1010 Wien, Stadiongasse 2,
Tel. 01/401 17,
Telefax 01/401 17 40,
per 1. 7. 1999

Änderung der Telefaxnummer

Dr. HERNDLHOFER Hans, Wien,
Telefax 01/512 17 10-20

Beschluß

Der Ausschuß der RAK Wien hat in seiner
Sitzung vom 15. 7. 1999 gemäß § 28
Abs 1 lit h) RAO bzw § 43 Abs 3 der
Geschäftsordnung folgenden Beschluß ge-
faßt:

Die mittlerweilige Stellvertretung für ehem
RA Dr. SCHIRA Norbert, Wien (GZ 2797/
99) wird über seinen begründeten Antrag
sowie über begründeten Antrag des bishe-
rigen mStvs, Dr. Wolfgang Löhnert, RA in
Wien, für beendet erklärt. Es wird ihm
jedoch die Auflage erteilt, die Akten des
emer RA Dr. Norbert Schira weiterhin auf-
zubewahren.

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. ALBRECHT Isabel
per 15. 6. 1999
bei Dr. Georg Kahlig

RAA Mag. ARTNER Margot
per 20. 4. 1999
bei Dr. Johann Fontanesi

RAA Mag. BRANDSTETTER Michael
per 15. 6. 1999
bei Mag. Dr. Geza Simonfay

RAA Mag. BREITENEDER Eric
per 20. 4. 1999
bei Dr. Bernhard Krause

RAA Mag. EDLINGER Astrid
per 20. 4. 1999
bei Dr. Johannes Schramm

RAA Mag. EICHINGER Arabella
per 20. 4. 1999
bei Mag. Thomas in der Maur

RAA Mag. FILIPPITSCH Christian
per 15. 6. 1999
bei Dr. Christoph Kerres

RAA Mag. FRICK Christian Rudolf
per 15. 6. 1999
bei Mag. Edgar Zrzavy

RAA Mag. GIMPL Klaus
per 15. 6. 1999
bei Dr. Edgar Kollmann

RAA Mag. GMOSER Gerald E.
per 18. 5. 1999
bei Dr. Wulf Kern

RAA Mag. GÖBEL Patrick
per 1. 6. 1999
bei Dr. Michael Gabler

RAA Mag. HERR Josef
per 20. 4. 1999
bei Dr. Karl F. Engelhart

RAA Mag. HÖLLINGER Valerie
per 15. 6. 1999
bei Mag. Dr. Bernhard Krause

RAA Mag. HOTTER Wolfgang
per 15. 6. 1999
bei Dr. Wolfgang Heufler

RAA Mag. HRACHOWINA Evelyn
per 15. 6. 1999
bei Dr. Veronika Cortolezis

RAA Mag. HUBER Markus
per 15. 6. 1999
bei Dr. Alexander Widter

RAA Dr. HYSEK Johannes
per 15. 6. 1999
bei Dr. Josef Olischar

RAA Mag. JANITSCH Christian
per 15. 6. 1999
bei Dr. Heidi Bernhart

RAA MMag. Dr. KALTENEGGER Friedrich
per 15. 6. 1999
bei Dr. Johannes Juranek

RAA Mag. Dr. KAUFMANN Maria
per 15. 6. 1999
bei Dr. Georg Schima

RAA Mag. KERSCHBAUM Sonja
per 1. 6. 1999
bei Dr. Richard Wolf

RAA Mag. KLETZER Constantin
per 15. 6. 1999
bei Dr. Christian Gassauer-Fleissner
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RAA Mag. KOUBA Michaela
per 20. 4. 1999
bei Mag. Dr. Ingrid Weber

RAA Mag. KUBIN Jürgen
per 15. 6. 1999
bei Dr. Helmut Grubmüller

RAA Mag. KUEß Peter
per 15. 6. 1999
bei Dr. Kurt Dullinger

RAA Mag. KURZ Barbara
per 20. 4. 1999
bei Mag. Dr. Haig E. Asenbauer

RAA Mag. LEIßLER Günther
per 15. 6. 1999
bei Mag. Werner Tomanek

RAA Mag. MARSCHALL Thomas
per 15. 6. 1999
bei Dr. Ralph Mitsche

RAA Mag. MAYERHOFER Werner
per 20. 4. 1999
bei Dr. Peter Feyl

RAA Mag. OFNER Edda
per 1. 6. 1999
bei Dr. Harald Ofner

RAA Mag. POCK Ralf
per 4. 5. 1999
bei Dr. Johannes Schramm

RAA Dr. RADINSKY Orlin
per 15. 6. 1999
bei Dr. Wulf-Gordian Hauser

RAA Mag. RAST Thomas
per 15. 6. 1999
bei Dr. Ronald Rast

RAA Dr. SCHIFFER Irina
per 15. 6. 1999
bei Dr. Eberhard Wallentin

RAA Dr. SCHRAGL Markus
per 15. 6. 1999
bei MMag. Dr. Gerold Wietrzyk

RAA Mag. STAMPLER Alexandra
per 20. 4. 1999
bei Mag. Dr. Geza Simonfay

RAA Mag. STURM Johannes
per 15. 6. 1999
bei Dr. Johannes Patzak

RAA Dr. THALHAMMER Dieter
per 15. 6. 1999
bei Dr. Stefan Köck

RAA Mag. ULLMANN Georg
per 15. 6. 1999
bei Dr. Herbert Kaspar

RAA Mag. URBAN Nicole
per 15. 6. 1999
bei Dr. Karl Zach

RAA Mag. UNGAR Dorit
per 15. 6. 1999
bei Dr. Dieter Spranz

RAA Mag. VALENCAK Katalin
per 15. 6. 1999
bei Dr. Helmut Preyer

RAA VETERE ARELLANO Juan Antonio
per 20. 4. 1999
bei Dr. Friedrich Schwank

RAA Mag. WALLNER Sonja
per 1. 6. 1999
bei Dr. Eleonore Berchtold-Ostermann

RAA Mag. WANEK Peter
per 20. 4. 1999
bei Dr. Alfred Feitsch

RAA Mag. WIMMER Ernst
per 15. 6. 1999
bei Mag. Florian Masser

Liste der Richteramtsanwärter

Ersteintritte

RiAA Mag. HAUSER Maria
per 1. 6. 1999
bei Dr. Wolfgang Völkl

RiAA MMag. PIEBER Eberhard
per 1. 6. 1999
bei Dr. Peter Zens

Fehlerberichtigung
AnwBl 1999, 418

Oberösterreich

Mag. Dr. MENSCHICK Roland,
Tel. 07248/619 90,
Telefax 07248/619 90-22

Wir bitten, das Versehen zu entschuldigen!
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Burgenland

Beitragsordnung 2000

§ 1. Kanzleiabgabe

Jeder in die von der Rechtsanwaltskammer Burgenland geführte
Liste der Rechtsanwälte eingetragene Rechtsanwalt hat eine Kanz-
leiabgabe in der Höhe von ATS 12.000,– einschließlich Werbe-
kostenanteil und weiters für jeden in seiner Kanzlei tätigen, in der
Liste eingetragenen Rechtsanwaltsanwärter eine weitere Kanzlei-
abgabe in der Höhe von ATS 6000,– jährlich zu leisten. Ist die
Eintragung in die Liste erst nach dem 30. Juni 2000 oder die
Löschung aus der Liste schon vor dem 1. Juli 2000 erfolgt, ist die
Kanzleiabgabe nur zur Hälfte zu entrichten.

§ 2. Vertrauenschadenfonds

Jedes Mitglied hat als Beitrag für den Vertrauenschadenfonds der
Rechtsanwaltskammer Burgenland sowie als Beitrag für den öster-
reichweiten Notfall-Fonds insgesamt ATS 4000,– zu leisten.

§ 3. Zahlungstermine

1. Der Kammerbeitrag ist je zur Hälfte am 10. März und am
10. September eines jeden Jahres zu leisten.

2. Beiträge für den Vertrauenschadenfonds sowie den österreich-
weiten Notfallfonds im Gesamtbetrag von ATS 4000,– sind je
zu einem Viertel am 10. Februar, 10. Mai, 10. August und
10. November zur Zahlung fällig.

§ 4. Stundung, Ermäßigung und Abschreibung

Der Kammerbeitrag kann in besonders berücksichtigungswürdigen
Einzelfällen durch den Beschluß des Ausschusses gestundet, ermä-
ßigt oder abgeschrieben werden.

§ 5. Schlußbestimmungen

1. Solange keine neue Beitragsordnung von der Plenarversamm-
lung beschlossen ist, gelten die Bestimmungen dieser Beitrags-
ordnung auch für die Folgejahre.

2. Mit der Vollziehung dieser Beitragsordnung ist der Ausschuß
der Rechtsanwaltskammer betraut.

Umlagenordnung 2000

1. Die Mittel für die Leistung der Versorgungseinrichtung (Satzung
der Versorgungseinrichtung, Teil A) werden gemäß §§ 47, 48,
51 und 53 RAO durch Pauschalvergütung und durch Beiträge
der Kammermitglieder, die Mittel der Leistungen aus der Versor-
gungseinrichtung (Teil B) durch Beiträge der Kammermitglieder
aufgebracht.
Jede/r Rechtsanwalt/anwältin hat für die Versorgungsreinrich-
tung folgenden Beitrag für das Jahr 2000 zu zahlen:

ATS EUR

Versorgungseinrichtung – Teil A:

a) Rechtsanwälte/innen, die bis zum
31. Dezember des Vorjahres das
32. Lebensjahr noch nicht vollendet
haben 30.000,– 2.180,19

b) Rechtsanwälte/innen, die erstmals
nach Vollendung ihres 50. Lebensjah-
res eingetragen worden sind, wenn
diese Eintragung nach dem 1. Jänner
1974 erfolgt 71.500,– 5.196,11

c) Rechtsanwälte/innen, die am 1. Jän-
ner des Beitragsjahres das 65. Le-
bensjahr vollendet haben und deren
Wartezeit gemäß § 50 Abs. 2 lit a)
und b) RAO zu diesem Zeitpunkt
bereits verstrichen war 1.000,– 72,68

d) alle übrigen Rechtsanwälte/innen 61.500,– 4.469,38

Versorgungseinrichtung – Teil B:

e) Der Beitrag beträgt 44.000,– 3.197,60

f) Der ermäßigte Beitrag gemäß § 12
(4) der Satzungen (Teil B) beträgt 17.600,– 1.279,04

Von den Beiträgen gemäß lit e) und f) werden 2000 Verwal-
tungskosten in der Höhe von ATS 390,– (EUR 28,35) pro
Rechtsanwalt/Rechtsanwältin p.a. und 0,75% des Beitrages
(zuzüglich Umsatzsteuer) in Abzug gebracht. Die Verwaltungs-
kosten in Höhe von ATS 390,– (EUR 28,35) werden auf Basis
des VPI 96 per 1. 1. eines jeden Jahres valorisiert, Ausgangs-
basis 1/98. Vor der Gutschrift auf dem Pensionskonto werden
die Prämien für die Berufsunfähigkeits- und die Hinterbliebenen-
versicherung gemäß Geschäftsplan in Abzug gebracht.

2. Rechtsanwälte/innen, die nur während eines Teiles des Bei-
tragsjahres in der Liste der Rechtsanwaltskammer Burgenland
eingetragen sind, haben nur den zum Zeitraum ihrer Eintra-
gung entsprechenden Teil des Beitrages zur Versorgungsein-
richtung zu bezahlen. Rechtsanwälte/innen, die während des
Kalenderjahres die Pensionsgrenze erreichen, haben ebenso
nur den auf den Zeitraum vor Erreichung des Pensionsanspru-
ches entfallenden Teil des Beitrages zur Versorgungseinrich-
tung zu bezahlen.

3. Die Vorschreibung der Beiträge zur Versorgungseinrichtung
erfolgt durch den Ausschuß mit Bescheid. Die Beiträge sind in
vier gleichen Teilbeträgen zu entrichten, und zwar je am
1. März, 1. Juni, 1. September und 1. Dezember 2000.
Ein Antrag (Vorstellung) auf Abänderung der Beitragsvorschrei-
bung hat keine aufschiebende Wirkung.

4. Sind Beiträge mehr als 1 Monat nach Fälligkeit rückständig, so
ist nach Ausstellung eines Rückstandsausweises ein Säumnis-
zuschlag von 5% des überfälligen Beitrages zu entrichten.
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5. Eine Ermäßigung oder Abschreibung des Beitrages zur Ver-
sorgungseinrichtung (Teil A) ist ausgeschlossen. Eine Stundung
kann in besonders berücksichtigungswürdigen Einzelfällen, ins-
besondere bei längerer gesundheitlicher Behinderung sowie
bei Vorliegen familiärer oder sonstiger sozialer Notsituationen,
durch den Ausschuß gewährt werden. Eine Stundung ist auch
bei vorübergehenden Zahlungsschwierigkeiten möglich.
Für den Teil B der Versorgungseinrichtung gelten ausschließlich
die in § 12 der Satzung, Teil B, vorgesehenen Herabsetzungs-
und Befreiungsmöglichkeiten.

6. Solange keine neue Umlagenordnung von der Plenarversamm-
lung beschlossen ist, gelten die Bestimmungen dieser Umlagen-
ordnung auch für die Folgejahre.

7. Mit der Vollziehung dieser Umlagenordnung ist der Ausschuß
der Rechtsanwaltskammer Burgenland betraut.

Leistungsordnung 2000

A

Nachstehende Leistungen (Renten) für Anspruchsberechtigte nach
Maßgabe der Bestimmungen der §§ 47–54 RAO und nach Maß-
gabe der jeweils gültigen, von der Plenarversammlung beschlosse-
nen Satzung der Versorgungseinrichtung, Teil A, werden für 2000
wie folgt festgesetzt und 14 x p.a., jeweils am 5. eines jeden
Monates im vorhinein ausgezahlt, die 13. Rente am 5. Juni, die
14. Rente am 5. Dezember:

ATS EUR

1. Alters- und Berufsunfähigkeit 25.000,– 1.816,82

2. Witwen-/Witwerrente 15.000,– 1.090,10

3. Halbwaisenrente 10.000,– 726,73

4. Vollwaisenrente 15.000,– 1.090,10

5. Sind nach dem/r Rechtsanwalt/Rechtsanwältin zwei oder mehr
Personen mit Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung vorhan-
den, so darf die Summe der Leistungen für die Anspruchsbe-
rechtigten nicht höher sein als die Leistung, auf die der/die
Rechtsanwalt/Rechtsanwältin selbst Anspruch hätte. Innerhalb
dieses Höchstausmaßes sind die Leistungen an die einzelnen
Anspruchsberechtigten verhältnismäßig zu kürzen.

6. Für Sterbefälle ab dem 1. 1. 2000 beträgt der Todfallsbei-
trag ATS 150.000,– (EUR 10.900,93), abzüglich eines all-
fälligen Beitragsrückstandes, mindestens jedoch ATS 40.000,–
(EUR 2906,92).

7. Die Mindestansprüche gemäß § 52 Abs 1 RAO bleiben unbe-
rührt.

B

Die Leistungen für Anspruchsberechtigte nach Maßgabe der
jeweils gültigen, von der Vollversammlung beschlossenen Satzung
der Versorgungseinrichtung, Teil B, errechnen sich wie folgt:

1. Die Altersrente ergibt sich aus den auf dem Konto des/der
Rechtsanwaltes/Rechtsanwältin zum Zeitpunkt der Inanspruch-
nahme gutgeschriebenen Beiträgen und erzielten Veranla-
gungsüberschüssen.

2. Die Berufsunfähigkeitsrente errechnet sich grundsätzlich nach
den auf dem Konto des/der Rechtsanwaltes/Rechtsanwältin
zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme gutgeschriebenen Beiträ-
gen und erzielten Veranlagungsüberschüssen (vgl § 4 der Sat-
zung, Teil B).
Je nach Eintrittsalter in die Zusatzpension wird jedoch folgende
Mindestrente im Falle der Berufsunfähigkeit festgelegt.
Eintrittsalter / Lebensjahr Mindestrente / Jahr

ATS EUR
30 120.000,– 8.720,74
31 116.000,– 8.430,05
32 112.000,– 8.139,36
33 108.000,– 7.848,67
34 104.000,– 7.557,98
35 100.000,– 7.267,29
36 96.000,– 6.976,60
37 92.000,– 6.685,90
38 88.000,– 6.395,21
39 84.000,– 6.104,52
40 80.000,– 6.813,83
41 76.000,– 5.523,14
42 72.000,– 5.232,45
43 68.000,– 4.941,76
44 64.000,– 4.651,07
45 60.000,– 4.360,37
46 56.000,– 4.069,68
47 52.000,– 3.778,99
48 48.000,– 3.488,30
49 44.000,– 3.197,61
50 40.000,– 2.906,92
51 36.000,– 2.616,23
52 32.000,– 2.325,53
53 28.000,– 2.034,84
54 24.000,– 1.744,15
55 20.000,– 1.453,46
56 16.000,– 1.162,77
57 12.000,– 872,08
58 8.000,– 581,39
59 4.000,– 290,70

3. Die Witwen-/Witwerrente beträgt 60% der Rente des/der
Rechtsanwaltes/Rechtsanwältin, die dieser/diese zum Zeitpunkt
seines/ihres Ablebens bezogen hat oder als Aktiver/Aktive im
Falle der Berufsunfähigkeit bezogen hätte (vgl §§ 3, 4, 5 der
Satzung, Teil B).
Die Mindestwitwen-/Witwerrente nach aktivem/aktiver Rechts-
anwalt/Rechtsanwältin beträgt 60% der Mindestberufsunfähig-
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keitsrente (in Anhängigkeit vom Eintrittsalter des/der Rechts-
anwaltes/Rechtsanwältin), das sind
Eintrittsalter / Lebensjahr Mindestrente / Jahr

ATS EUR
30 72.000,– 5.232,45
31 69.600,– 5.058,03
32 67.200,– 4.883,62
33 64.800,– 4.709,20
34 62.400,– 4.534,79
35 60.000,– 4.360,37
36 57.600,– 4.185,96
37 55.200,– 4.011,54
38 52.800,– 3.837,13
39 50.400,– 3.662,71
40 48.000,– 3.488,30
41 45.600,– 3.313,89
42 43.200,– 3.139,47
43 40.800,– 2.965,06
44 38.400,– 2.790,64
45 36.000,– 2.616,23
46 33.600,– 2.441,81
47 31.200,– 2.267,40
48 28.800,– 2.092,98
49 26.400,– 1.918,57
50 24.000,– 1.744,15
51 21.600,– 1.569,74
52 19.200,– 1.395,32
53 16.800,– 1.220,91
54 14.400,– 1.046,49
55 12.000,– 872,08
56 9.600,– 697,66
57 7.200,– 523,25
58 4.800,– 348,83
59 2.400,– 174,42

4. Die Waisenrente beträgt für Halbwaisen 10%, für Vollwaisen
20% der bezogenen Rente, im Falle des Todes eines/einer
Aktiven für Halbwaisen 10%, für Vollwaisen 20% der fiktiven
Berufsunfähigkeitsrente.

5. Das Sterbegeld beträgt 40% der auf den Konten des/der Rechts-
anwaltes/Rechtsanwältin verbuchten Beiträge und erzielten Ver-
anlagungsüberschüsse, mindestens das 10fache der jährlichen
Mindestwitwen-/Witwerrente (gemäß § 6 der Satzung, Teil B).

6. Die Teilabfindung bei Antritt einer Altersrente beträgt höchstens
50% der auf dem Konto des/der Rechtsanwaltes/Rechtsanwäl-
tin verbuchten Beiträge und erzielten Veranlagungsüberschüsse
(gemäß § 7 der Satzung, Teil B).

7. Die gemäß Teil B auszuzahlenden Renten werden um die jähr-
lichen Verwaltungskosten wie folgt gekürzt:
je Rentenbezieher ATS 200,– (EUR 14,54) p.a. und 0,6% der
Rente (zuzüglich Umsatzsteuer). Die Verwaltungskosten in Höhe

von ATS 200,– (EUR 14,54) werden auf Basis des VPI 96 per
1. 1. eines jeden Jahres valorisiert, Ausgangsbasis 1/98.

Die Renten werden in 14 gleichen Teilbeträgen zu den Zahlungs-
terminen der Renten gemäß Teil A der Satzung ausgezahlt.

C

Solange keine neue Leistungsordnung (Teil A und Teil B der Sat-
zung) von der Plenarversammlung beschlossen ist, gelten die
Bestimmungen dieser Leistungsordnung auch für die Folgejahre.
Mit der Vollziehung dieser Leistungsordnung ist der Ausschuß der
Rechtsanwaltskammer Burgenland betraut.

Steiermark

Änderung der Geschäftsordnung
Im Text der gesamten Geschäftsordnung wurde das Wort „Vollver-
sammlung“ durch „Plenarversammlung“ ersetzt.
Dem § 7 werden folgende Absätze angefügt:
Die Plenarversammlungen sind nicht öffentlich, jedoch haben die
in die Liste der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer eingetrage-
nen Rechtsanwaltsanwärter, welche die Rechtsanwaltsprüfung be-
reits mit Erfolg abgelegt haben, als Rechtsanwaltsanwärter ohne
Recht zur Äußerung und Stimmabgabe Zutritt.
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Die Plenarversammlung kann ihre Verhandlungen als vertraulich
erklären.

Über einen darauf abzielenden Antrag, der von mindestens 10 Mit-
gliedern unterstützt sein muß, ist unter Ausschluß der Zuhörer zu
beraten und abzustimmen. Wird der Antrag angenommen, so
steht den Rechtsanwaltsanwärtern das Recht des Zutrittes während
der Verhandlung des Punktes der Tagesordnung nicht zu, für den
der Beschluß gilt.

Ehemalige Rechtsanwälte, welche aus dem Rechtsgrund der Be-
rufsunfähigkeit oder aus dem Rechtsgrund des Alters eine Pension
aus der Versorgungseinrichtung beziehen, sind berechtigt, an der
Plenarversammlung teilzunehmen, jedoch ohne Stimmrecht.

In § 8 wird als zweiter Absatz eingefügt:

In der November-Plenarversammlung ist insbesondere der Voran-
schlag nebst dem Antrag auf Feststellung des Kammerbeitrages für
das künftige Jahr, die Beitragsordnung zur Versorgungseinrichtung
sowie die Leistungsordnung zur Beschlußfassung vom Ausschuß
vorzulegen.

§ 23 lautet nunmehr wie folgt:

Die im § 28 Abs. 1 Buchstaben b, d, f, g, h und i RAO aufgezähl-
ten Aufgaben, ferner die Aufsicht über Rechtsanwälte und Rechts-
anwaltsanwärter, die Bestellung von Rechtsanwälten nach §§ 45

oder 45a RAO sowie die Zuerkennung von Leistungen aus der
Versorgungseinrichtung, sind vom Ausschuß in Abteilungen zu er-
ledigen. Die Abteilungen bestehen aus fünf Ausschußmitgliedern.
Der Ausschuß hat die Abteilungen zusammenzusetzen und die Ge-
schäfte unter die Abteilungen zu verteilen.

In § 25 wird als dritter Absatz eingefügt:

Zur Ausstellung von Beglaubigungsurkunden für Kanzleibeamte
(§ 28 Abs 1 lit b RAO) sowie, wenn eine sofortige Beschlußfas-
sung erforderlich ist, zur Bestellung von Rechtsanwälten nach § 28
Abs. 1 lit. h und nach den §§ 45 oder 45a ist das von der Abtei-
lung dazu bestimmte Mitglied namens der Abteilung berufen.

§ 40 lautet nunmehr wie folgt:

Wenn ein Rechtsanwalt auf seine Stelle resigniert, so steht es ihm
frei, zu bestimmen, welchem Rechtsanwalt er seine Kanzlei über-
geben wolle und ist dies der Kammer anzuzeigen.

In den Fällen des § 34 Abs 1 und 2 RAO ist dem Rechtsanwalt
durch den Ausschuß der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer
ein mittlerweiliger Stellvertreter zu bestellen. Ein mittlerweiliger
Stellvertreter ist auch bei Erkrankung oder Abwesenheit eines
Rechtsanwaltes für die Dauer der Verhinderung zu bestellen, wenn
der Rechtsanwalt nicht selbst einen Substituten namhaft machen
konnte, wobei in diesem Falle dem mittlerweiligen Stellvertreter die
Stellung eines Substituten nach § 14 RAO zukommt.

Von der Bestellung des Kanzleiübernehmers ist stets das Oberlan-
desgericht zu verständigen.

Satzung der Versorgungseinrichtung der
Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer

Teil A § 10 Absatz 4 lautet nunmehr wie folgt:

Die Waisenrenten betragen

Ab 1. 7. 1999 betragen die Waisenrenten für Kinder von Kam-
mermitgliedern bzw. ehemaligen Kammermitgliedern, die an die-
sem Tage oder nach diesem Zeitpunkte verstorben sind:

Bis zu dem Monat in dem das Kind das 6. Lebensjahr vollendet,
monatlich brutto S 7.000,–.

Von dem auf die Vollendung des 6. Lebensjahres folgenden Monat
bis zu dem Monat, in dem das Kind das 10. Lebensjahr vollendet,
monatlich brutto S 8.000,–.

Ab dem der Vollendung des 10. Lebensjahres folgenden Monat
monatlich brutto S 10.200,–.

Die Summe der Waisenrenten darf 100% des Rentenanspruches
des Verstorbenen nicht übersteigen. Im Falle des Übersteigens die-
ser Grenze sind die jeweiligen Waisenrenten im Umfange des
übersteigenden Betrages anteilig, und zwar in dem Verhältnis, in
dem die Waisenrenten zueinander stehen, zu kürzen.

Die Waisenrenten für Kinder von Kammermitgliedern bzw. ehema-
ligen Kammermitgliedern, die vor dem 1. Juli 1999 verstorben
sind, betragen so wie bisher monatlich brutto S 10.200,–, wobei
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auf diese Waisenrentenansprüche die vorstehenden Kürzungsbe-
stimmungen keine Anwendung finden.

Künftige Erhöhungen von Waisenrenten sind der Beschlußfassung
der Vollversammlung zur Leistungsordnung der Versorgungsein-
richtung nach Maßgabe der hiefür erforderlichen Quoren vorbe-
halten.

Teil C lautet nunmehr wie folgt:

TEIL C

§ 1

Erhöhungen der Beiträge zur Versorgungseinrichtung Teil A ge-
mäß § 4 Abs. 3 des Teiles A der Versorgungseinrichtung in künfti-
gen Plenarversammlungen der Steiermärkischen Rechtsanwalts-
kammer sowie künftige Erhöhungen der Beiträge zur Versorgungs-
einrichtung gemäß § 12 (1) des Teiles B der Versorgungseinrich-
tung dürfen nur derart beschlossen werden, daß der Prozentsatz
der jeweiligen Erhöhungen der Beiträge im Teil B nicht höher ist als
der Prozentsatz der jeweiligen Erhöhungen der Beiträge im Teil A
der Versorgungseinrichtung.

§ 2

Sämtliche Leistungen nach dieser Versorgungseinrichtung sind ge-
genüber allfälligen Forderungen der Steiermärkischen Rechtsan-
waltskammer gegenüber dem – vormaligen – Rechtsanwalt, insbe-
sondere mit Beitragsrückständen jeglicher Art verrechenbar, sofern
nicht ein gesetzliches Verbot dem entgegensteht.

Die Satzung der Versorgungseinrichtung wird um den Teil D er-
gänzt, der folgenden Wortlaut hat:

Teil D
Krankenversicherung

§ 1 – Verpflichtende Krankenversicherung

(1) Durch das Arbeits- und Sozialrechts-Änderungsgesetz 1997
(ASRÄG 1997) wurde für selbständige erwerbstätige Rechtsanwäl-
te ab 01. 01. 2000 die Pflichtversicherung in der Krankenversiche-
rung nach dem GSVG begründet. Gemäß § 5 GSVG kann die
Ausnahme von dieser Pflichtversicherung beantragt werden, wenn
die Rechtsanwaltskammer eine Krankenversicherung für ihre Mit-
glieder schafft und aufrecht erhält, welche auch in einer für alle
Rechtsanwälte und deren Angehörige verpflichtend abgeschlosse-
nen vertraglichen Versicherung bestehen kann. Voraussetzung da-
für ist, daß alle Rechtsanwälte und deren Angehörige Anspruch
auf Leistungen haben, die den Leistungen nach dem GSVG gleich-
artig oder zumindest annähernd gleichwertig sind.

(2) Die Steiermärkische Rechtsanwaltskammer errichtet eine Ein-
richtung zur Versorgung ihrer Mitglieder und deren Angehörigen
für den Fall der Krankheit in Form einer vertraglichen Gruppenver-
sicherung. Der Ausschuß der Steiermärkischen Rechtsanwaltskam-

mer ist berechtigt, zu diesem Zweck mit einer Versicherungsgesell-
schaft einen Gruppen-Krankenversicherungsvertrag abzuschlie-
ßen, der die gesetzliche Pflichtversicherung ersetzt und die in § 5
GSVG festgelegten Voraussetzungen für die Ausnahme von der
Pflichtversicherung erfüllt.

§ 2 – Persönlicher Geltungsbereich

(1) Dem Gruppen- Krankenversicherungsvertrag unterliegt ab
01. 01. 2000 jeder selbständige erwerbstätige Rechtsanwalt, es
sei denn, daß für ihn eine verpflichtende Selbstversicherung nach
§ 16 ASVG oder § 14a GSVG besteht und dies der Steiermär-
kischen Rechtsanwaltskammer durch Vorlage einer Bestätigung
des zuständigen Krankenversicherungsträgers nachgewiesen
wird. Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, diese Selbstversicherung
aufrecht zu erhalten.
Dem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag unterliegt auch der
Gesellschafter-Geschäftsführer einer Rechtsanwalt-Gesellschaft mit
beschränkter Haftung, es sei denn, daß er mit den Einkünften aus
dieser Tätigkeit der Pflichtversicherung nach dem ASVG unterliegt.
(2) Dem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag unterliegen ferner
alle Angehörigen gemäß § 83 Abs. 2 GSVG. Davon ausgenom-
men sind lediglich Ehegatten, für welche eine gesetzliche Pflicht-
versicherung in der Krankenversicherung oder eine verpflichtende
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Selbstversicherung nach § 16 ASVG oder § 14a GSVG besteht
oder die in diesem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag oder ei-
nem anderen gleichartigen Gruppen-Krankenversicherungsvertrag
prämienpflichtig sind. Andere Angehörige können von diesem
Gruppen-Krankenversicherungsvertrag ausgenommen werden,
wenn sie in diesem prämienpflichtig sind und in der gesetzlichen
Krankenversicherung beitragsfreie Leistungsansprüche haben.

(3) Der Gruppen-Krankenversicherungsvertrag bleibt nach Eintritt
des Rechtsanwaltes in den Ruhestand sowohl für diesen als auch
für dessen Angehörige aufrecht.

§ 3 – Dauer der Krankenversicherung

(1) Der Gruppen-Krankenversicherungsvertrag tritt mit 01. 01.
2000 in Kraft. Rechtsanwälte, welche erst nach diesem Zeitpunkt
in die Liste der Rechtsanwälte eingetragen werden oder eine selb-
ständige Erwerbstätigkeit als Rechtsanwalt aufnehmen, unterlie-
gen, ausgenommen in den in § 2 Abs. 1 genannten Fällen, der
Selbstversicherung, ab diesem Zeitpunkt dem Gruppen-Kranken-
versicherungsvertrag.

(2) Erlischt die Berechtigung zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft
gemäß § 34 Abs. 1 RAO, endet dieser Gruppen-Krankenversiche-
rungsvertrag für den betreffenden Rechtsanwalt und dessen Ange-
hörige, ausgenommen bei Verlust der Eigenberechtigung. Bei Ver-
zicht auf die Ausübung der Rechtsanwaltschaft endet der Gruppen-
Krankenversicherungsvertrag nicht, wenn der Rechtsanwalt über
Ansprüche oder aufrechte Anwartschaften gegenüber der Versor-
gungseinrichtung verfügt.

(3) Im Falle des Ablebens des Rechtsanwaltes oder eines ehema-
ligen Rechtsanwaltes, welcher über aufrechte Ansprüche oder
Anwartschaften gegenüber der Versorgungseinrichtung verfügt,
endet der Gruppen-Krankenversicherungsvertrag sowohl für den
betreffenden Rechtsanwalt als auch für dessen Angehörige, aus-
genommen für jene Angehörigen, welche Anspruch auf Leistun-
gen aus der Versorgungseinrichtung der Rechtsanwaltskammer
haben (Witwen/Witwer-Rente, Waisenrente). Der Gruppen-Kran-
kenversicherungsvertrag bleibt für Witwen/Witwer jedenfalls auf-
recht, solange sie über keine gesetzliche Krankenversicherung
verfügen.

(4) Der Gruppen-Krankenversicherungsvertrag endet für den Ehe-
gatten bei Auflösung der Ehe mit Rechtskraft des die Auflösung der
Ehe aussprechenden Urteils oder Beschlusses. Dasselbe gilt bei
sonstigem Verlust der Angehörigeneigenschaft.

(5) Eine ordentliche Kündigung einzelner Rechtsanwälte durch
den Versicherer ist unzulässig. Alle dem Gruppen-Krankenversi-
cherungsvertrag unterliegenden aktiven und ehemaligen Rechts-
anwälte sind zur Kündigung dieses Vertrages nur berechtigt,
wenn für sie eine Pflichtversicherung in der gesetzlichen Kranken-
versicherung neu entsteht und dies durch Vorlage einer Bestäti-
gung des zuständigen Krankenversicherungsträgers nachgewie-
sen wird.

§ 4 – Meldepflichten

(1) Jeder Rechtsanwalt ist verpflichtet, der Rechtsanwaltskammer
bis spätestens 15. November 1999, bei einer späteren Eintragung
in die Liste der Rechtsanwälte oder bei einem späteren Beginn der
selbständigen Erwerbstätigkeit zu diesem Zeitpunkt bekanntzuge-
ben,

a) eine bestehende Selbstversicherung gemäß § 2 Abs. 1 und

b) alle Angehörigen unter Anführung von Name, Geburtsdatum
und einer für diese bestehenden gesetzlichen Pflichtversicherung,
oder einer verpflichtenden Selbstversicherung (gemäß § 2 Abs. 1)
oder eines beitragsfreien Leistungsanspruches in der gesetzlichen
Krankenversicherung.

(2) Spätere Änderungen im Stande der Angehörigen sind dem
Versicherer binnen 14 Tagen zu melden, insbesondere alle Um-
stände, welche zu einem Eintritt oder einem Ausscheiden von mit-
versicherten Personen aus dem Gruppen-Krankenversicherungsver-
trag führen.

(3) Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, diesen Meldepflichten recht-
zeitig und vollständig nachzukommen. Die Verpflichtung zur Prä-
mienzahlung gilt auch dann, wenn diese Meldepflichten verletzt
werden. Ab dem Zeitpunkt, zu welchem die Voraussetzungen für
das Ausscheiden aus dem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag
eingetreten sind, kann der Versicherer die Einzelversicherungsprä-
mie vorschreiben.

§ 5 – Rechtsverhältnis zwischen Versicherer und Versicherten

(1) Leistungsansprüche aus dem Gruppen-Krankenversicherungs-
vertrag bestehen nur gegenüber dem Versicherer und sind diesem
gegenüber geltend zu machen.

(2) Jeder dem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag unterliegen-
de Rechtsanwalt oder Bezieher einer Leistung aus der Versorgungs-
einrichtung ist selbst Prämienschuldner und hat die für ihn und sei-
ne Mitversicherten jeweils vorgeschriebenen Prämien an den Ver-
sicherer zu entrichten.

(3) Die vom Versicherer vorzuschreibenden Prämien gelten jeweils
für den Rechtsanwalt und einen prämienfrei mitversicherten Ange-
hörigen. Prämienfrei mitversichert ist der Ehegatte, ausgenommen
in den Fällen des § 2 Abs. 2. In diesen Fällen ist jenes älteste Kind
prämienfrei mitversichert, das weder in diesem noch einem gleich-
artigen Gruppen-Krankenversicherungsvertrag beim Ehegatten
prämienfrei mitversichert ist.

Leistungsordnung der Versorgungseinrichtung
der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer

in der Fassung des Beschlusses der ordentlichen Vollversammlung
vom 22. Juni 1999

Gültigkeitsbeginn: 1. Juli 1999

Die Leistungssummen für Anspruchsberechtigte nach Maßgabe der
Bestimmungen der §§ 47 bis 54 RAO und nach Maßgabe der je-
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weils gültigen, von der Vollversammlung beschlossenen Satzung
der Versorgungseinrichtung werden ab 1. Jänner 1999 wie folgt
festgesetzt:

Ab 1. Juli 1999 betragen

Teil A

1. die Alters- und Berufsunfähigkeitspension
monatlich brutto S 25.500,–

2. die Pension für den hinterbliebenen Ehegatten
monatlich brutto S 15.300,–

3. die Halb- oder Vollwaisenpensionen der Kin-
der von Kammermitgliedern bzw. ehemaligen
Kammermitgliedern, die vor dem 1. Juli 1999
verstorben sind, monatlich brutto S 10.200,–

4. die Halb- oder Vollwaisenpension der Kinder
von Kammermitgliedern bzw. ehemaligen
Kammermitgliedern, die am 1. Juli 1999 oder
danach verstorben sind:
Bis zu dem Monat, in dem das Kind das 6. Le-
bensjahr vollendet, monatlich brutto S 7.000,–.
Von dem auf die Vollendung des 6. Lebensjah-
res folgenden Monat, bis zu
dem Monat, in dem das Kind das 10. Lebens-
jahr vollendet, monatlich brutto S 8.000,–.
Ab dem der Vollendung des 10. Lebensjahres
folgenden Monat monatlich brutto S 10.200,–.

Die Summe der Waisenrenten darf 100% des
Rentenanspruches des Verstorbenen nicht über-
steigen. Im Falle des Übersteigens dieser Gren-
ze sind die jeweiligen Waisenrenten im Umfan-
ge des übersteigenden Betrages anteilig, und
zwar in dem Verhältnis, in dem die Waisenren-
ten zueinander stehen, zu kürzen.

Die Pensionsbezieher erhalten jeweils Anfang Juni sowie Anfang
Dezember je eine weitere Pension in der Höhe des monatlichen Be-
zuges.

Alle Pensionen sind monatlich im vorhinein am Monatsersten zu
bezahlen.

Das volle Sterbegeld nach § 11 der Satzung der Versorgungsein-
richtung der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer beträgt
S 180.000,–.

Solange keine neue Leistungsordnung von der Vollversammlung
beschlossen wird, gelten die Bestimmungen dieser Leistungsord-
nung.

Leistungsordnung Teil B

Die Leistungen für Anspruchsberechtigte nach Maßgabe der je-
weils gültigen, von der Vollversammlung beschlossenen Satzung
der Versorgungseinrichtung, Teil B, errechnen sich wie folgt:

1. Die Altersrente ergibt sich aus den auf dem Konto des/der
Rechtsanwaltes/Rechtsanwältin zum Zeitpunkt der Inanspruchnah-
me gutgeschriebenen Beiträgen und erzielten Veranlagungsüber-
schüssen.
2. Die Berufsunfähigkeitsrente errechnet sich grundsätzlich nach
den auf dem Konto des/der Rechtsanwaltes/Rechtsanwältin zum
Zeitpunkt der Inanspruchnahme gutgeschriebenen Beiträgen und
erzielten Veranlagungsüberschüssen (vgl. § 4 der Satzung, Teil B).
Je nach Eintrittsalter in die Zusatzpension wird jedoch folgende
Mindestrente im Falle der Berufsunfähigkeit festgelegt:

Eintrittsalter/Lebensjahr Mindestrente/Jahr
30 S 120.000,–
31 S 116.000,–
32 S 112.000,–
33 S 108.000,–
34 S 104.000,–
35 S 100.000,–
36 S 96.000,–
37 S 92.000,–
38 S 88.000,–
39 S 84.000,–
40 S 80.000,–
41 S 76.000,–
42 S 72.000,–
43 S 68.000,–
44 S 64.000,–
45 S 60.000,–
46 S 56.000,–
47 S 52.000,–
48 S 48.000,–
49 S 44.000,–
50 S 40.000,–
51 S 36.000,–
52 S 32.000,–
53 S 28.000,–
54 S 24.000,–
55 S 20.000,–
56 S 16.000,–
57 S 12.000,–
58 S 8.000,–
59 S 4.000,–

3. Die Witwen/Witwerrente beträgt 60% der Rente des/der
Rechtsanwaltes/Rechtsanwältin, die dieser/diese zum Zeitpunkt
seines/ihres Ablebens bezogen hat oder als Aktiver/Aktive im Fal-
le der Berufsunfähigkeit bezogen hätte (vgl. §§ 3, 4, 5 der Sat-
zung, Teil B).
Die Mindestwitwen-/Witwerrente nach aktivem/aktiver Rechtsan-
walt/Rechtsanwältin beträgt 60% der Mindestberufsunfähigkeits-
rente (in Abhängigkeit vom Eintrittsalter des/der Rechtsanwaltes/
Rechtsanwältin), das sind
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Eintrittsalter/Lebensjahr Mindestrente/Jahr
30 S 72.000,–
31 S 69.600,–
32 S 67.200,–
33 S 64.800,–
34 S 62.400,–
35 S 60.000,–
36 S 57.600,–
37 S 55.200,–
38 S 52.800,–
39 S 50.400,–
40 S 48.000,–
41 S 45.600,–
42 S 43.200,–
43 S 40.800,–
44 S 38.400,–
45 S 36.000,–
46 S 33.600,–
47 S 31.200,–
48 S 28.800,–
49 S 26.400,–
50 S 24.000,–
51 S 21.600,–
52 S 19.200,–
53 S 16.800,–
54 S 14.400,–
55 S 12.000,–
56 S 9.600,–
57 S 7.200,–
58 S 4.800,–
59 S 2.400,–

4. Die Waisenrente beträgt für Halbwaisen 10%, für Vollwaisen
20% der bezogenen Rente, im Falle des Todes eines/einer Aktiven
für Halbwaisen 10%, für Vollwaisen 20% der fiktiven Berufsunfä-
higkeitsrente.
5. Das Sterbegeld beträgt 40% der auf den Konten des/der
Rechtsanwaltes/Rechtsanwältin verbuchten Beiträge und erzielten
Veranlagungsüberschüsse, mindestens das 10fache der jährlichen
Mindestwitwen-/Witwerrente (gemäß § 6 der Satzung, Teil B).
6. Die Teilabfindung bei Antritt einer Altersrente beträgt höchstens
50% der auf dem Konto des/der Rechtsanwaltes/Rechtsanwältin
verbuchten Beiträge und Veranlagungsüberschüsse (gemäß § 7
der Satzung, Teil B).
Die Renten werden in 14 gleichen Teilbeträgen zu den Zahlungs-
terminen der Renten gemäß Teil A der Satzung ausgezahlt.
Solange keine neue Leistungsordnung (Teil A und Teil B der Sat-
zung) von der Vollversammlung beschlossen ist, gelten die Bestim-
mungen dieser Leistungsordnung auch für die Folgejahre.
Mit der Vollziehung dieser Leistungsordnung ist der Ausschuß der
Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer betraut.

Vorarlberg

Kammerbeitrag für das Jahr 2000
der Vorarlberger Rechtsanwaltskammer

1. Der Kammerbeitrag beträgt S 16.000,– für den Anwalt und ist
für die bis 30. Juni eingetragenen Anwälte bis 1. Juli, bei spä-
terer Eintragung binnen 8 Tagen nach erfolgter Eintragung zu
entrichten.

2. Bei eingetragenen Rechtsanwaltsgesellschaften ist der Kam-
merbeitrag für jeden Anwalt gesondert zu entrichten.

3. Der Kammerbeitrag für Rechtsanwaltsanwärter ist vierteljähr-
lich zu entrichten, und zwar:

a) Für den ersten Anwärter S 2000,– je Vierteljahr.

b) Für den zweiten Anwärter S 3000,– je Vierteljahr.

c) Für den dritten und jeden weiteren Anwärter S 4000,– je
Vierteljahr.

Die Vorschreibung der Kammerbeiträge für Rechtsanwaltsan-
wärter erfolgt zum Ende jedes Kalenderquartales, fällig 30 Ta-
ge nach Einforderung durch die Kammer.

4. Die erhöhte Zahlung für den zweiten und dritten Anwärter ist
dann zu entrichten, wenn im betreffenden Vierteljahr zwei
oder drei Anwärter zu irgendeinem Zeitpunkt gleichzeitig
beschäftigt waren. Bei Austritt eines Anwärters und gleichzei-
tigem oder späterem Wiedereintritt eines Anwärters im selben
Quartal ist nicht neuerlich der Kammerbeitrag zu entrichten.

5. Für jede Neueintragung eines Rechtsanwaltes oder Rechts-
anwaltsanwärters ist eine Eintragungsgebühr von S 1500,– zu
entrichten.

Umlagenordnung für das Jahr 2000 der Versorgungs-
einrichtung der Vorarlberger Rechtsanwaltskammer

Grundleistung (Teil A der Satzung)

(1) a) Der Jahresbeitrag jedes Rechtsanwaltes zur Versorgungs-
einrichtung (Grundleistung, Teil A der Satzung) für das
Kalenderjahr 2000 beträgt ATS 23.000,00 (Schilling drei-
undzwanzigtausend).

b) Für ein Kammermitglied, das am 1. 1. des betreffenden
Jahres das 65. Lebensjahr vollendet hatte, ermäßigt sich
der Jahresbeitrag auf ATS 250,00 (Schilling zweihundert-
fünfzig).

c) Ein Rechtsanwalt, der sich gemäß § 13 der Satzung frei-
willig weiterversichert, hat über den Jahresbeitrag hinaus
einen Beitragszuschlag zur Abgeltung der von den Kam-
mermitgliedern erbrachten, durch die Pauschalvergütung
abgedeckten Leistungen der Verfahrenshilfe von jährlich
ATS 50.000,00 (Schilling fünfzigtausend) zu leisten.
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(2) Beiträge und Beitragszuschläge sind je zur Hälfte am 1. April
und am 1. Juli eines Jahres zu bezahlen. Die bis zur Beschluß-
fassung dieser Umlagenordnung fällig gewordenen Beiträge
sind binnen 30 Tagen nach Beschlußfassung zu entrichten.

Zusatzpension (Teil B der Satzung)

(1) a) Der Jahresbeitrag 2000 jedes Rechtsanwaltes zur Ver-
sorgungseinrichtung (Zusatzpension, Teil B der Satzung)
beträgt ATS 64.800,00 (Schilling vierundsechzigtausend-
achthundert).

b) Der ermäßigte Beitrag gem § 12 Abs 4 der Satzung, Teil B,
beträgt ATS 25.920,00 (Schilling fünfundzwanzigtausend-
neunhundertzwanzig).

(2) Beiträge zur Zusatzpension sind in vier gleichen Teilbeträgen
am 1. März, 1. Juni, 1. September und am 1. Dezember eines
Jahres zu bezahlen. Die bis zur Beschlußfassung dieser Umla-
genordnung fällig gewordenen Beiträge sind binnen 30 Tagen
nach Beschlußfassung zu entrichten.

Gemeinsame Bestimmungen

(1) Rechtsanwälte, die nur während eines Teiles des betreffenden
Beitragsjahres in die Liste der Vorarlberger Rechtsanwalts-
kammer eingetragen sind, haben nur den diesem Zeitraum
ihrer Eintragung entsprechenden Anteil des Beitrages bzw des
Beitragszuschlages zu zahlen, wobei angefangene Monate für
voll zu rechnen sind.

(2) Im Falle des Rückstandes hat die Rechtsanwaltskammer den
Zahlungspflichtigen unter Setzung einer mindestens 14tägigen
Nachfrist zur Zahlung der rückständigen Beiträge schriftlich
aufzufordern.

(3) Kommt der Zahlungspflichtige seiner Zahlungsverpflichtung
innerhalb der gesetzten Nachfrist nicht nach, kann die Rechts-
anwaltskammer über die eingemahnten und seit der Mahnung
allenfalls weiter aufgelaufenen Rückstände einen Rückstands-
ausweis erlassen und aufgrund dessen Exekution führen.

(4) Die Rechtsanwaltskammer ist berechtigt, hinsichtlich rückstän-
diger Beitragsleistungen

a) einen Säumniszuschlag von 10% und

b) Verzugszinsen von 6% dem Zahlungspflichtigen anzurech-
nen und in die Rückstandsausweise aufzunehmen.

(5) a) Der Anspruch der Rechtsanwaltskammer auf rückständige
Beiträge (auch Kammerbeiträge) kann mit dem Anspruch
auf Versorgungsleistungen aufgerechnet werden.

b) Eine Ermäßigung oder Abschreibung des Beitrages zur Ver-
sorgungseinrichtung ist ausgeschlossen. Eine Stundung
kann über begründetes Ansuchen durch den Ausschuß ge-
währt werden.
Für die Zusatzpension gelten ausschließlich die in § 12 der
Satzung, Teil B, vorgesehenen Herabsetzungs- und Befrei-
ungsmöglichkeiten.

(6) Die Umlagenordnung bleibt so lange in Kraft, bis sie durch
eine neue Umlagenordnung ersetzt wird.

Leistungsordung für das Jahr 2000 der Versorgungs-
einrichtung der Vorarlberger Rechtsanwaltskammer

Grundleistung (Teil A der Satzung)

(1) Die Alters- und Berufsunfähigkeitsrente setzt sich aus der
Grundrente, einem Zuschlag für die während der Zugehörig-
keit als Kammermitglied zur Rechtsanwaltskammer erbrachten
Leistungen an die Versorgungseinrichtung vor Erreichung der
Altersgrenze und einem Zuschlag für die nach Erreichung des
Rentenalters weiterhin als Kammermitglied zur Rechtsanwalts-
kammer erbrachten Leistungen an die Versorungseinrichtung
zusammen.

(2) Die Grundrente beträgt monatlich brutto ATS 20.800,00
(Schilling zwanzigtausendachthundert).

(3) Die Zuschläge für die während der Zugehörigkeit als Kammer-
mitglied zur Rechtsanwaltskammer erbrachten Leistungen betra-
gen für jedes vollendete Jahr
a) nach Ablauf der Wartezeit für die Altersrente gem § 50

Abs 2 Z 2 RAO vor Erreichung der Altersgrenze 1,3% der
Grundrente, und

b) nach Erreichung des Rentenalters 0,5% der Grundrente.
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(4) Die Versorgungsrenten werden 14mal jährlich ausbezahlt, und
zwar in 12 Monatszahlungen und je einer weiteren Zahlung
im Juli und Dezember. Bei Ableben eines Leistungsempfängers
sind jene Sonderzahlungen, die am Tag des Ablebens noch
nicht fällig waren, an die Erben anteilig nach Monaten (ein-
schließlich Sterbemonat) zur Auszahlung zu bringen.

(5) Der Todfallsbeitrag beträgt für das Jahr 2000 ATS 150.000,00
(Schilling einhunderfünfzigtausend).

(6) Für Personen, welche auf Grund vor dem 1. 1. 1996 in Kraft
stehender Satzungsbestimmungen Versorgungsleistungen be-
zogen, haben wegen des Schlechterstellungsverbotes die Al-
ters- und Berufungsfähigkeitsrenten mindestens ATS 27.050,00
(Schilling siebenundzwanzigtausendundfünfzig) brutto und die
Witwen- und Vollwaisenrenten 60% bzw die Halbwaisenrente
40% hievon zu betragen.

Zusatzpension (Teil B der Satzung)

(1) Die Altersrente ergibt sich aus den auf dem Konto des Kammer-
mitgliedes zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme gutgeschriebe-
nen Beiträgen und erzielten Veranlagungsüberschüssen.

(2) Die Berufsunfähigkeitsrente errechnet sich grundsätzlich nach
den auf dem Konto des Kammermitgliedes zum Zeitpunkt der
Inanspruchnahme gutgeschriebenen Beiträgen und erzielten
Veranlagungsüberschüssen (§ 4 der Satzung, Teil B).
Je nach Eintrittsalter in die Zusatzpension wird jedoch folgende
Mindestrente im Falle der Berufsunfähigkeit festgelegt:
Eintrittsalter/Lebensjahr Mindestrente/Jahr ATS

30 180.000,–
31 174.000,–
32 168.000,–
33 162.000,–
34 156.000,–
35 150.000,–
36 144.000,–
37 138.000,–
38 132.000,–
39 126.000,–
40 120.000,–
41 114.000,–
42 108.000,–
43 102.000,–
44 96.000,–
45 90.000,–
46 84.000,–

Eintrittsalter/Lebensjahr Mindestrente/Jahr ATS

47 78.000,–
48 72.000,–
49 66.000,–
50 60.000,–
51 54.000,–
52 48.000,–
53 42.000,–
54 36.000,–
55 30.000,–
56 24.000,–
57 18.000,–
58 12.000,–
59 6.000,–

(3) Die Witwenrente beträgt 60% der Rente des Kammermitglie-
des, die dieses zum Zeitpunkt seines Ablebens bezogen hat
oder als Aktiver im Falle der Berufungsunfähigkeit bezogen
hätte (§§ 3, 4, 5 der Satzung, Teil B).

Die Mindestwitwenrente nach einem aktiven Kammermitglied
beträgt 60% der Mindestberufsunfähigkeitsrente gem Abs 2
der Leistungsordnung Zusatzpension (Teil B der Satzung).

(4) Die Waisenrente beträgt für Halbwaisen 10%, für Vollwaisen
20% der bezogenen Rente, im Falle des Todes eines Aktiven
der fiktiven Berufsunfähigkeitsrente.

(5) Das Sterbegeld beträgt 40% der auf den Konten des Kammer-
mitgliedes verbuchten Beträge und erzielten Veranlagungs-
überschüsse, mindestens das 10fache der jährlichen Mindest-
witwenrente (§ 6 der Satzung, Teil B).

(6) Die Teilabfindung bei Antritt einer Altersrente beträgt höch-
stens 50% der auf dem Konto des Kammermitgliedes verbuch-
ten Beiträge und Veranlagungsüberschüsse (§ 7 der Satzung,
Teil B).

(7) Die gem Teil B der Satzung auszuzahlenden Renten werden
um die jährlichen Verwaltungskosten wie folgt gekürzt:

Je Rentenbezieher ATS 300,00 pA und 0,75% der Rente
(zuzüglich Umsatzsteuer).

(8) Die Renten werden in 14 gleichen Teilbeträgen zu den Zah-
lungsterminen der Renten gem Teil A der Satzung ausbezahlt.

Gemeinsame Bestimmungen

Die Leistungsordnung (Grundrente und Zusatzpension, Teil A und
B der Satzung) bleibt so lange in Kraft, bis sie durch eine neue Lei-
stungsordnung ersetzt wird.
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Gesetzgebung

Eingelangte Gesetzesentwürfe
Die eingelangten Gesetzesentwürfe sowie allenfalls bereits vor-
liegende Stellungnahmen im Begutachtungsverfahren können im
Generalsekretariat eingesehen werden.

99/115 Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft
Zl 18.132/02-IA8/99
Verordnung über die Forstfachschulde Waidhofen/Ybbs,
Änderung des Punktewertes – Entwurf; vereinfachtes Be-
gutachtungsverfahren

99/116 Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten
GZ 32.840/12-III/A/1/99
Verordnung über den Befähigungsnachweis für das Ge-
werbe der Buchhalter (Buchhalter-Befähigungsnachweis-
verordnung)

99/120 Bundesministerium für Unterricht und Kunst
Zl 13.890/1-III/A/2/99
Entwürfe von Verordnungen über die Lehrpläne der
Hauptschulen und der allgemein bildenden höheren
Schulen (Unterstufe) – Lehrplan 99

99/122 Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr
GZ 54.601/2-I/D/4/99
Studienförderungsgesetz 1992, Verordnung über die
Höhe der Beihilfen für Auslandsstudien; vereinfachtes
Begutachtungsverfahren

99/123 Bundeskanzleramt
GZ 600.851/0-V/4/99
Entwurf einer Novelle zum Mediengesetz (Anm: betrifft
Anbietungs- und Ablieferungspflicht zwecks Archivierung
von elektronischen Medien); vereinfachtes Begutachtungs-
verfahren
Stellungnahme abgegeben am: 2. 7. 1999

99/126 Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr
GZ 52.306/31-I/D/2/99
Verordnung des Bundesministeriums für Wissenschaft
und Verkehr über den akademischen Grad „Master of
Advanced Studies (Unterrichts- und Schulentwicklung)“;
vereinfachtes Begutachtungsverfahren

99/128 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
GZ 21.401/9-VIII/A/4/99
Bundesgesetz über das Arzneibuch (Arzneibuchgesetz)
Referent: Dr. Bleiziffer

99/129 Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten
GZ 551.330/2-VIII/1/99
Bundesgesetz, mit dem Neuregelungen auf dem Gebiet
der Erdgaswirtschaft erlassen werden (Gaswirtschafts-
gesetz – GWG), und das Preisgesetz 1992, die GewO
1994 sowie das Rohrleitungsgesetz geändert werden
Referent: Dr. Spranz

99/131 Bundesministerium für Finanzen
GZ 921.021/1-VII/A/1/99
Entwurf einer Verordnung der BReg über die Grundaus-
bildung für die Verwendungsgruppen A 1 und A 2 – Bi-
bliotheks-, Informations- und Dokumentationsdienst (BID);
vereinfachtes Begutachtungsverfahren

99/133 Bundeskanzleramt
GZ 671.801/81-V/A/8/99
Entwurf für eine RL des EP und des Rates zur Änderung
der RL 92/50/EWG, 93/36/EWG und 93/37/EWG
zur Koordinierung der Verfahren für die Vergabe öffent-
licher Dienstleistungs-, Liefer- und Bauaufträge; Entwurf
für eine RL des EP und des Rates zur Änderung der RL
93/38/EWG vom 14. 6. 1993 zur Koordinierung der
Auftragsvergabe durch Auftraggeber im Bereich der
Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie im Tele-
kommunikationssektor
Referent: Dr. Wurst
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Burgenland
Bericht über die ordentliche Plenarversamm-
lung der Rechtsanwaltskammer Burgenland
vom 27. 5. 1999
1. Eröffnung der Plenarversammlung,
Feststellung der Beschlußfähigkeit

Der Vizepräsident eröffnete um 16.00 Uhr die Plenarversamm-
lung, begrüßte die anwesenden Kollegen und stellte die Beschluß-
fähigkeit fest. Es waren 28 Kollegen erschienen, 11 Kollegen hat-
ten Vollmachten erteilt.

2. Mitteilungen des Präsidenten

Der Vizepräsident berichtete, daß sich der Präsident Dr. Hirschen-
hauser im Krankenhaus Lainz befindet und verlas den schriftlichen
Bericht des Präsidenten. Im Anschluß daran wurde eine Gedenk-
minute an den verstorbenen Kollegen Dr. Rudolf Tobler, Präsident
des Disziplinarrates, gehalten.

3. Berichte der Referenten

Der Vizepräsident berichtete über das Thema Verfahrenshilfe-
bestellungen in Straf- und Zivilsachen vor dem Landesgericht und
den Bezirksgerichten.
Der Kammeranwalt Dr. Willibald Stampf berichtete, daß im Jahr
1998 27 Anzeigen eingelangt sind, davon wurden 9 Anzeigen an
den Disziplinarrat abgetreten, 16 Anzeigen wurden zurückgelegt,
bei einer Anzeige ist das Verfahren unterbrochen, bei einer An-
zeige ist der Akt noch offen.
Im Jahr 1998 ist ein Ersuchen um Kostenüberprüfung eingelangt.
Der Vizepräsident des Disziplinarrates Dr. Rudolf Schaller führte
aus, daß beim Disziplinarrat 24 Verfahren anhängig waren. Es er-
folgte auch eine Neubesetzung der Funktion im Disziplinarrat.
Dr. Klaus Dörnhöfer referierte über die Tätigkeiten des Arbeitskrei-
ses für Wirtschaftsfragen, insbesondere die Auswahl eines Fonds-
managers für Anwaltsgelder, Neufassung des § 43 RL-BA und über
den Bereich Krankenversicherung.
Dr. Thomas Schreiner referierte über diverse Gesetzesbegutachtun-
gen. Im Rahmen seines Referates aus dem AKR EDV berichtete
er über das europäische Anwaltsurkundenregister, die Umsetzung
der ERV-Richtlinie und die digitale Signatur.
Mag. Wolfgang Steflitsch erstattete einen Bericht aus dem AKR
Öffentlichkeitsarbeit.
Dr. Elisabeth Hrastnik berichtete über die Tätigkeiten aus dem AKR
Mediation sowie AKR Berufsrecht.

4. Opting-out in der Pensions-
und Krankenversicherung

Der Vorsitzende des Arbeitskreises für Wirtschaftsfragen, Dr. Her-
bert Hochegger, referierte über die Möglichkeit des Opting-out
in der Pensions- und in der Krankenversicherung und die damit
zusammenhängenden Probleme. Im Anschluß an dieses Referat

wurde die Satzung der Versorgungseinrichtung, Teil C (Fassung
vom 3. 5. 1999), beschlossen.

5. Einbeziehung der Rechtsanwaltschaft
in das Bundespflegegesetz

Dr. Dörnhöfer referierte über die Einbeziehung der Rechtsanwalt-
schaft in das Bundespflegegesetz und den bereits gefaßten Be-
schluß des Ausschusses.

6. Vereinbarung über die kostenlose Vertretung
mj Gewalt- und Mißbrauchsopfer als Privatbeteiligte
im Strafverfahren

Der Vizepräsident berichtete über die im Ausschuß beschlossene
Vereinbarung mit dem Land Burgenland über die kostenlose Vertre-
tung mj Gewalt- und Mißbrauchsopfer als Privatbeteiligte im Straf-
verfahren.

7.

Erörterung der Amtsführung des Herrn Präsidenten der RAK Bur-
genland und Antrag, dem Herrn Präsidenten der RAK Burgenland
das Mißtrauen auszusprechen.
Nach Erörterung der Amtsführung des Herrn Präsidenten der RAK
Burgenland wurde dem Präsidenten der RAK Burgenland das Miß-
trauen ausgesprochen.

8. Wahlen

Folgende Funktionäre wurden wie folgt wieder- bzw neugewählt:
Präsident des Disziplinarrates: Dr. Rudolf Schaller
Mitglied des Disziplinarrates: Dr. Karl-Heinz Götz
Anwaltsrichter der OBDK: Dr. Johann Kölly
Die Wahlen müssen formell wiederholt werden.

9. Änderung der Geschäftsordnung für die
RAK Burgenland und des Ausschusses

Die Änderung der §§ 7, 21 und 24 der Geschäftsordnung der
RAK Burgenland und ihres Ausschusses wurde beschlossen.

10. Rechnungsabschluß 1998

Nach Berichterstattung der Rechnungsprüfer wurde die Kammer-
rechnung angenommen und dem Ausschuß und den Rechnungs-
prüfern die Entlastung erteilt.

11. Beiträge und Leistungen

Der Voranschlag 2000, der Rechnungsabschluß 1998, die Bei-
trags-, Leistungs- und Umlagenordnung 2000 (s Seite 481ff) wur-
den einstimmig beschlossen.
Der Vizepräsident stellte fest, daß kein weiterer Antrag zur
Beschlußfassung in der ordentlichen Plenarversammlung ansteht,
die Tagesordnung sohin erschöpft war und schloß um 20.20 Uhr
die 12. ordentliche Plenarversammlung.

Für den Ausschuß der Rechtsanwaltskammer Burgenland
Der Vizepräsident

Dr. Michael Kaintz
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Steiermark

Bericht über die ordentliche Plenarversamm-
lung der Steiermärkischen Rechtsanwalts-
kammer vom 22. 6. 1999

Eingangs der Sitzung erfolgt die Überreichung des Ehrenringes der
Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer an den Ehrenpräsidenten
Dr. Leo Kaltenbäck.

Dr. Held trägt den Geschäftsbericht des Ausschusses vor und be-
richtet über die Arbeit im Ausschuß sowie über die Mindesthaft-
pflicht-, Großschaden- und Vertrauensschadenversicherung sowie
über die Außerstreitgesetz- und RAO-Novelle.

In seinem Bericht über die Arbeit im Ausschuß äußerte sich Dr. Held
insbesondere zu den Themen Änderung des § 43 RL-BA, diverser
Presseaktivitäten, Klagsführung gegen diverse Notare, Verbrechens-
opferberatung, Privatbeteiligtenvertretung, Journaldienst etc.

Kammerkassier Dr. Reinhard Tögl erstattet den Bericht über die
Kammerrechnung 1998 und über die Gebarung der Versorgungs-
einrichtung. Die Genehmigung und die Entlastung für die Kammer-
rechnung und Gebarung der Versorgungseinrichtung 1998 wird
dem Kammerkassier mit zwei Stimmenthaltungen, im übrigen ein-
stimmig erteilt.

Auf dem Foto von links nach rechts: Präsident Dr. Guido Held, Ehrenpräsident
Dr. Leo Kaltenbäck, Vizepräsidentin Dr. Elisabeth Simma und Präsident des
Disziplinarrates Dr. Peter Primus

Nachstehende Anträge des Ausschusses der
Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer
wurden beschlossen

• Änderung der Geschäftsordnung für die Steiermärkische Rechts-
anwaltskammer und deren Ausschuß vorbehaltlich der Geneh-
migung durch das BMJ (s Seite 483f).

• Änderung bzw Ergänzung der Satzung der Versorgungseinrich-
tung (vorbehaltlich der Genehmigung durch das BMJ): Teil A
§ 10 Abs 4 und Teil C Abs 1 sowie Teil D (s Seite 484f).

• Änderung der Leistungsordnung Teil A Punkt 3. und 4. der Ver-
sorgungseinrichtung der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer
(s Seite 486f).

• Ermächtigung des Ausschusses zur Beschlußfassung auf Aus-
nahme von der Pflichtversicherung in der Krankenversicherung
des GSVG.

• Bericht an und zustimmende Kenntnisnahme durch die Plenar-
versammlung über die Beschlüsse und Veranlassungen des Aus-
schusses im Zusammenhang mit den Fragen der Pensionsversi-
cherung und des Pflegegeldgesetzes.

Wahlen

von Disziplinarratsmitgliedern infolge Ablaufs der Funktionsperi-
oden der Kollegen Dr. Martin Piaty, Dr. Alois Siegl und Dr. Sonja
Jutta Sturm-Wedenig.
Die Auszählung ergibt für Dr. Martin Piaty – 151 Pro-Stimmen
(Wiederwahl), Dr. Alois Siegl – 147 Pro-Stimmen (Wiederwahl),
Dr. Sonja Jutta Sturm-Wedenig – 140 Pro-Stimmen (Wiederwahl),
sodaß Dr. Martin Piaty, Dr. Alois Siegl und Dr. Sonja Jutta Sturm-
Wedenig als Disziplinarratsmitglieder gewählt erscheinen.
Alle Gewählten nehmen die Wahl an.
Präsident Dr. Held dankt den Kolleginnen und Kollegen für ihre
Anwesenheit und allen Funktionären für ihre Mitarbeit seit der letz-
ten Plenarversammlung.

Dr. Guido Held

Ehrenpräsident Dr. Leo Kaltenbäck †

Wegen seiner großen Leistungen für unseren Berufsstand wurden
Herrn Ehrenpräsident Dr. Leo Kaltenbäck in der Vergangenheit
bereits zahlreiche Ehrungen, darunter das Große Silberne Ehren-
zeichen für Verdienste um die Republik Österreich, das Große Gol-
dene Ehrenzeichen des Landes Steiermark, der Goldene Ehrenring
des Landes Steiermark und die Goldene Ehrennadel des Österrei-
chischen Rechtsanwaltskammertages, zuteil.
Die Schaffung einer gesamtösterreichischen Standesvertretung
(Österreichischer Rechtsanwaltskammertag), sein jahrzehntelan-
ges Bemühen um eine zeitgemäße Neuordnung des strafgerichtli-
chen Verfahrens sowie des Ehescheidungsrechtes waren Lebens-
ziele unseres Kollegen. Die aktuellen Bestimmungen über eine frühe
umfassende Akteneinsicht für Verteidiger, die Zurückdrängung der
Untersuchungshaft, die Beschwerdebefugnis gegen Mißbräuche
der Justiz in diesen Verfahrensbereichen, aber auch der Schei-
dungstatbestand des § 55 Abs 3 EheG sind untrennbar mit Dr. Leo
Kaltenbäck verbunden.
Er war es auch, der den Justizministern Dr. Christian Broda und
Dr. Egmont Foregger in diesen Materien zahlreiche legistische
Anregungen gab und auf den dringenden Novellierungsbedarf
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wiederholt, auch im Rahmen öffentlicher Vorträge und Publikatio-
nen, hinwies.

Im Hinblick auf die außergewöhnlichen Leistungen des Ehrenpräsi-
denten Dr. Leo Kaltenbäck, der am 24. 8. 1999 sein 90. Lebens-
jahr vollendet hätte, beschloß der Ausschuß der Steiermärkischen
Rechtsanwaltskammer im Einvernehmen mit dem Präsidium des
Disziplinarrates der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer das
Statut für die Verleihungsvoraussetzung in Ansehung der Person
des Ehrenpräsidenten für diesen Einzelfall zu ändern und hat ihm
in der Plenarversammlung der Steiermärkischen Rechtsanwaltskam-
mer vom 22. 6. 1999 in Anwesenheit von mehr als 160 Rechts-
anwälten diesen Ehrenring verliehen. Mit minutenlangem Applaus
und standing ovations dankten die Kollegen ihrem Ehrenpräsiden-
ten für seine jahrzehntelangen Bemühungen für die österreichi-
schen Rechtsanwälte.

Ehrenpräsident Dr. Leo Kaltenbäck brachte in einer brillanten Dan-
kesrede, die er spontan aus dem Stegreif hielt, seine Hoffnung zum
Ausdrucke, daß die steirischen Anwälte so wie bisher tatkräftig an
einer positiven Änderung des Berufsbildes und an einer weiteren
Verbesserung der Einrichtungen zum Schutze für Klienten und Stan-
desangehörige weiterarbeiten.

Er appellierte an alle Rechtsanwälte, ihre Schutzfunktion für Bürger
gegenüber allen Institutionen unseres Landes weiterhin mit Über-
zeugung zu erfüllen.

Wenige Wochen nach der Verleihung des Ehrenringes verstarb
Ehrenpräsident Dr. Leo Kaltenbäck am 28. 7. 1999.

Unter großer Anteilnahme der Bevölkerung, der Kollegen, Richter
und Staatsanwälte und in Anwesenheit des Bundesministers für
Justiz aD Dr. Egmont Foregger sowie des Präsidenten des OLG
Graz Dr. Horst Brade und des Leiters der Oberstaatsanwaltschaft
Graz Dr. Hermann Schnuderl wurde Präsident Dr. Leo Kaltenbäck
am 4. 8. 1999 auf dem St.-Leonhard-Friedhof in Graz zu seiner
letzten Ruhestätte begleitet.

Die steirischen Kolleginnen und Kollegen werden ihm stets ein
ehrendes Gedenken bewahren.

Dr. Guido Held

Vorarlberg
Bericht über die ordentliche Plenarversamm-
lung der Vorarlberger Rechtsanwaltskammer
vom 9. 6. 1999

An der ordentlichen Plenarverammlung der Vorarlberger Rechtsan-
waltskammer vom 9. 6. 1999 nahmen 85 Rechtsanwälte teil.

Die Tätigkeitsberichte des Präsidenten Dr. Sepp Manhart, des Prä-
sidenten des Disziplinarrates, Dr. Andreas Oberbichler, und des
Dr. Manfred Puchner über den Arbeitskreis Aus- u. Fortbildung,
wurden zustimmend zur Kenntnis genommen.

Die Jahresrechnung 1998 sowie die Voranschläge 1999 und
2000 für Kammer und Versorgungseinrichtung, wurden nach Be-
richt der Rechnungsprüfer einstimmig genehmigt.

Kammerbeitrag, Umlagenordnung und Leistungsordnung wurden
für das Jahr 2000 neu beschlossen. Weiters beschlossen wurde
die Leistungs- und Umlagenordnung der Zusatzpension für das Jahr
2000 (s Seite 490).

Alle diese Beschlüsse wurden mit den erforderlichen Mehrheiten
gefaßt.

Dr. Sepp Manhart

ISLA (International Sport
Lawyers Association)
Die Fachtagung der ISLA zum Thema „Aktuelle Rechtsfragen der
Sportvermittlung und des Sportlermanagements“ fand am 30. 4.
1999 in Hamburg unter reger Anteilnahme europäischer Sport-
rechtsanwälte statt. Der Anwalt Gianpaolo Monteneri, Leiter der
Rechtsabteilung der FIFA, stellte das seit 1. 1. 1996 in Geltung ste-
hende Reglement für Spielervermittler vor. Danach ist für die Li-
zenzerteilung durch die FIFA die positive Beurteilung eines Eig-
nungsgespräches bzw Prüfung vor dem jeweiligen nationalen Fuß-
ballverband und Stellung einer Bankgarantie über Schweizer Fran-
ken 200.000,– (ca S 1,686.000,–) erforderlich. Nahe Angehöri-
ge der Spieler und Rechtsanwälte sind von diesen Vorschriften aus-
genommen. Die Garantiesumme soll Spielern und Vereinen, die
aus der Vermittlertätigkeit einen Schaden erleiden, als Deckungs-
fonds dienen, wobei darüber die FIFA endgültig entscheidet. Bis
zur Wiederauffüllung der Bankgarantie ist der Vermittler gesperrt.
Bedienen sich Vereine oder Spieler nichtlizenzierter Vermittler,
können sie mit Sperren oder auch Ausschluß vom Meisterschafts-
bewerb belegt werden.

Der Schweizer Sportrechtsspezialist Dr. Urs Scherrer wies darauf
hin, daß die FIFA ein Verein ist und im Konflikt mit den Rechtsnor-
men der jeweiligen Staaten diese dem Reglement vorgehen. Auch
werden nichtlizenzierte Vermittler durch das Reglement in ihrer
Berufstätigkeit behindert und auch Spieler und Vereine in der
Auswahl der Geschäftspartner eingeschränkt. Er wies auch darauf
hin, daß, kartellrechtlich nicht unbedeutend, gewisse Interessenten
durch die hohe Garantiesumme faktisch ausgeschlossen sind. Er
regt an, die Lösung der Probleme um die Spielervermittlung weit-
gehend an die nationalen Verbände zu delegieren, welche die
Regelungen unter Berücksichtigung der nationalen Rechtsordnung
umsetzen sollten.

Dr. Luca Ferrari, Rechtsanwalt aus Padua, zeigte auf, daß ein Spie-
lervermittler auch qualifizierter Ratgeber in Sachen Recht, Steuern
und Versicherungen sowie Auswahl des Clubs für einen Spieler in ei-
nem neuen Land, dessen Umfeld der Spieler noch nicht einmal kennt,
sein sollte, und unterstrich dabei die Kompetenz von Anwälten.
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Dr. Uwe Kathmann, deutscher Rechtsanwalt und ehemaliger Fuß-
ballspieler, ist lizenzierter Spielervermittler und referierte ua, daß
auch für einen Rechtsanwalt dieses Lizenzierungsverfahren von
Vorteil ist, da man so in die internationale Vermittlerliste aufgenom-
men ist und auch in den Genuß der regelmäßigen Zumittlung aktu-
eller Transferlisten gelangt.

Professor Dr. Bernhard Pfister, Univ.-Prof. aus Bayreuth, erläuterte,
daß der Managervertrag ein Dienstvertrag ist, der höhere Dienste
in einer Vertrauensstellung zum Gegenstand hat und auch Ge-
schäftsbesorgungsvertrag mit Elementen des Werkvertrages, vor
allem aber des Maklervertrages, und auch mit großer Ähnlichkeit
zum Handelsvertretervertrag. Der Ausgleichsanspruch bei Beendi-
gung, die Mitwirkungspflicht des Sportlers, aber auch die Kündi-
gungsmöglichkeit bei längerfristigen Verträgen, sind iSd §§ 84ff
HGB zu interpretieren. Besondere Vorsicht ist bei längerfristigen
Verträgen mit Minderjährigen geboten, welche in Deutschland nur
der Zustimmung der Eltern, in vielen anderen Ländern aber auch
der pflegschaftsbehördlichen Genehmigung bedürfen.

Die nächste Tagung wird im Frühjahr 2000 in Salzburg stattfinden.
Termin und Thema werden noch bekannt gegeben.

Dr. Herwig Hasslacher,
Rechtsanwalt,

Hauptplatz 25, 9500 Villach

WJA – die weltweite Juristen-
organisation stellt sich vor
Die WJA – World Jurist Association – ist in Österreich nicht so
bekannt ist wie andere internationale Juristenorganisationen – wie
zB IBA, UIA, AIJA, AIPPI, IFA, PEOPIL, ILA, AEA, LES, UAE und
DACH. Der Hauptunterschied zu den eben genannten Organisa-
tionen liegt vor allem darin,

• daß zahlreiche WJA-Mitglieder auch aus Südamerika, Asien
und Afrika kommen,

• daß neben den Rechtsanwälten auch Juristen in der Wirtschaft,
Richter, Staatsanwälte, Universitätsprofessoren, Regierungsmit-
glieder und Jus-Studenten Mitglieder sind,

• daß regelmäßig nicht nur rein fachbezogene Rechtsfragen,
sondern auch grundsätzliche Fragen, zB Menschenrechte und
Rechtsbeziehungen des einzelnen zu den Staaten und der Staa-
ten untereinander, erörtert werden.

Erstmals in der Geschichte der World Jurist Association findet nun
ein Kongreß in Österreich statt, und zwar in Wien vom 7. bis
10. 10. 1999. Die Wahl fiel deshalb auf Österreich, weil der Fall
des Eisernen Vorhanges vor 10 Jahren ein besonderes Ereignis auf
dem Weg zu Freiheit, Demokratie und Gerechtigkeit darstellt.

Im folgenden einige Informationen für die österreichischen Rechts-
anwaltskollegen, insbesondere im Hinblick auf den bevorstehen-
den Kongreß in Wien:

1. Seit wann gibt es die
World Jurist Association?

Das World Peace Through Law Center (WPTLC) wurde 1963 in
Athen gegründet und hat den Namen später durch die Berufsbe-
zeichnung World Jurist Association ergänzt. Die alle zwei Jahre
abgehaltenen Kongresse fanden bisher statt in Athen, Washington,
Genf, Bangkok, Belgrad Abidjan, Manila, Madrid, Sao Paolo, Kairo,
Westberlin, Seoul, Peking, Barcelona, Montreal und Doha.
Die World Jurist Association war immer bemüht, mit ihren Kongres-
sen auch in Länder zu gehen, in denen durch den Kongreß und
die Diskussionen auf dem Kongreß das Bemühen um Freiheit und
Demokratie innerlich und äußerlich gefördert und unterstützt wird.
Die World Jurist Association hat nie die Auseinandersetzung mit
Staaten, Regierungen oder Situationen gescheut, in denen die Frei-
heitsrechte unterdrückt oder gefährdet waren.

2. Was ist Ziel der World Jurist Association?

Die World Jurist Association ist eine weltweit angelegte Vereini-
gung von Juristen und umfaßt insbesondere Rechtsanwälte, Juristen
aus der Wirtschaft, Richter, Staatsanwälte, Universitätsprofessoren,
Regierungsmitglieder und Jus-Studenten.
Die Mitglieder haben es sich zur Aufgabe gemacht, durch regelmä-
ßig stattfindende Veranstaltungen (Kongresse, Symposien und Semi-
nare) und die darin bearbeiteten Rechtsfragen sowie die sich daraus
ergebenden persönlichen Kontakte, die Entwicklung des internationa-
len Rechts zu fördern und das internationale Rechtssystem zu stärken.
Dahinter steht die Idee, den Frieden durch verstärkten Einsatz des
Rechtes zu verwirklichen um zu verhindern, daß die Welt durch
Gewalt und Diktatur geprägt wird.
Aus dem Wissen, daß ein gut funktionierendes Rechtssystem den
Frieden in der Welt herbeiführt, erleichtert und sichert, befassen
sich viele Seminarthemen mit Fragen des internationalen Rechtes
und sind bei den zweijährigen Kongressen jeweils auch internatio-
nale Rechtsfragen auf der Tagesordnung.

3. Welche Publikationen gibt die
World Jurist Association heraus?

Zweimonatlich erscheint die Zeitschrift „The World Jurist“, das
Bulletin der World Jurist Association, und vierteljährlich wird die
Broschüre „Law/Technology“ publiziert.
Nach den Kongressen erscheinen jeweils die auf den Kongreß
gefaßten Empfehlungen und Deklarationen und werden an alle
Abonnenten des World Jurist versandt.
Je nach den verfügbaren finanziellen Mitteln werden auch die Vor-
träge und Manuskripte des jeweiligen Kongresses gedruckt und
versandt.
The World Jurist geht an rund 100.000 Bezieher.
Fallweise werden auch Bücher publiziert, zB „Law and Judicial Sy-
stems of Nations“, Autor Charles S. Rhyne oder „Abidjan Demon-
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stration Trail on Aircraft Hijacking“, der volle Text des Gerichtsver-
fahrens in Abidjan als Rollenspiel über eine Flugzeugentführung
und die rechtlichen Konsequenzen.

4. Wer sind die Mitglieder?

Die Mitglieder kommen aus über 140 Ländern, wobei besonders
auch Länder aus Asien, Afrika und Südamerika stark vertreten sind.
Derzeit hat die World Jurist Association ca 1600 Vollmitglieder
und annähernd 100.000 Korrespondenzmitglieder, die in regel-
mäßigem Kontakt mit der World Jurist Association stehen und die
regelmäßigen Aussendungen, die Resolutionen, Deklarationen,
den World Jurist und die Einladungen zu den Seminaren und Kon-
gressen erhalten.
Innerhalb der World Jurist Association gibt es vier Teilorganisatio-
nen, nämlich

• The World Association of Lawyers – WAL (für Rechtsanwälte)
• The World Association of Jugdes – WAJ (für Richter)
• The World Association of Law Professors – WALP (für Univer-

sitätslehrer)
• The World Association of Center Associates – WACA (für Juri-

sten in der Wirtschaft, Rechtspolitiker und andere Persönlichkei-
ten des öffentlichen Lebens)

5. Wer sind die Führungskräfte der
World Jurist Association?

Die World Jurist Association wurde von dem früheren Präsidenten
der American Bar Association, Charles S. Rhyne, gegründet. Nach
Beendigung seiner Präsidentschaft folgten Rechtsanwalt Franklin
Hoet-Linares aus Venezuela, sodann Generalanwalt Raul I. Goco
von den Philippinen und anschließend Rechtsanwalt Lucio Ghia aus
Italien. Derzeit ist der Präsident Ved P. Nanda aus den USA.
Zu den derzeitigen Ehrenpräsidenten der World Jurist Association
zählen Najeeb Al-Nauimi, der frühere Justizminister von Qatar,
Vijacheslav M. Lebedev, der Präsident des Obersten Gerichtshofes
von Rußland, Andres R. Narvasa, der Präsident des Obersten
Gerichtshofes der Philippinen, Yekta Güngör Özden, der Präsident
des Obersten Gerichtes der Türkei, Ren Jianxin, der Präsident
des Obersten Gerichtes der Volksrepublik China, Mohammed
L. Uwais, der Präsident des Obersten Gerichtes in Nigeria sowie
auf zwei Jahre bestellt der Rechtsanwalt Itzhak Nener aus Israel
und der Richter Dan Winn aus den USA.
Der Kongreß in Wien aus Anlaß der Feier der 10jährigen Beseiti-
gung des Eisernen Vorhanges soll in besonderer Weise daran erin-
nern, daß die Beseitigung des Eisernen Vorhanges ein Riesenschritt
auf dem Wege der östlichen Völker zu Freiheit und Demokratie war.

6. Welche Vorteile bringt der Beitritt zur
WJA einem österreichischen Rechtsanwalt?

• Kontaktaufbau zu Rechtsanwälten auch in nicht leicht zugängli-
chen Ländern in Südamerika, Asien und Afrika;

• Kontakte zu Richtern der Höchstgerichte, Regierungsmitgliedern
und Regierungsbeamten in diesen Ländern;

• Erfahrungsaustausch, auch außerhalb der Kongresse durch per-
sönlichen Kontakt;

• Ausweitung des Beziehungsnetzes zu ausländischen Rechts-
anwälten und dadurch Möglichkeit der Auftragserteilung durch
ausländische Rechtsanwälte in konkreten Fällen;

• Teilnahme an Fachseminaren zu spezifischen Rechtsfragen, wie
zB Investitionsrecht, internationales Energierecht, Rechtsfragen
der Verjährung von Schadenersatzansprüchen etc;

• Erhalt der zweimonatlich erscheinenden Zeitschrift „The World
Jurist“, des Bulletins der World Jurist Association und der viertel-
jährlich erscheinenden Broschüre Law/Technology;

• Meinungsaustausch auch über die Grenzen des Anwaltsstandes
hinaus mit Richtern, Staatsanwälten, Juristen in der Wirtschaft,
Regierungsmitgliedern und Beamten zahlreicher Länder;

• Durch die Mitgliedschaft wird auch ein persönlicher Beitrag zur
Verbesserung der Menschenrechtssituation weltweit geleistet;

• Mitgestaltung der Resolutionen an den einzelnen Kongreßorten,
die sich in besonderer Weise mit Menschenrechtsverletzungen
befassen.

7. Der Kongreß in Wien und Budapest
aus Anlaß des 10jährigen Jubiläums
der Beseitigung des Eisernen Vorhanges

Der Kongreß beginnt in Budapest (2. bis 6. 10. 1999) und setzt
sich in Wien (7. bis 10. 10. 1999) fort. Die Eröffnung des Kon-
gresses am Donnerstag, 7. 10., findet über Einladung von Natio-
nalpräsident Dr. Heinz Fischer im Parlament statt. Am Freitag,
8. 10., abends lädt der Herr Bürgermeister von Wien, Dr. Michael
Häupl, ein. Der Abschlußabend am Samstag, 9. 10., findet in der
Hofburg statt, wobei namhafte österreichische Kanzleien als Spon-
soren auftreten.

8. Mitgliedsbeitrag und Kontaktadressen

Der Mitgliedsbeitrag beträgt US-$ 150,– pro Jahr (ca S 1900,–).
Die zentrale Anlaufadresse für Informationen lautet wie folgt:
World Jurist Association, 1000 Connectitut Avenue, NW Suite
202, Washington D.C. 20036 USA, Attention: Margaret Henne-
berry, Executive Vice President, Telefon 001-202-466-5428, Fax
001-202-452-8540, e-mail: wja@wja-wptlc.org.

Ansprechpartner in Österreich ist die Kanzlei Greiter, Pegger,
Kofler & Partner, Maria-Theresien-Straße 24, 6020 Innsbruck,
Telefon 0512-571811, Fax 0512-584925, e-mail: info@greiter.
lawfirm.at, wo auch weitere Informationen, das Anmeldungsformu-
lar für den Kongreß sowie Beitrittsformulare angefordert werden
können.

Ivo Greiter, Innsbruck
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Nachrichten

Maria Anna von
Ertl’sche Stiftung
Die Maria Anna von Ertl’sche Stiftung verleiht auch im Jahre 1999
Stipendien an Rechtsanwälte, die in diesem Jahr erstmals in die
Liste der Rechtsanwälte der Rechtsanwaltskammer Wien eingetra-
gen werden.

Rechtsanwälte, welche im Jahre 1999 in die Liste eingetragen
wurden oder in diesem Jahr (bis zum 31. 12. 1999) eingetragen
werden und sich um die Stiftung bewerben wollen, werden einge-
laden, ihre Anträge schriftlich bis spätestens 1. 11. 1999 bei der
Rechtsanwaltskammer Wien einzubringen.

Die Eintragung in die Liste der Rechtsanwälte der Rechtsanwalts-
kammer Wien im Zeitpunkt der Antragstellung ist nicht Vorausset-
zung für die Antragstellung.

Punkt Zweitens erster Absatz des Stiftungsbriefes bestimmt:

„Diese Stiftung soll nur angehenden Rechtsanwälten, dh solchen,
bei welchen bereits die Voraussetzungen für die Ausübung der
Rechtsanwaltschaft in Wien gegeben sind, verliehen werden, wel-
che ferner unbemittelt sind, von Sitten, Rechtschaffenheit und christ-

katholischer Religion echte Beweise abstatten und zugleich den
Nachweis der mindestens mit sehr gutem Erfolge abgelegten
Rechtsanwaltsprüfung erbringen.“
Punkt Viertens erster Absatz des Stiftungsbriefes regelt:
„Derjenige, welchem die Stiftung verliehen wird, erhält nach ge-
schehener Flüssigmachung zur Einrichtung seiner Kanzlei sogleich
einen Betrag von öS 150.000,– bar und sohin durch fünf nach-
einanderfolgende Jahre jedes Jahr öS 60.000,– in halbjährigen,
im nachhinein verfallenden Raten gleichfalls bar als Stiftungs-
genuß.“
Punkt Fünftens des Stiftungsbriefes bestimmt:
„Die Verleihung der Maria Anna von Ertl’schen Stiftung hat durch
ein aus dem Präsidenten der für Wien zuständigen Rechtsanwalts-
kammer, den beiden Administratoren der Stiftung und zwei vom
Ausschuß der für Wien zuständigen Rechtsanwaltskammer für den
jeweiligen Verleihungsfall abzuordnenden Mitglieder desselben
bestehenden Komitees mittels Beschluß nach absoluter Stimmen-
mehrheit zu erfolgen.“
In den Stiftungsbrief kann in der Bibliothek der Rechtsanwaltskam-
mer Wien Einsicht genommen werden.

Dr. Gerhard Benn-Ibler
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Aus dem juristischen Leben

Vera Kremslehner ausgezeichnet

Wiener Rechtsanwältin erhält hohen Orden
Die Wiener Rechtsanwältin Dr. Vera Kremslehner erhielt am 26. 7.
1999 aus den Händen des Präsidenten des Oberlandesgerichtes

Knirsch, Kremslehner, Benn-Ibler, Ramoser

Wien, Ramoser, das ihr vom Bundespräsidenten verliehene Golde-
ne Ehrenzeichen für die Verdienste um die Republik Österreich. An
der Feierstunde nahmen neben den Familienmitgliedern auch Ver-
treter des Präsidiums und Ausschusses der Rechtsanwaltskammer
Wien teil.

Vera Kremslehner entstammt einer Familie mit großer Anwaltstradi-
tion: Ihr Vater Dr. Josef Korn bekleidete nicht nur hohe Standes-
funktionen, sondern wurde auch aufgrund seines weit über den Be-
rufsstand hinausgehenden Ansehens Mitglied des Verfassungsge-
richtshofes.

Sie selbst übt die Rechtsanwaltschaft seit über 25 Jahren mit den
Schwerpunkten Arbeits- und Sozialrecht sowie Wohn- und Immobi-
lienrecht in Wien aus. Sie ist seit knapp elf Jahren Mitglied des
Ausschusses der Rechtsanwaltskammer Wien und aufgrund ihrer
fachlichen Kompetenz seit drei Jahren auch Delegierte zur Vertre-
terversammlung des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages.
Weiters ist sie ua fachkundige Laienrichterin beim OGH, Expertin
in der Kommission für die Reform des Exekutionsrechtes und Mit-
glied des Berufungssenates der Finanzlandesdirektion für Wien,
Niederösterreich und Burgenland.

Die Wiener Kolleginnen und Kollegen gratulieren herzlich.

Knirsch
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Rechtsprechung

Disziplinarrecht
7603

§ 10 Abs 1 RAO – Doppelvertretung
Eine unechte oder formelle Doppelvertretung ist
auch dann disziplinär, wenn weder ein Vertrau-
ensbruch gegenüber dem Klienten vorliegt noch
dem Klienten ein Schaden entstanden ist oder
auch nur die konkrete Gefahr einer Interessen-
kollision besteht.

OBDK 2. 12. 1998, 2 Bkd 2/98

Aus den Gründen:

Nach gefestigter Standesauffassung ist nicht nur die echte oder
materielle Doppelvertretung unzulässig, sondern auch die unechte
oder formelle Doppelvertretung, die dann gegeben ist, wenn der-
selbe RA in Rechtssachen, die in keinem unmittelbaren oder mittel-
baren Zusammenhang stehen, das eine Mal als Vertreter der einen
Partei und das andere Mal als Vertreter der anderen Partei tätig
wird, weil durch dieses gleichzeitige Aufscheinen in der Öffentlich-
keit das eine Mal gegen und das andere Mal für ein und dieselbe
Person das Vertrauen der rechtsuchenden Bevölkerung erschüttert
wird und ein solches Verhalten geeignet ist, die Ehre und das An-
sehen des Standes zu beeinträchtigen (AnwBl 1982, 623; 1984,
272; 1994, 611). Eine derartige Doppelvertretung ist auch dann
disziplinär, wenn weder ein Vertrauensbruch gegenüber dem
Klienten vorliegt, noch dem Klienten ein Schaden entstanden ist
oder auch nur die konkrete Gefahr einer Interessenkollision besteht
(AnwBl 1982, 272; 1995, 266 ua). Hievon abzugehen sieht sich
die OBDK nicht veranlaßt.

Dem Besch wurde demnach zu Recht als unechte oder formelle
Doppelvertretung angelastet, daß er in dem zwischen A und des-
sen Prozeßgegner B anhängigen Scheidungsverfahren ersteren
und im gleichzeitig anhängigen Rechtsstreit zwischen C und B letz-
tere anwaltlich vertreten hat, ohne daß es dabei darauf ankäme,
ob tatsächlich die Gefahr einer Interessenkollision bestanden hat
oder nicht, ebensowenig wie es eine Rolle spielt, daß das Schei-
dungsverfahren geruht hat, weil durch ein Ruhen des Verfahrens
die Streitanhängigkeit nicht beseitigt wird.

Anmerkung:

Die Begründung enthält eine kurze Übersicht über Fälle der Dop-
pelvertretung, die gewöhnlich ein weiteres Nachsuchen außer für
seltenere Fallkonstellationen erspart. Als Grundsatz gilt: Eine Dop-
pelvertretung ist wegen der besonderen Beeinträchtigung von Ehre
und Ansehen des Standes und der Gefahr von Schaden für Klien-
ten allemal ein schweres Standesvergehen; andererseits sind Fälle
denkbar, wo der Schuldgehalt sehr gering ist und auch sonst die

Voraussetzungen des § 3 DSt vorliegen, sodaß im Ergebnis ein
Freispruch erfolgen kann.

Strigl
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§ 9 Abs 1 RAO – Treue und Gewissenhaftigkeit
§ 16 RL-BA – Der RA und seine Partei

Ein Treuhänder, der die ihm übertragenen Auf-
gaben nicht entsprechend dem Treuhandauftrag
erfüllt – hier die Auszahlung von Treuhandgeld,
ohne daß die im Treuhandauftrag präzise fest-
gelegten Bedingungen erfüllt gewesen wären –,
verletzt selbst dann die Berufspflichten, wenn
mit dem treuwidrigen Verhalten kein vermö-
gensrechtlicher Nachteil für den Treugeber ver-
bunden ist.

OBDK 26. 4. 1999, 2 Bkd 6/98

Aus den Gründen:

Es liegt eine deutliche Verletzung der vom Besch übernommenen
Treuhandverpflichtungen aus dem Auftrag vom 11. 3. 1993 vor.
Er hat, ohne daß die im Treuhandauftrag präzise festgelegten
Bedingungen erfüllt gewesen wären, die Auszahlung vorgenom-
men.

Die OBDK vertritt in stRsp den Standpunkt, daß ein Treuhänder,
der die ihm übertragenen Aufgaben nicht entsprechend dem Treu-
handauftrag erfüllt, selbst dann Berufspflichten verletzt, wenn mit
dem treuwidrigen Verhalten kein vermögensrechtlicher Nachteil
für den Treugeber verbunden ist (8 Bkd 1/96; AnwBl 1996, 699).
Der RA hat als Treuhänder mit besonderer Sorgfalt darauf zu ach-
ten, daß keinem der Beteiligten am Treuhandvertrag Nachteile er-
wachsen (Bkd 4/81; OBDK 4. 5. 1987 = AnwBl 1988/91).

Mit seiner Vorgangsweise hat der Besch vertraglich übernommene
Verpflichtungen vorsätzlich nicht erfüllt und eine Verletzung seiner
Berufspflichten begangen. Darüber hinaus liegt aber, wie der DR
richtig erkannt hat, auch eine Verletzung von Ehre und Ansehen
des Standes vor, weil als Konsequenz des Fehlverhaltens des
Besch zwei gerichtliche Strafverfahren anhängig gemacht wurden,
damit ein größerer Personenkreis Kenntnis vom Sachverhalt erhielt
und der Treuhandgeberin überdies unnötigerweise ein erheblicher
weiterer Aufwand verursacht wurde. Die Schuldberufung geht so-
mit fehl.

Aber auch der Strafberufung kommt Berechtigung nicht zu. Der DR
verhängte mit der Geldbuße von S 50.000,– eine in Anbetracht
der Schwere des Vergehens des Besch durchaus angemessene
Strafe.
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Zwar kann dem Besch eine mangelnde Schuldeinsicht nicht als
erschwerend angelastet werden. Die Nichteinhaltung der von ihm
als Treuhänder übernommenen Verpflichtung bzw deren Erfüllung
erst rund zwei Jahre nach Ablauf der ursprünglich gesetzten Frist
und auf vehementes Drängen des kreditgewährenden Institutes un-
ter anderem mit einer Anzeige an die StA bildet eine besonderes
schwerwiegende Berufspflichtenverletzung und eine empfindliche
Beeinträchtigung von Ehre und Ansehen des Anwaltsstandes.
Durch die seriöse Abwicklung von Geldgeschäften ist die Anwalt-
schaft als Gesamtes ein geschätzter Partner der Bankinstitute, was
in einer besonderen Vertrauensstellung der RAe bei Bankgeschäf-
ten zum Ausdruck kommt. Sie werden von Bankinstituten regel-
mäßig für Treuhandabwicklungen akzeptiert, erhalten besondere
Bankkonditionen uä. Voraussetzung für diese Position bei Bank-
geschäften ist es aber, daß Geschäfte solcher Art von den RAen im
gesamten verläßlich abgewickelt werden. Wenn sich einzelne Mit-
glieder des Standes nicht danach richten, schadet dies dem Anse-
hen der gesamten Anwaltschaft, sodaß damit auch eine tiefgrei-
fende Verletzung von Ehre und Ansehen des Standes verbunden ist
(Feil/Wennig, Anwaltsrecht § 9 RAO Rz 4 und die dort zitierte Ju-
dikatur). Dazu kommt die beachtliche Höhe des vom Treuhandauf-
trag erfaßten Betrages sowie insbesondere, daß der Besch wegen
wiederholter Verletzungen von Treuhandverpflichtungen diszipli-
narrechtlich vorbelastet ist.

Anmerkung:

Die standesrechtliche Judikatur betreffend Verletzung von Treu-
handverpflichtungen wird – aus naheliegenden Gründen des Schut-
zes der finanziellen Interessen der rechtsuchenden Bevölkerung –
strenger. Hier fand eine „zu frühe“ Auszahlung der Treuhandvaluta
statt, die Bedingungen dafür (laut Treuhandvertrag) waren noch
nicht bzw nicht präzise erfüllt. Auch ohne Schadenseintritt ist das
eine Berufspflichtenverletzung, wobei der Schuldgehalt und das
Bekanntwerden des Falles ein Stein (kein Steinchen) mehr zur
Beeinträchtigung des Ansehens des Anwaltsstandes ist. Die Formu-
lierung in der Begründung, daß „die Anwaltschaft als Gesamtes
durch die seriöse Abwicklung von Geldgeschäften ein geschätzter
Partner der Bankinstitute ist, was in ihrer besonderen Vertrauens-
stellung bei Bankgeschäften Ausdruck findet“, und die Formulie-
rung „Voraussetzung für diese Position bei Bankgeschäften ist näm-
lich, daß die gesamte Abwicklung von Geschäften solcher Art von
den RAen im ganzen verläßlich abgewickelt werden“, stammt aus
VfGH-Judikatur.

Nicht nur aus fundamentalistischer Prinzipientreue, sondern auch
in Verbindung mit pragmatisch-aktuellen Anlässen – s die verglei-
chende Werbung „befreundeter“ Berufsstände und die publikums-
wirksame Darstellung in der Boulevard-Presse und in Nachrichten-
magazinen der besonderen Art – ist es nötig, daß die anwaltli-
chen Standesbehörden die Verletzung von Treuhandverpflichtun-
gen eines RA keineswegs bagatellisieren. Eine strenge Beachtung

der Treuhandverpflichtungen und demgemäß eine strenge Ahn-
dung der Verletzung solcher Verpflichtungen dient nicht nur dem
Interesse der rechtsuchenden Bevölkerung, insbesondere als Treu-
geber (Klient und/oder Bank), sondern auch dem Ansehen des
Standes, das hier zu einem lebenswichtigen Kriterium der Anwalt-
schaft wird.

Strigl

7605

§ 9 RAO – unumwundenes Vorbringen
§ 18 RL-BA – Kollegialität, persönliche Angriffe

Anwaltliche Äußerungen über das berufliche
Wirken von Standeskollegen stellen einen äu-
ßerst sensiblen Bereich dar, der nicht nur aus
kollegialer Fairneß, sondern auch wegen des
allgemeinen Standesansehens dem Gebot ex-
tremer Zurückhaltung unterliegt. Ob dessen-
ungeachtet ein RA berechtigt oder allenfalls
verpflichtet ist, zum beruflichen Wirken eines
Standeskollegen konkret Stellung zu nehmen,
hängt von den Umständen des Einzelfalles ab.
Geradezu unvermeidbar ist ein derartiges Ver-
halten aber dann, wenn sich die gerichtliche
Absprache über wesentliche Klienteninteressen
entscheidend und unmittelbar an der persön-
lichen Glaubwürdigkeit des Berufskollegen zu
orientieren hat.

OBDK 30. 11. 1998, 14 Bkd 7/98

Aus den Gründen:

Das Klagebegehren (auf Leistung eines Mietzinses) wurde vom BG
im wesentlichen mit der Begründung abgewiesen, daß die Liegen-
schaftseigentümer (Anm: einer von ihnen ist RA) die getroffenen Zu-
sagen nicht eingehalten haben, weshalb AB und BB berechtigter-
weise vom Vertrag zurücktreten und die Installation entfernen konn-
ten. Im Rahmen der Beweiswürdigung wurde vom Bezirksgericht Y
im Kern ausgeführt, daß den Ausführungen der beiden Bekl als le-
bensnah gefolgt, der Darstellung des RA Dr. X hingegen im wesent-
lichen keinerlei Glaubwürdigkeit zugebilligt werden könne. Gegen
dieses Urteil erhoben die Kl Berufung, welcher das LG Z in der
Hauptsache, insbesondere auch hinsichtlich der Beweiswürdi-
gungsrügen, keine Folge gab.

Infolge absoluter Revisionsunzulässigkeit erwuchs das Berufungsur-
teil des LG Z vom 30. 4. 1997 in Rechtskraft.

Dieser Sachverhalt wurde vom DR der RAK rechtlich wie folgt be-
urteilt:
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Gem § 9 Abs 1 RAO sei der RA wohl befugt, alles, was er nach
dem Gesetz zur Vertretung seiner Partei für dienlich erachtet, un-
umwunden vorzubringen, wobei die Beantwortung der Frage, ob
der RA im Einzelfall die Grenzen seiner entsprechenden berufli-
chen Rechte respektiert hat oder nicht, auch von seiner subjektiven
Sicht abhänge, und zwar sowohl, was den Grad seiner Überzeu-
gung von der objektiven Richtigkeit als auch seiner Einschätzung
der Erheblichkeit des Vorbringens anlange. Jedenfalls würden gut-
gläubig vorgebrachte Beschuldigungen, auch wenn sich nachträg-
lich ihre Unwahrheit und Grundlosigkeit herausstellen sollte, sofern
sich der RA dabei innerhalb der Grenzen legitimer Berufsaus-
übung gehalten habe, keine Berufspflichtenverletzung verwirkli-
chen und den RA weder gerichtlich noch disziplinär straffällig ma-
chen.
Wohl aber habe sich der RA in Wort und Schrift einer sachlichen
und juristischen Ausdrucksweise zu bedienen und sich überdies
auch dem Prozeßgegner gegenüber korrekt zu verhalten.
Wenn nun der DB im konkreten Fall namens seiner Partei vorge-
bracht habe, daß RA Dr. X wiederholt mündliche Vereinbarungen
treffe, von denen er im nachhinein nichts mehr wisse oder die er im
nachhinein abstreite und diese Vorgangsweise regelrecht System
habe und in der Vergangenheit des öfteren vorgekommen sei, RA
Dr. X darüber hinaus bewußt derartige mündliche Vereinbarungen
treffe, um sie im nachhinein wieder eigenmächtig zu seinen Gun-
sten abzuändern, so gingen diese Äußerungen über den in § 9
RAO normierten Vertretungsrahmen deutlich hinaus, zumals RA
Dr. X damit geradezu regelmäßig kriminelles Verhalten unterstellt
werde. Wenn auch die persönliche Glaubwürdigkeit des RA Dr. X
in den zitierten Gerichtsurteilen massiv in Frage gestellt werde,
würden richterliche Bedenken an der Glaubwürdigkeit einer Partei
nicht massive Vorwürfe des hier in Rede stehenden Gewichtes
rechtfertigen. Selbst wenn die vom DB angebotenen Zeugen in den
vorzitierten Gerichtsverfahren bzw jetzt im anhängigen DisVerfah-
ren das Vorbringen des DB hätten bestätigen können, wäre der
Vorwurf einer geradezu zum System entwickelten Taktik iSd vorge-
tragenen Anschuldigungen standesrechtlich nicht gedeckt, ganz
abgesehen davon, daß auch dazu gerichtliche Erk als verbindliche
Grundlagen entsprechender Kritik Voraussetzung wären. Eine An-
wendung des § 3 DSt könne nicht in Betracht gezogen werden,
weil das Verschulden des DB keineswegs als geringfügig und die
potentiellen Folgen auch nicht als unbedeutend eingestuft werden
könnten.
Gegen dieses Erk hat der DB das RM der Berufung erhoben, wel-
cher Berechtigung nicht abzusprechen ist.
Der DB macht geltend, daß der von ihm gegenüber RA Dr. X erho-
bene Verhaltensvorwurf in Richtung mehrfachen Nichtzuhaltens
von getroffenen Vereinbarungen eine Taktik zum Gegenstand ha-
be, die wesentlich schwerer wiege als die gegenständliche An-
schuldigung an sich und daß ihm im erstinstanzlichen Verfahren
jedwede Möglichkeit genommen worden sei, seine Anschuldigung

gegen RA Dr. X unter Beweis zu stellen. Bei Einvernahme der an-
gebotenen Zeugen hätte sich nämlich eindeutig ergeben, daß das
Nichtzuhalten von Vereinbarungen durch RA Dr. X sehr wohl Sy-
stem habe.

Dazu ist vorweg festzuhalten, daß anwaltliche Äußerungen über
das berufliche Wirken von Standeskollegen einen äußerst sensi-
blen Bereich darstellen, der im Interesse nicht nur des im wechsel-
seitigen Verkehr tragenden Grundsatzes kollegialer Fairneß, son-
dern auch in jenem des allgemeinen Standesansehens dem Ge-
bot extremer Zurückhaltung unterliegt. Ob dessenungeachtet un-
ter bestimmten Voraussetzungen ein RA berechtigt oder allenfalls
sogar verpflichtet ist, einläßlich zum beruflichen Wirken eines
Standeskollegen konkret Stellung zu nehmen, hängt von den Um-
ständen des Einzelfalles ab. Als geradezu unvermeidbar ist ein
derartiges Verhalten aber dann zu beurteilen, wenn sich die ge-
richtliche Absprache über wesentliche Klienteninteressen – wie
hier – entscheidend und unmittelbar an der persönlichen Glaub-
würdigkeit eines anwaltlichen Berufskollegen zu orientieren hat.
Daß der DB im vorliegend relevanten Zusammenhang nach dem
Gesagten einen auch standesrechtlich hinreichend frundierten An-
laß hatte, auf frühere – teils selbst gemachte, teils ihm zugetrage-
ne – Erfahrungen mit bestimmten Facetten anwaltlicher Aktivitäten
Dris. X einzugehen, steht demnach außer Diskussion. Sein dazu
entsprechenden Beweisanträgen zugrunde gelegtes Bestreben,
aus behaupteten signifikanten Parallelen mehrerer Einzelfälle die
Indikation geradezu methodischer Ausrichtung des Umganges mit
mündlich festgelegten Vereinbarungsinhalten abzuleiten und zu
erhärten, stellte solcherart ein prozessuales Anliegen dar, dessen
disrechtliche Relevanz nach Lage des Falles keineswegs als abso-
lut vorgegeben, vielmehr als davon abhängig zu beurteilen ist,
ob die ins Treffen geführten Tatsachenaspekte auf dem unter Be-
weis gestellten Realitätsbezug beruhen oder aber gleichsam aus
der Luft gegriffen sind. So gesehen betraf aber die Aufnahme der
in erster Instanz beantragten und in der Berufung reklamierten Be-
weise erhebliche Verteidigungsinteressen des DB, deren Beschnei-
dung er insgesamt zu Recht als wesentlichen Verfahrensmangel
geltend macht.

Aus den dargelegten Erwägungen war das angefochtene Erk in
Stattgebung der Berufung aufzuheben und eine – entsprechend er-
weiterte – Verfahrenserneuerung in erster Instanz anzuordnen.

Anmerkung:

Im vorangegangenen Zivilprozeß hatte der Beklagtenvertreter (und
nunmehrige Besch) in Schriftsätzen darauf verwiesen, daß der
2. Kläger (ein RA) deswegen unglaubwürdig sei, „weil er ständig
und wiederholt Äußerungen macht und mündliche Vereinbarungen
trifft, von denen er nachher nichts mehr weiß oder die er abstreitet.
Diese Vorgangsweise habe regelrecht System und sei des öfteren
vorgekommen. Mit dieser „(Un-)Art“ des Zweitklägers hätten schon
mehrere Personen Erfahrungen machen müssen.“
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Die OBDK hat den erstinstanzlichen Schuldspruch aufgehoben und
eine Ergänzung des Verfahrens verlangt, weil es einen Unterschied
macht, ob die vom Besch behaupteten Tatsachen und Aspekte auf
einem vom Besch unter Beweis gestellten Realitätsbezug beruhen
oder aber aus der Luft gegriffen sind. Die Aufnahme der reklamier-
ten Entlastungsbeweise betrifft daher erhebliche Verteidigungsinter-
essen des Besch.

Offensichtlich war der OBDK auch der zitierte Ausgang des Zivil-
prozesses nicht ohne Eindruck geblieben, sodaß es ihr theoretisch
denkbar erschien, daß in anderen Fällen ähnliche „Gedächtnis-
Verluste“ passiert sein könnten. Die Betonung liegt auf „könnten“,
denn eine vorgreifende Beweiswürdigung ist auch in der Gegen-
richtung unzulässig.

Strigl

Mietrecht
7606

§ 21 MRG
Belegeinsicht kann nicht nur durch Vorlage der
Originalbetriebskostenbelege, sondern auch da-
durch gewährt werden, daß der Mieter in die
elektronisch archivierten Urkunden einsehendarf.

OGH 27. 4. 1999, 5 Ob 106/99w; LG ZRS Wien 13. 10. 1998,
39 R 504/98a; BG Donaustadt 11. 6. 1998, 28 MSch 58/97k

Aus der Begründung:

Es ist durchaus naheliegend, daß der Gesetzgeber an Originale
dachte, als er dem Mieter zur Überprüfung der Betriebskosten-
vorschreibungen das Kontrollinstrument der Belegeinsicht an die
Hand gab. Darauf deutet schon das dem Mieter eingeräumte Kom-
plementärrecht hin, Abschriften bzw Ablichtungen der Belege zu
verlangen. Eine dem sozialen und wirtschaftlichen Wandel Rech-
nung tragende Gesetzesauslegung (vgl dazu SZ 28/136; EvBl
1955/150 ua) führt jedoch zum Ergebnis, daß der Vermieter
im Fall der Jahrespauschalverrechnung von Betriebskosten seiner
Pflicht, dem Mieter Einsicht in die Belege zu gewähren, auch
dadurch nachkommen kann, daß er ihn die auf Datenträgern
archivierten Urkunden einsehen läßt und/oder sie ihm, wenn
gewünscht, ausdruckt bzw auf andere Weise kopiert. Der äußerste
Wortsinn des Gesetzestextes, wonach Belegeinsicht in „geeigneter
Weise“ zu gewähren ist, steht einer solchen Auslegung ebensowe-
nig entgegen wie der eingangs dargelegte Gesetzeszweck. Um
ihn nicht zu verfehlen, muß nur sichergestellt sein, daß die fragli-
chen Belege in einer Weise auf Datenträgern erfaßt und zur Ein-
sicht bereitgehalten werden, die dem Beweiswert von Originalur-
kunden entspricht. Eine Fälschung oder Verfälschung der Daten

muß mit etwa gleicher Sicherheit auszuschließen sein wie die Fäl-
schung oder Verfälschung der Originalurkunde. Etwaigen Beden-
ken des Mieters gegen die Beweiskraft der Daten kann ohnehin in
einem Verfahren nach § 37 Abs 1 Z 12 MRG nachgegangen wer-
den.
Im gegenständlichen Fall wurden, und nur das ist hier zu prüfen,
ausreichende Vorsorgen zur Gewährleistung der Datensicherheit
getroffen.

Anmerkung:
Im vorliegenden Fall wurden die Belege eingescannt und lediglich
elektronisch gespeichert aufbewahrt, die Originale jedoch vernich-
tet. Mit dieser Entscheidung stellte der OGH erstmals und im Ge-
gensatz zu den bisher ersichtlichen Meinungen klar, daß Belegein-
sicht in geeigneter Weise nicht notwendig Einsicht in die Originale
bedeutet, sondern eben auch Einblick in den Inhalt elektronischer
Datenträger sein kann. Der Entscheidung ist vollinhaltlich zuzustim-
men, wobei insbesondere erfreulich ist, daß der OGH nicht nur
„dem sozialen und wirtschaftlichen Wandel“, sondern auch dem
technischen Fortschritt Rechnung trägt.

Mag. DI Markus Petrowsky
(am Verfahren beteiligt)

Kostenrecht
7607

§ 41 ZPO – Honorar eines privaten Sachverstän-
digen als vorprozessuale Kosten

1. Kosten, die im Rahmen der Vorbereitung
eines Prozesses zur außergerichtlichen Samm-
lung des Beweismaterials und des Prozeßstoffes
aufgelaufen sind, gehören zu den vorprozessua-
len Kosten, die – solange die Akzessorietät zu
einem Hauptanspruch noch besteht – als Teil
der Prozeßkosten zuzusprechen sind, wenn sie
zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung not-
wendig waren.

2. Dieses Kriterium der Prozeßbezogenheit beur-
teilt die einzelne kostenverursachende Maß-
nahme danach, ob sie in Zielrichtung auf den
beabsichtigten Prozeß mit dem Entschluß gesetzt
worden ist, die nachfolgende Prozeßführung zu
fördern.

3. In diesem Sinne sind auch Kosten eines techni-
schen Sachverständigen – in casu eines Zivilinge-
nieurs für Maschinenbau – für Gutachten ersatz-
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fähig, die der spätere Kläger zur Vorbereitung
seiner Klage eingeholt hat, hier deshalb, um die
sachwidrige Ablehnung seines Anspruches durch
den späteren Beklagten (hier: seinen Maschinen-
bruchversicherer) widerlegen zu können.

HG Wien 10. 3. 1999, 1 R 587/98i (BG für Handelssachen
Wien 9 C 2611/95a)

Spruch:

In Stattgebung des klägerischen Kostenrekurses wird die auf
S 44.353,16 lautende Kostenentscheidung des Ersturteiles dahin
abgeändert, daß die von der Bekl zu ersetzenden Prozeßkosten
mit S 59.694,16 bestimmt und der Bekl auch der Ersatz der
Rekurskosten auferlegt werden.

Aus den Gründen:

Die Kl begehrte den Klagsbetrag als Versicherungsleistung aus der
Maschinenbruchversicherung PolizzenNr X. Im September 1994
sei am Kühler ihres Spitzenstromdieselaggregates III ein Schaden
aufgetreten. Primäre Schadensursache seien Herstellungsfehler.
Demgegenüber habe die Bekl zunächst im Schreiben vom 24. 10.
1994 behauptet, die Schadensursache liege in der langen Nut-
zungsdauer des Aggregats. Mit Schreiben vom 27. 2. 1995 und
14. 7. 1995 habe sie behauptet, daß zwar ein Herstellungsfehler
nicht unbedingt ausgeschlossen werden könne, aber die primäre
Schadensursache und somit Auslöser die thermische und mechani-
sche Einwirkung sei, welche gemäß den allgemeinen Bedingungen
für die Versicherung von Maschinen und maschinellen Einrichtun-
gen und Apparaten ausdrücklich vom Versicherungsschutz ausge-
schlossen sei.

Schon in der Klage legt die Kl dar, daß sie aufgrund der sachwid-
rigen Ablehnung der Bekl gezwungen gewesen sei, vom Zivilinge-
nieur für Maschinenbau und allgemeinen beeideten gerichtlichen
Sachverständigen DI. Dr. HM zwei Gutachten einzuholen, welche
die von der Bekl eingenommenen Standpunkte widerlegen und
daher die fachlich notwendige Grundlage für ihre Klage bilden.
Sie macht die ihr erwachsenen Kosten als vorprozessuale Kosten
geltend, und zwar zusammen S 15.314,–. Hiezu berief sich die Kl
auf die Urkunden1) Beilagen ./A und ./B.

Die Bekl wandte ein, daß sich der Versicherungsschutz nicht auf
den gegenständlichen Schaden erstrecke.

Mit der im Kostenpunkt angefochtenen Entscheidung erkannte das
Erstgericht die Bekl schuldig, der Kl den geltend gemachten Betrag
von S 35.600,– samt 8,75% Zinsen seit 1. 10. 1994 zu bezahlen
und an Kosten S 44.353,16 zu ersetzen.2)

Die Kostenentscheidung stützte das Erstgericht auf § 41 ZPO. Es
führte jedoch aus, daß die Kosten für die von der Kl eingeholten
Privatgutachten nicht zugesprochen werden können. Die Einho-

lung von Privatgutachten vor dem Prozeß sei in der Regel nur dann
zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung notwendig, wenn die
Befunderhebung wegen sonstigen Verlustes der Beweisgrundlage
dringlich sei. Im gegenständlichen Fall sei aber der Privatgutachter
überhaupt erst beigezogen worden, als die Reparatur des beschä-
digten Kühlers wieder abgeschlossen gewesen sei. Der Privatgut-
achter habe also die beschädigte Sache gar nicht mehr besichti-
gen können, sondern sich in den Gutachten ebenso wie der
gerichtliche Sachverständige nur auf Vergleiche und Erfahrungstat-
sachen stützen können.

Gegen die Kostenentscheidung des Urteils richtet sich der Rekurs
der Kl. Er betrifft die nicht zugesprochenen vorprozessualen Kosten
in Höhe von S 15.341,–. Das Erstgericht übersehe, daß die Bekl
die Schadensliquidierung mit den Schreiben vom 24. 10. 1994
und 27. 2. 1995 abgelehnt habe. Die Einholung der Gutachten
Beilage ./E vom 10. 2. 1995 und Beilage ./K vom 8. 8. 1995 sei-
en notwendige Voraussetzung dafür gewesen, daß – verantwor-
tungsvoll – mit Aussicht auf Erfolg die Klage habe eingebracht wer-
den können. Der Sachverständige habe zur gewissenhaften Vorbe-
reitung der beabsichtigten Klagsführung befragt werden müssen.
Es seien sehr wohl Tatsachenfragen strittig gewesen, die nur ein
fachkundiger Sachverständiger verläßlich beantworten konnte.

Der Rekurs ist berechtigt.

Es mag wohl zutreffen, daß im vorliegenden Fall in erster Linie
Rechtsfragen einer Lösung zuzuführen waren. Dies ändert jedoch
nichts daran, daß auch Tatfragen strittig waren, insbesondere be-
treffend die Plötzlichkeit des Schadenseitritts, zu deren Lösung eine
Gutachtenseinholung als erforderlich anzusehen ist.

Kosten, die im Rahmen der Vorbereitung des Prozesses auflaufen,
gehören zu den vorprozessualen Kosten, die – solange die Akzes-
sorietät zu einem Hauptanspruch noch besteht – als Teil der Pro-
zeßkosten zuzusprechen sind, wenn sie zur zweckentsprechenden
Rechtsverfolgung notwendig waren (OGH in RdW 1995, 12 =
ecolex 1994, 675 = HS 25.768). Lehre und Rsp beurteilen dabei
einen solchen Aufwand einer späteren Prozeßpartei, der ihr schon
vor dem Prozeß erwachsen ist, als im Kostenbestimmungsverfahren
nach § 41 ZPO ersatzfähige vorprozessuale Kosten, der der außer-
gerichtlichen Sammlung des Beweismaterials und Prozeßstoffes
dient. Dieses Kriterium der Prozeßbezogenheit beurteilt die ein-
zelne Kosten verursachende Maßnahme sohin dahin, ob sie in
Zielrichtung auf den beabsichtigten Prozeß mit dem Entschluß
gesetzt worden ist, die nachfolgende Prozeßführung zu fördern
(HG Wien in AnwBl 1994, 218 = WR 601). Dieses Kriterium der
Prozeßbezogenheit, sohin einer Maßnahme mit Zielrichtung auf
den beabsichtigten Prozeß zur Vorbereitung und Förderung dessel-

1) Rechnungen des Sachverständigen (Anm des Einsenders).
2) Dieses Urteil wurde von der unterlegenen Bekl nicht angefochten (Anm

des Einsenders).
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ben betont auch das OLG in seiner Entscheidung vom 30. 7. 1997
(1 R 119/97w).

In diesem Sinne wurden etwa auch die Kosten eines zur Abklärung
des Verletzungsgeschehens und zur Vermeidung einer Überkla-
gung eingeholten ärztlichen Privatgutachtens als zur zweckentspre-
chenden Rechtsverfolgung notwendig angesehen (OLG Graz in
ZVR 1993/102), ebenso Aufwendungen für ein vor dem Prozeß
eingeholtes Sachverständigengutachten über die Notwendigkeit
und die Kosten einer kosmetischen Operation, da die Kl erst
dadurch in die Lage versetzt wird, ihren Anspruch auf Ersatz der
Operationskosten zu beziffern (OLG Linz in AnwBl 1995, 436 =
EFSlg 76.019).

Die genannten Kriterien sind auch im vorliegenden Fall zu be-
jahen. Demgegenüber ist dem Erstgericht nicht zuzustimmen,
wenn es die Auffassung vertritt, daß die Einholung eines Privat-
gutachtens nur dann als zur zweckentsprechenden Rechtsverfol-
gung notwendig erachtet werden kann, wenn die Befunderhe-
bung wegen sonstigen Verlustes der Beweisgrundlage dringlich
ist. Die Gutachtenseinholung durch die Kl erscheint vielmehr auch
im vorliegenden Fall als der Vorbereitung des Prozesses dienlich.
Zumal der Anspruch seitens der Bekl bestritten wurde, haben die
eingeholten Gutachten die Kl in die Lage versetzt, die für die
Klagsführung erforderlichen Tatsachenfeststellungen (vgl Fucik in
Rechberger, ZPO, Rz 5 vor § 40) zu klären. Die Gutachtensein-
holungen sind daher als zur zweckentsprechenden Rechtsverfol-
gung notwendig zu erachten. Durch die vorliegenden Urkunden
erscheinen sie sowie die Höhe der Kosten auch hinlänglich be-
scheinigt.

Die angefochtene Kostenentscheidung war daher im spruchgemä-
ßen Sinne abzuändern.

Anmerkung:

Diese sorgfältig begründete Kostenentscheidung des hier als
Rechtsmittelgericht tätig gewordenen Handelsgerichtes Wien ist zu
begrüßen. Als Rechtsanwalt erlebt man immer wieder, daß Erstrich-
ter vorprozessuale Kosten, die aus der – notgedrungen vorberei-
tenden! – Sicht des Anwaltes zur gewissenschaften Vorbereitung
einer Klage durchaus zweckmäßig waren, mit der mehr oder weni-
ger lapidaren Begründung „abwimmeln“, sie seien zur zweckent-
sprechenden Rechtsverfolgung nicht (unbedingt) notwendig gewe-
sen. Dabei wird der Fehler begangen, diese Kostenfrage aus der
eigenen Sicht des entscheidenden Richters ex post zu betrachten,
anstatt sie ex ante zu beurteilen, wie sie sich seinerzeit dem – spä-
ter im Prozeß dann für seine Partei erfolgreichen – Klagevertreter
dargeboten hatte. Mit anderen Worten: In solchen Fällen wirkt
faktisch oft, unbewußt, das Sprichwort „Nachher ist man immer
gescheiter“ – ohne daß dem Richter bewußt würde, wie sehr vor-
her die Sicht der Dinge zwangsläufig noch eine andere, nämlich
eine (noch) nicht eindeutige war.

Deshalb ist diese Entscheidung über vorprozessuale Kosten eines
privat beigezogenen Sachverständigen ein sehr positiver Meilen-
stein.

Dr. Hans Pfersmann
(am Verfahren beteiligt)

Gebührenrecht
7608

§ 2 Z 1 lit c GGG – Gerichtsgebühren für das
Verfahren III. Instanz auch bei Zurückweisung

des Antrages gem § 508 Abs 1 ZPO
Die Gerichtsgebühren gem TP 3 sind auch dann
zu begleichen, wenn das Berufungsgericht –
nachdem es zunächst ausgesprochen hat, daß
die ordentliche Revision nach § 502 Abs 1 ZPO
nicht zulässig ist – dem Antrag gem § 508 Abs 1
ZPO auf Zulassung der ordentlichen Revision
nicht Folge gibt und der Akt somit nicht dem
OGH vorgelegt wird.

LG Innsbruck, 2. 12. 1998, Jv 7090-33/98

Die mj Klägerin brachte beim Landesgericht Innsbruck eine Klage
gegen ihre Heimatgemeinde ein. Begründet wurde diese Klage
damit, daß die Gemeinde ein nach Ansicht der Klägerin fehlerhaf-
tes bzw defektes Spielgerät aufgestellt hatte, mit welchem sie in
weiterer Folge verunfallt ist, wobei sie verletzt wurde. Das Erst-
gericht gab der Klage Folge, das Berufungsgericht änderte diese
Entscheidung und wies die Klage zur Gänze ab. Es sprach weiters
aus, daß die Voraussetzungen für die ordentliche Revision gem
§ 502 Abs 1 ZPO nicht vorliegen würden und daß die ordent-
liche Revision somit nicht zulässig sei. Der Streitwert lag unter
S 260.000,–.
Die Klägerin stellte in weiterer Folge an das Berufungsgericht den
Antrag gem § 508 Abs 1 ZPO auf Zulassung der ordentlichen Re-
vision. Gemäß den gesetzlichen Bestimmungen wurde gleichzeitig
auch die ordentliche Revision ausgeführt.
Dem Antrag auf Zulassung der Revision wurde vom Berufungsge-
richt nicht Folge gegeben und der Akt wurde somit dem OGH nicht
vorgelegt. Dennoch wurden vom Konto der Klagsvertreter die Pau-
schalgebühren gem TP 3 elektronisch abgebucht. Dem Antrag der
Klägerin auf Rückzahlung dieser Gerichtsgebühren gab das Lan-
desgericht Innsbruck nicht Folge.
Es begründete seine Entscheidung damit, daß die Gebührenpflicht
hinsichtlich der Pauschalgebühren gem § 2 Z 1 lit c GGG bereits
mit Überreichung der Rechtsmittelschrift für das Verfahren III. In-
stanz begründet wird. Der Umstand, daß die Revision dem OGH
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nicht vorgelegt wurde, weil das Berufungsgericht dem Antrag gem
§ 508 Abs 1 ZPO nicht Folge gegeben hat, ändert nach Ansicht
des Gerichtes nichts an der bereits mit der Überreichung dieses
Antrages entstandenen Gebührenpflicht. Eine Ausnahme für die
Revision in Zusammenhang mit einem Antrag gem § 508 Abs 1
ZPO sei im Gerichtsgebührengesetz nicht vorgesehen, weshalb
eine Rückerstattung der für die III. Instanz entrichteten Pauschal-
gebühr nicht erfolgen könne.

Anmerkung:

Diese Entscheidung ist aus Sicht der klagenden Partei verfehlt und
darüber hinaus unbillig. Dies einerseits deshalb, da zunächst
durch die erweiterte Wertgrenzen-Novelle 1997 (BGBl I 1997/
140) der Zugang zum OGH durch die Einführung einer weiteren
Wertgrenze von S 260.000,– erschwert wurde. Läßt nun das
Berufungsgericht in einem Verfahren, in welchem der Streitwert
S 260.000,– nicht übersteigt, die ordentliche Revision nicht zu, so
kann der Antrag gem § 508 Abs 1 ZPO – wieder an das Beru-
fungsgericht! – gestellt werden. Der Revisionswerber muß in die-
sem Antrag versuchen, das Berufungsgericht davon zu überzeu-
gen, daß es – entgegen seiner ursprünglichen Meinung – die
ordentliche Revision doch zulassen möge. Es stellt sich die prakti-
sche Frage, in wievielen Fällen ein Berufungsgericht aufgrund
eines gem § 508 Abs 1 ZPO eingebrachten Antrages seine Mei-
nung tatsächlich ändern wird. Es ist nur schwer vorstellbar, daß ein
Berufungsgericht seine ursprüngliche Entscheidung infolge eines
solchen Antrags ändert und die Revision doch zuläßt. Dies insbe-
sondere deshalb, da das Berufungsgericht in diesem Fall seine zu-
vor ergangene Entscheidung selbst als fehlerhaft qualifizieren wür-
de.

Trotz des Umstandes, daß dieselbe Instanz, für welche bereits die
Pauschalgebühren entrichtet wurden, nochmals mit dieser Angele-
genheit befaßt wird und lediglich darüber zu entscheiden hat, ob
die Revision nicht doch zuzulassen ist, sind nach Ansicht dieser
Entscheidung die vollen Pauschalgebühren für das Verfahren III. In-
stanz zu begleichen. Nachdem der OGH mit dem Ausgangsver-
fahren in keinster Weise befaßt war, erscheint es als äußerst unbil-
lig, daß dennoch diese Pauschalgebühren zu entrichten sind. Dies
widerspricht meines Erachtens den Bestimmungen des GGG. So
spricht Anmerkung 1 zu TP 3 ausdrücklich davon, daß ein „Revisi-
onsverfahren“ der Gebührenpflicht unterliegt. Ein solches Verfah-
ren wurde im vorliegenden Fall nicht durchgeführt. Gemäß § 2
Abs 1 lit c GGG entstehen die Pauschalgebühren für das zivil-
gerichtliche Verfahren II. und III. Instanz mit der Überreichung der
„Rechtsmittelschrift“. Es ist zwar richtig, daß gemeinsam mit dem
Antrag gem § 508 Abs 1 ZPO die Revision auszuführen ist, meines
Erachtens kann die Überreichung dieses Antrages jedoch nicht als
Einleitung des „Revisionsverfahrens“ bzw Überreichung der
Rechtsmittelschrift qualifiziert werden, da ein Verfahren vor dem
OGH nicht durchgeführt wird und da der Antrag gem § 508 Abs 1

ZPO nicht als Rechtsmittel zu qualifizieren ist. Es stellt für einen
Rechtsmittelwerber schon allein die Tatsache, daß gleichzeitig mit
dem Antrag gem § 508 Abs 1 ZPO die ordentliche Revision auszu-
führen ist, eine erhebliche Erschwernis und einen erheblichen Ko-
stenaufwand dar, wenn jedoch tatsächlich bereits mit diesem An-
trag die Gerichtsgebühren gem TP 3 zu begleichen sind, werden
zahlreiche Verfahrensbeteiligte aus ökonomischen Gründen auf
die Erhebung der (gegebenenfalls berechtigten) Revision verzich-
ten.

Dies ist auch im vorliegenden Fall geschehen. Nachdem gegen
den Bescheid des Landesgerichtes Innsbruck ein ordentliches
Rechtsmittel nicht zulässig ist, wäre die Klägerin gezwungen gewe-
sen, eine Verfassungs- oder Verwaltungsgerichtshofbeschwerde zu
erheben. Das damit verbundene Kostenrisiko erschien der mj Klä-
gerin (bzw ihrem Erziehungsberechtigten) als zu hoch und so ist
diese Entscheidung unangefochten in Rechtskraft erwachsen. Es
bleibt jedoch zu hoffen, daß finanziell besser gestellte Verfahrens-
beteiligte vergleichbare Entscheidungen bekämpfen und daß da-
durch eine Klarstellung durch die Judikatur, allenfalls den Gesetz-
geber, dahingehend erreicht werden kann, daß allein für den
Antrag gem § 508 Abs 1 ZPO keineswegs die Pauschalgebühren
gem TP 3 zu entrichten sind. Diese Gebührem sind jedenfalls erst
dann vorzuschreiben bzw einzuziehen, wenn dem Antrag Folge
gegeben wurde und der Akt dem OGH vorgelegt wird.

Dr. Christoph Haidlen
(am Verfahren beteiligt)

Gebühren- und Steuerrecht
7609

§ 29 Abs 2 und Abs 3 lit b,
§ 26 Abs 2, § 33 Abs 2 lit a FinStrG
§ 281 Abs 1 Z 9 lit a und lit b StPO

1. Unter einer Behörde iSd § 29 Abs 3 lit b
FinStrG, deren Entdeckung einer Tat die strafbe-
freiende Wirkung der Selbstanzeige ausschließt,
ist nicht nur die zuständige Finanzstrafbehörde,
sondern jede gem §§ 80, 81 FinStrG anzeige-
pflichtige Behörde zu verstehen.

2. Entdeckt ist die Tat allerdings erst dann, wenn
sich ein Verdacht insoweit verdichtet hat, daß bei
vorläufiger Tatbeurteilung der Nachweis der Ver-
wirklichung des objektiven Tatbestandes eines
Finanzvergehens wahrscheinlich ist. Ein wenn
auch begründeter Anfangsverdacht allein genügt
nicht (VwGH 18. 10. 1984 in ÖStZB 1984, 285).
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Solange ein objektiv erfaßbares und tatsächlich
wahrgenommenes Geschehen nicht zum Schluß
auf ein im Finanzstrafgesetz vertyptes Vergehen
nötigt, sondern noch andere Deutungsmöglich-
keiten offen sind, ist die Tat noch nicht einmal
teilweise entdeckt.

3. Die automatisierte Zusendung von „Erinne-
rungen“ zur Abgabe einer Umsatzsteuervoran-
meldung als Ergebnis einer EDV-mäßigen Über-
wachung der Entrichtung selbst zu berechnender
Abgaben ist daher keine Tatentdeckung und
steht einer strafbefreienden Selbstanzeige somit
nicht entgegen.

4. Die Einhaltung der gewährten Ratenzahlung
ist der den Abgabenvorschriften entsprechen-
den Entrichtung der Abgabenschuld (§ 29 Abs 2
FinStrG) gleichzusetzen (11 Os 143/85).

5. Aufgrund des Gesetzeswortlautes („insoweit“
in § 29 Abs 2 FinStrG) kommt bei unvollstän-
diger Selbstanzeige auch eine teilweise Straf-
freiheit in Betracht (tendentiell aA: SSt 33/74;
EvBl 1977/107).

6. Durch insolvenzrechtliche Anordnungen wer-
den die für die strafbefreiende Entrichtung der
Abgabenschuld maßgeblichenAbgabenvorschrif-
ten zurückgedrängt (vgl Dorazil/Harbich, FinStrG
§ 29 E 36).

OGH 25. 8. 1998, 11 Os 41/98 = EvBl 28/1999 = ÖStZB
1999, 395.

Sachverhalt:

Mit dem angefochtenen Urteil des LG Steyr als Schöffengericht
vom 20. 11. 1997, GZ 12 Vr 242/97–12, wurde Friedrich K des
Finanzvergehens der Abgabenhinterziehung nach § 33 Abs 2 lit a
FinStrG schuldig erkannt. Danach hat er als Inhaber des gleichna-
migen protokollierten Einzelunternehmens, sohin als Abgabepflich-
tiger, im Amtsbereich des FA Steyr in den Jahren 1994 bis 1996
vorsätzlich unter Verletzung der Verpflichtung zur Abgabe von
dem § 21 des Umsatzsteuergesetzes 1972 bzw 1994 entspre-
chenden Voranmeldungen für die Zeiträume Juli bis Oktober 1994
sowie Jänner, Februar und April bis Oktober 1995 eine Verkür-
zung von Vorauszahlungen an Umsatzsteuer in der Höhe von
S 1,097.451,– bewirkt, indem er Umsatzsteuervorauszahlungen
für Juli bis Oktober 1994 und für Jänner, Februar und April 1995

jeweils erst nach diesbezüglicher Erinnerung, also verspätet, ent-
richtete und für die Monate Mai bis Oktober 1995 keine oder
ebenfalls verspätete Umsatzsteuervorauszahlungen leistete und die
diesfalls einzureichenden Umsatzsteueranmeldungen erst nach Er-
innerung durch die Finanzverwaltung am 18. 1. 1996 zwischen
einem und sechs Monate verspätet abgab, wobei er eine Verkür-
zung an Umsatzsteuer nicht nur für möglich, sondern für gewiß
hielt. Gegen dieses Urteil richtet sich die auf § 281 Abs 1 Z 9 lit b
StPO gestützte Nichtigkeitsbeschwerde des Angeklagten, der auch
die nach § 26 Abs 2 FinStrG (zu Unrecht nicht in Beschlußform:
vgl Dorazil/Harbich, FinStrG § 26 E 14) erteilte Weisung mit
Beschwerde bekämpft.

Spruch:

Stattgabe der Nichtigkeitsbeschwerde und Aufhebung des Urteils;
Verweisung der Sache zur neuen Verhandlung und Entscheidung
an das Erstgericht.

Aus den Gründen:

Nach § 29 FinStrG kommt der besondere Strafaufhebungsgrund
der Selbstanzeige einem Finanzstraftäter insoweit zugute, als er
seine Verfehlung der zuständigen Behörde dargelegt (Abs 1) und
die Abgabenschuld den Vorschriften entsprechend entrichtet hat
oder ihm Zahlungserleichterung gewährt wurde (Abs 2). Gemäß
Abs 3 lit b leg cit tritt jedoch (von einer hier nicht interessierenden
Sonderregelung für Zollvorschriften verletzende Taten abgesehen)
Straffreiheit – unabhängig von einer diese ebenfalls ausschließen-
den, vorliegend aber nicht angenommenen Verfolgungshandlung –
dann nicht ein, wenn zum Zeitpunkt der Selbstanzeige die Tat von
der Behörde bereits ganz oder zum Teil entdeckt und dies dem
Anzeiger bekannt war. Unter Behörde ist dabei, der Beschwerde
zuwider, nicht nur die Finanzstrafbehörde zu verstehen, sondern
auch die Abgabenbehörde sowie jede andere Behörde und
Dienststelle, die in den §§ 80, 81 FinStrG genannt ist und der dort
statuierten Anzeigepflicht an die Finanzstrafbehörde unterliegt (vgl
Sommergruber/Reger, Komm 196f; ebenso Fellner, FinStrG Rz 23
zu §§ 29 und 30; Leitner, Grundzüge des Österreichischen Finanz-
strafrechts 85; Scheil, Die Selbstanzeige nach § 29 FinStrG
Rz 363ff).

Ist die Tat durch eine derartige Behörde entdeckt, vermag eine
spätere Selbstanzeige nicht mehr strafbefreiend zu wirken. Der
Beschwerdeeinwand, wonach die den Gegenstand der Selbst-
anzeige des Angeklagten vom 18. 1. 1996 bildenden Tathandlun-
gen nicht einem „Organ der Strafrechtspflege“, sondern der Abga-
benbehörde bekannt wurden, ist demnach unbeachtlich.

In diesem Zusammenhang konnte sich der OGH allerdings davon
überzeugen, daß die Feststellungen des Schöffengerichtes für die
Annahme der Tatentdeckung keine hinreichende Grundlage bil-
den. Damit leidet das Urteil an einem von der Beschwerde in dieser
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Richtung nicht relevierten materiellen Feststellungsmangel (§ 281
Abs 1 Z 9 lit b StPO), der demgemäß von Amts wegen wahrzu-
nehmen war (§ 290 StPO).

Entdeckt ist eine Tat nämlich erst dann, wenn sich ein Verdacht
soweit verdichtet hat, daß bei vorläufiger Tatbeurteilung der Nach-
weis der Verwirklichung des objektiven Tatbestandes eines Finanz-
vergehens wahrscheinlich ist (vgl Tanzer, ÖStZ 1993, 303; Scheil
aaO 449, 451; Leitner aaO Rz 83). Ein wenn auch begründeter
Anfangsverdacht allein genügt nicht (VwGH 18. 10. 1984 in
ÖStZB 1984, 285; Leitner aaO 84). Solange ein objektiv erfaßba-
res und tatsächlich wahrgenommenes Geschehen nicht zum
Schluß auf ein im Finanzstrafgesetz vertyptes Vergehen nötigt, son-
dern noch andere Deutungsmöglichkeiten offen sind, ist die Tat
noch nicht einmal teilweise entdeckt (Tanzer aaO).

Im vorliegenden Fall hat das Schöffengericht den Ausschlußtat-
bestand der Tatentdeckung (§ 29 Abs 3 lit b FinStrG) in der Tat-
sache erblickt, daß dem Bf hinsichtlich der im Spruch genannten
Umsatzsteuervorauszahlungszeiträume von der Abgabenbehörde
noch vor den als Selbstanzeigen reklamierten verspäteten Umsatz-
steuervorauszahlungen und noch vor der Selbstanzeige vom
18. 1. 1996 Zahlungserinnerungen zugestellt worden sind.

Mit der Zusendung von „Erinnerungen“ – von der Finanzverwal-
tung gelegentlich als „Bürgerservice“ bezeichnet – reagiert die
Abgabenbehörde im Zuge einer in der Regel automatisierten Über-
wachung auf die Nichtentrichtung von Umsatzsteuervorauszahlun-
gen (und die Nichtabgabe von Voranmeldungen). Seit dem Abga-
benänderungsgesetz 1989 besteht, anders als zuvor, eine Ver-
pflichtung zur Einreichung einer Voranmeldung jedoch nur noch
dann, wenn die Vorauszahlung nicht fristgerecht oder nicht zur
Gänze entrichtet oder der Abgabepflichtige vom FA zur Einrei-
chung aufgefordert wird, somit insbesondere dann nicht, wenn sich
für einen Vorauszahlungszeitraum keine Abgabenschuld ergibt.
Daraus folgt, daß aus der bloßen Nichtabgabe einer Voranmel-
dung allein oder dem Unterbleiben einer Umsatzsteuervorauszah-
lung die Verwirklichung eines Finanzvergehens nicht erschlossen
werden und somit von einer auch nur teilweisen Tatentdeckung
keine Rede sein kann (vgl RdW 1990, 168f, 388; Scheil aaO
Rz 453).

Hinzu kommt, daß eine Tat nur dann als entdeckt angesehen wer-
den kann, wenn sie ein Organwalter der Behörde wahrgenommen
hat (vgl Scheil aaO Rz 453f; Leitner aaO 84; nicht eindeutig Som-
mergruber/Reger, Komm 196f: Trotz Verzichtes auf die Organ-
walterkenntnis soll etwa bei Vorliegen einer Kontrollmitteilung als
Verdachtsmoment erst deren Auswertung durch den zuständigen
Beamten zur Tatentdeckung führen können). Kann doch eine Be-
hörde nur durch eine physische Person einen Tatverdacht zur
Kenntnis nehmen und auf seine Stichhaltigkeit überprüfen und
sodann der in §§ 80, 81 FinStrG statuierten Mitteilungsbezie-
hungsweise Verfolgungspflicht nachkommen.

Die automatisierte Zusendung von Erinnerungen als Ergebnis einer
EDV-mäßigen Überwachung der Entrichtung selbst zu berechnen-
der Abgaben ist daher keine Tatentdeckung und steht einer straf-
befreienden Selbstanzeige somit nicht entgegen.
Von diesen Überlegungen ausgehend, erweisen sich die Urteils-
konstatierungen als mangelhaft, weil sie zum einen eine eindeuti-
ge Feststellung der Zusendung automatisierter Erinnerungen (zwar
nahelegen, letztlich aber) vermissen lassen, andererseits aber
auch nicht klarstellen, ob und bejahendenfalls auf welcher Grund-
lage die Zusendung der in Rede stehenden Erinnerungen auf
persönlichen Wahrnehmungen einer qualifizierten Verdachtslage
eines Finanzvergehens durch einen Organwalter beruhen, womit
Tatentdeckung gegeben wäre.
Weiters ist zu beachten, daß hinsichtlich der Monate Juli bis Okto-
ber 1994 und Jänner, Februar und April 1995 den Feststellungen
zufolge zwar Umsatzsteuervoranmeldungen abgegeben, die Um-
satzsteuervorauszahlungen aber nicht rechtzeitig entrichtet wur-
den. Dem Urteil ist jedoch nicht zu entnehmen, zu welchem Zeit-
punkt die Voranmeldungen eingereicht wurden. Diesem Umstand
kommt aber entscheidende Bedeutung zu, wäre doch bei rechtzei-
tiger, dh bis zum 15. des auf den jeweiligen Voranmeldungszeit-
raum zweitfolgenden Kalendermonats abgegebener, Bekanntga-
be der Abgabenverbindlichkeit mangels einer Verletzung der Vor-
schrift des § 21 UStG 1972 bzw 1994 der Tatbestand der Abga-
benhinterziehung nach § 33 Abs 2 lit a FinStrG schon objektiv
nicht verwirklicht. Auch insoweit ist das angefochtene Urteil mit
einem vom Bf nicht geltend gemachten und daher von Amts wegen
wahrzunehmenden Feststellungsmangel (Z 9 lit a) behaftet, der in
diesem Umfang eine Verfahrenserneuerung erfordert.
Wurden die Voranmeldungen indes nicht rechtzeitig abgegeben,
liegt in der – verspäteten – Zahlung eine Selbstanzeige, welcher
die exkulpierende Wirkung durch die jeweils vorangegangenen
Erinnerungen (US 3) nur dann abgesprochen werden könnte, wenn
diesen Erinnerungen die Qualität einer Tatentdeckung zuzubilligen
wäre. Weil zur Beantwortung dieser Frage nach dem Vorausge-
sagten das Tatsachensubstrat nicht ausreicht, kommt eine sofortige
Entscheidung des OGH in der Sache selbst nicht in Betracht.
In bezug auf die Monate Mai bis Oktober 1995 wiederum erstat-
tete der Bf am 18. 1. 1996 Selbstanzeige durch Bekanntgabe
der auf diesen Zeitraum entfallenden Zahllast im Betrag von
S 402.786,–. Zugleich stellte er den Antrag auf Zahlungserleichte-
rung, welche ihm durch Einräumung monatlicher Ratenzahlungen,
beginnend mit 30. 1. 1996, gewährt wurde.
Unter der – aufgrund der aufgezeigten Feststellungsmängel nicht
verifizierbaren – Voraussetzung mangelnder Tatentdeckung wäre
die Einhaltung der gewährten Ratenzahlung der den Abgabenvor-
schriften entsprechenden Entrichtung der Abgabenschuld (§ 29
Abs 2 FinStrG) gleichzusetzen (11 Os 143/85).
Nun hat aber der Bf nach den Urteilsfeststellungen seiner Raten-
zahlungsverpflichtung nur teilweise entsprochen, sodaß eine die
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Zeiträume August bis Oktober 1995 erfassende Steuerschuld in
der Höhe von insgesamt S 176.345,– unberichtigt blieb.

Aufgrund des Gesetzeswortlautes („insoweit“ in § 29 Abs 2
FinStrG) käme – wiederum unter der Verneinung einer voraus-
gegangenen Tatentdeckung – auch eine teilweise Straffreiheit,
hier ersichtlich für die Monate Mai bis Juli 1995 (US 4), in Betracht
(vgl Leitner aaO 87; Ritz in RdW 1988, 101: Sommergruber/
Reger, Komm 193f; Scheil aaO Rz 586, 607, 198, 200; tenden-
ziell aA: SSt 33/74; EvBl 1977/107).

Doch auch hinsichtlich der verbleibenden Monate August bis Okto-
ber 1995 kommt, worauf die Beschwerde, insofern einen Fest-
stellungsmangel (Z 9 lit b) monierend, zutreffend hinweist, der mit
Beschluß des LG Steyr vom 30. 5. 1996 zum AZ 14, 151/96w
erfolgten Eröffnung des Konkursverfahrens über das Vermögen des
Bf (Bd I des Einkommensteueraktes) Bedeutung zu, weil durch die
insolvenzrechtlichen Anordnungen die für die strafbefreiende Ent-
richtung der Abgabenschuld maßgeblichen Abgabenvorschriften
zurückgedrängt werden (vgl Dorazil/Harbich, FinStrG § 29 E 36).

Anmerkung:

1. Das vorliegende Urteil des OGH trifft zu mehreren finanzstraf-
rechtlichen Fragen wichtige Aussagen. Der erste Problemkreis
rankt sich um die Frage, wann gem § 29 Abs 3 lit b FinStrG eine
die strafbefreiende Wirkung einer Selbstanzeige ausschließende
Entdeckung der Tat („wenn zum Zeitpunkt der Selbstanzeige die
Tat bereits ganz oder zum Teil entdeckt und dies dem Anzeiger
bekannt war . . .“) vorliegt.

1.1. Zunächst stellt der OGH fest, daß eine Tatentdeckung nicht
nur durch eine Finanzstrafbehörde (das ist die gem § 58 Abs 1
FinStrG zuständige Behörde), sondern durch jede anzeigepflich-
tige Behörde der Bundesfinanzverwaltung (§ 80 FinStrG) sowie
durch alle Dienststellen der Gebietskörperschaften mit behörd-
lichem Aufgabenbereich, alle Gebietskrankenkassen und das
Arbeitsmarktservice (§ 81 FinStrG) möglich ist. Diese Auffassung
findet in der Rsp des VwGH Deckung und wird auch von einem Teil
des Schrifttums geteilt (VwGH 17. 3. 1994, 90/14/0046, AnwBl
1994/10/Nr 4859 mit Anm von Arnold = ÖStZB 1994, 608;
VwGH 29. 1. 1997, 96/16/0234, AnwBl 1997/8/Nr 7378 mit
Anm von M. Müller/Rief = ÖStZB 1997, 512; VwGH 18. 3.
1997, 97/14/0016, AnwBl 1997/10/Nr 7421 mit Anm M. Mül-
ler/Rief = ÖStZB 1997, 706; Tanzer, Die „Entdeckung der Tat“ als
Ausschlußgrund für eine strafbefreiende Selbstanzeige gem § 29
Abs 3 FinStrG, ÖStZ 1993, 302ff ). Die Rsp des VwGH begründet
diesen Standpunkt allerdings durchwegs nicht und beruft sich ledig-
lich auf die Ausführungen von Tanzer, ÖStZ 1993, 302ff: Tanzer
setzt sich in seinem Beitrag mit der ablehnenden Haltung von
K. Neuner/Henzl/M. Neuner, Verteidiger-Handbuch zum finanz-
behördlichen Finanzstrafverfahren, 1989, Rz 7.30 auseinander.
K. Neuner/Henzl/M. Neuner gehen offenbar davon aus, daß nur
eine Finanzstrafbehörde die Tat iSd § 29 Abs 3 lit b FinStrG ent-

decken kann. Eine andere Abgabenbehörde gem § 80 FinStrG
(oder gar eine andere Behörde gem § 81 FinStrG) könne dies
nicht. Als Begründung führen sie an, daß ein Organ der Abgaben-
behörden zu der zu einer Entdeckung der Tat erforderlichen finanz-
strafrechtlichen Würdigung gar nicht in der Lage sei. Diese Begrün-
dung kritisiert Tanzer zu Recht; denn wenn die in den §§ 80 und 81
FinStrG genannten Behörden keine finanzstrafrechtliche Würdi-
gung vornehmen könnten, dann hätte der Gesetzgeber in den ge-
nannten Bestimmungen wohl keine Anzeigepflicht normiert. Die ab-
lehnende Meinung von K. Neuner/Henzl/M. Neuner überzeugt
daher nicht. Tanzer führt allerdings auch kein überzeugendes Pro-
Argument an, warum die in den §§ 80 und 81 FinStrG genannten
Behörden als Tatentdecker in Betracht kommen. Der Umstand, daß
aufgrund der Anzeigepflicht anderer Behörden die Finanzstraf-
behörden „rechtszwangsmäßig“ (so ausdrücklich Tanzer, ÖStZ
1993, 304; VwGH 17. 3. 1994, 90/14/0046, AnwBl 1994/
10/Nr 4859 mit Anm von Arnold = ÖStZB 1994, 608) mit dem
Fall befaßt werden, muß ja nicht zwingend bedeuten, daß die
anzeigenden Behörden auch Tatentdecker iSd § 29 Abs 3 lit b
FinStrG sein können. Auch wird die Anzeigepflicht gem §§ 80 und
81 FinStrG nicht sinnlos, wenn die Tat erst durch eine Finanzstraf-
behörde iSd § 29 Abs 3 lit b FinStrG entdeckt werden kann. Im
Ergebnis ist daher festzuhalten, daß es in der Rsp des VwGH keine
überzeugende Begründung für diese Ansicht gibt. Auch jene Auto-
ren, die – neben Tanzer – diese Auffassung teilen, nehmen dazu
nicht ausführlich Stellung (Leitner, Grundzüge des österreichischen
Finanzstrafrechts, 1996, 85 verweist auf VwGH 17. 3. 1994, 90/
14/0046, AnwBl 1994/10/Nr 4859 mit Anm von Arnold =
ÖStZB 1994, 608; Fellner, FinStrG I5 §§ 29 und 30 Rz 23 verweist
auf die erwähnte Rsp des VwGH). Gegen diese Ansicht, daß auch
die in den §§ 80 und 81 FinStrG genannten Behörden als Entdek-
ker der Tat iSd § 29 Abs 3 lit b FinStrG in Betracht kommen, wen-
det sich insbesondere Scheil, Die Selbstanzeige nach § 29 FinStrG,
1995, Rz 434ff unter Verwendung historischer Argumente, näm-
lich der Gesetzesmaterialien sowie des historischen Zusammenhan-
ges zu § 167 Abs 2 StGB (tätige Reue). Er meint, daß nur die in
§ 14 Abs 3 iVm § 89 Abs 2 FinStrG genannten Organe die Tat ent-
decken können. Insoweit ist der Verweis des OGH auf die Ausfüh-
rungen von Scheil – in den vom OGH zitierten Rz 363ff geht Scheil
darauf ein, bei welcher Behörde Selbstanzeige erstattet werden
muß, und behandelt nur am Rande die Frage, welche Behörde die
Tat entdecken kann – schlicht irreführend. Eine die strafbefreiende
Wirkung ausschließende Tatentdeckung könne nach Auffassung
von Scheil nur durch ein Gericht, eine Finanzstrafbehörde sowie –
bei Gefahr im Verzug – ein Organ der Abgabenbehörde, der Zoll-
wache und des öffentlichen Sicherheitsdienstes erfolgen: Der Tatbe-
stand des § 29 Abs 3 lit b wurde erst durch die FinStrG-Novelle
1975 (BGBl 1975/335) eingefügt; vorher (FinanzstrafG 1958,
BGBl 1958/129) schlossen nur die Betretung auf frischer Tat (§ 29
Abs 1 letzter Satz), eine Selbstanzeige nach Beginn einer Prüfung
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(§ 29 Abs 3) sowie Verfolgungshandlungen (§ 29 Abs 2 lit b und c)
die strafbefreiende Wirkung aus. Nach der Ansicht Scheils sind die
Gesetzesmaterialien zur FinStrG-Novelle 1975 (Erläuterungen zur
RV BlgNR 1130 13. GP, 57f) so zu verstehen, daß mit der Neue-
rung lediglich die strafbefreiende Wirkung in jenem Fall ausge-
schlossen werden sollte, in dem die Finanzstrafbehörde trotz Tatent-
deckung noch keine Verfolgungshandlung gesetzt hat, und der Tä-
ter, der von den Ermittlungen weiß, Selbstanzeige erstattet. Insbe-
sondere aus der Erwähnung der Verfolgungshandlung in den Ma-
terialien (S 58) schließt Scheil, daß nur die für Verfolgungshandlun-
gen zuständige Behörde gem § 14 Abs 3 iVm § 89 Abs 2 FinStrG
die Tat iSd § 29 Abs 3 lit b FinStrG entdecken kann. Überdies weist
Scheil darauf hin, daß nach § 167 Abs 2 iVm § 151 Abs 3 StGB
ebenfalls nur die zur Strafverfolgung berufene Behörde (Sicherheits-
organ) die Tat entdecken kann. Auf § 167 Abs 2 StGB als Vorbild
für § 29 Abs 3 lit b FinStrG weisen wiederum die Gesetzesmateria-
lien zur FinStrG-Novelle 1975 (S 58) ausdrücklich hin. Damit führt
Scheil sehr beachtliche Argumente dagegen an, daß jede nach
den §§ 80 und 81 FinStrG anzeigepflichtige Finanz- oder andere
Behörde die Tat entdecken kann. Leider setzt sich der OGH im vor-
liegenden Urteil mit diesen Argumenten nicht auseinander. Dies ist
auch wegen der praktischen Konsequenzen dieser Rsp bedenklich.
Gem § 29 Abs 1 FinStrG muß eine Selbstanzeige nämlich entwe-
der bei der zur Handhabung der verletzten Abgaben- oder Mono-
polvorschriften zuständigen Abgabenbehörde oder bei einer sach-
lich zuständigen Finanzstrafbehörde eingebracht werden, damit
ihr strafbefreiende Wirkung zukommt. Wird eine Selbstanzeige bei
einer „unzuständigen“ Abgabenbehörde oder anderen Behörde
iSd § 81 FinStrG eingebracht, kommt ihr nicht nur keine strafbefrei-
ende Wirkung zu; wie der VwGH in einem Erkenntnis aus jüngerer
Zeit bestätigt hat, führt dies überdies zur Entdeckung der Tat gem
§ 29 Abs 3 lit b FinStrG (siehe das oben erwähnte E 29. 1. 1997,
96/16/0234, ÖStZB 1997, 512 = AnwBl 1997/8/Nr 7378 mit
kritischer Anmerkung von M. Müller/Rief; kritisch weiters M. Mül-
ler, Selbstanzeige an die unzuständige Behörde als Entdeckung
der Tat gemäß § 29 Abs 3 lit b FinStrG? SWK 1997/25, 545ff).
Folgt man dieser Rsp, so ist in diesem Fall aufgrund der Entdeckung
der Tat auch eine neuerliche Selbstanzeige sinnlos. Die Chance auf
eine Selbstanzeige mit strafbefreiender Wirkung ist damit vertan.
Im Ergebnis ist somit die Ansicht des OGH, daß alle in den §§ 80
und 81 genannten Behörden als Entdecker der Tat iSd § 29 Abs 3
lit b FinStrG in Betracht kommen, kritisch zu überdenken.

1.2. Interessant sind auch die Ausführungen des OGH zur Frage,
wann ein hinreichender Verdacht für eine Tatentdeckung vorliegt.
Der OGH bewegt sich hier im Rahmen der herrschenden Rsp und
Lehre. So wird auch im Schrifttum festgehalten, daß ein bloßes Ver-
dachtschöpfen nicht ausreicht, sondern sich der Verdacht nahezu
zur Gewißheit der Strafbarkeit verdichtet haben muß (vgl Tanzer,
ÖStZ 1993, 303; Leitner, Grundzüge 82). Daher kann auch ein
bloßer Anfangsverdacht nicht genügen, mag er auch begründet

sein (vgl Leitner, Grundzüge 84). Die gleichen Überlegungen kön-
nen in weiterer Folge auch auf sogenannte Kontrollmitteilungen
angewendet werden: wird dem Finanzamt bekannt, daß ein Ab-
gabenpflichtiger Einnahmen erzielt hat, und wird dem Abgabe-
pflichtigen aufgetragen, zu erklären, ob diese Einnahmen versteu-
ert wurden (Vorhalt gem § 161 Abs 2 BAO), so führt dies noch
nicht automatisch zur Entdeckung der Tat, da ja denkbar ist, daß
überhaupt keine Abgaben verkürzt wurden (vgl Leitner, Grund-
züge 84). Auch wenn innerhalb der vorgeschriebenen Frist keine
Umsatzsteuervoranmeldungen abgeben wurden, wie dies im vor-
liegenden Fall geschah, und eine Aufforderung zur Abgabe er-
folgt, ist denkbar, daß gar keine Abgaben verkürzt wurden (Bayer,
Die Änderungen des § 21 UStG durch das Abgabenänderungsge-
setz 1989 und ihre finanzstrafrechtlichen Auswirkungen, RdW
1990, 169; Wöber, Verhindert die „Erinnerung zur Abgabe einer
Umsatzsteuervoranmeldung“ die Wirkung der Selbstanzeige?
RdW 1990, 388; Scheil, Selbstanzeige Rz 453; Fellner, FinStrG I5

§§ 29 und 30 Rz 23). Umso weniger ist eine Entdeckung der Tat
anzunehmen, wenn – im Gegensatz zu einer Kontrollmitteilung –
kein anlaßfallbezogener Auftrag an den Steuerpflichtigen erfolgt,
sondern der Abgabenpflichtige in einem automatisierten Verfahren
an die Abgabe einer Umsatzsteuervoranmeldung „erinnert“ wird.
Der OGH führt in diesem Zusammenhang auch zu Recht aus, daß
eine phyische Person und damit ein Organwalter einer Behörde
den entsprechenden Tatverdacht haben muß (in diesem Sinne
wohl auch Leitner, Grundzüge 84). Davon kann bei einem automa-
tisierten Verfahren nicht die Rede sein.

2. Wichtig sind auch die Ausführungen des OGH zur erforderli-
chen Entrichtung der verkürzten Abgaben. § 29 Abs 2 FinStrG
sieht vor, daß die verkürzten Abgaben ohne Verzug den Abgaben-
oder Monopolvorschriften entsprechend entrichtet werden müssen.
Dabei können auch Zahlungserleichterungen gewährt werden. Un-
ter den in § 29 Abs 2 FinStrG angesprochenen Zahlungserleichte-
rungen sind jene gem § 212 BAO, also Stundung und Ratenzah-
lung, gemeint (vgl Scheil, Selbstanzeige Rz 569; siehe weiters Ritz,
Entrichtung der Abgaben bei Selbstanzeige, RdW 1988, 103f).
Der OGH stellt dazu zunächst fest, daß die Einhaltung der gewähr-
ten Ratenzahlung als den Abgabenvorschriften entsprechende Ent-
richtung gilt und daher zur strafbefreienden Wirkung der Selbstan-
zeige führt. Werden die vorgeschriebenen Bedingungen der Raten-
zahlung nicht eingehalten, so sind die Voraussetzungen einer straf-
befreienden Selbstanzeige nicht erfüllt. Wie der OGH im vorliegen-
den Fall ausführt, kommt bei teilweiser Entrichtung allerdings auch
eine teilweise strafbefreiende Wirkung in Betracht. Der OGH be-
richtigt damit ausdrücklich seine frühere Rsp (vgl SSt 33/74 = RZ
1963, 49; siehe auch 4. 10. 1976, 12 Os 74/76, EvBl 1977/
107), die zu § 29 FinStrG in der Fassung vor der FinStrG-Novelle
1975 ergangen war (FinStrG 1958, BGBl 1958/129). Der Wort-
laut des alten § 29 konnte diese Auslegung zwar stützen, da sich
die Wortfolge „insoweit“ nur auf die Anzeige und die Darlegung
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der Verfehlung (§ 29 Abs 1), nicht aber auf die Entrichtung der Ab-
gaben (§ 29 Abs 4) bezog. Im seit der Novelle 1975 (BGBl 1975/
335) gültigen § 29 wird nunmehr sowohl bei der Anzeige und der
Darlegung der Verfehlung (§ 29 Abs 1 und 2) als auch bei der Ent-
richtung (§ 29 Abs 2) die Wortfolge „insoweit“ verwendet. Bereits
aufgrund der vor der Novelle 1975 gültigen Rechtslage war es
nicht konsequent gewesen, eine teilweise strafbefreiende Wirkung
bei nur teilweiser Entrichtung der verkürzten Abgaben auszuschlie-
ßen. Denn wenn der Wortlaut eine nur teilweise Anzeige und Dar-
legung der Verfehlung zuließ, so mußte auch eine teilweise Entrich-
tung zulässig gewesen sein, da letztere die logische Folge einer
bloß teilweisen Anzeige oder Darlegung ist (ausführlich Scheil,
Selbstanzeige 298ff und Rz 607ff). Nach der nunmehr gültigen
Rechtslage spricht bereits der Wortlaut eine deutliche Sprache; er
läßt eine teilweise strafbefreiende Selbstanzeige bei bloß teilweiser
Entrichtung der verkürzten Abgaben zu. Dieser Ansicht ist auch die
überwiegende Meinung im Schrifttum (Ritz, RdW 1988, 102; Leit-
ner, Grundzüge 87; vgl auch K. Neuner/Henzl/M. Neuner, Ver-
teidiger-Handbuch Rz 7.16f; Rz 7.50).
3. Bedeutsam sind schließlich die Ausführungen des OGH zur
Frage, in welchem Verhältnis die Vorschrift des § 29 Abs 2
FinStrG über die Entrichtung der verkürzten Abgaben im Rahmen
der Selbstanzeige zu insolvenzrechtlichen Vorschriften steht. Der
OGH kommt dabei zu dem Schluß, daß insolvenzrechtliche Anord-
nungen dem § 29 Abs 2 FinStrG vorgehen. Dazu gab es bereits in
der früheren Judikatur des OGH Ansätze (OGH 20. 10. 1987,
15 Os 126/87, EvBl 1988/71). Auch der VwGH, auf den der
OGH im vorliegenden Urteil verweist, geht von einem Vorrang in-
solvenzrechtlicher Vorschriften aus (vgl VwGH 18. 1. 1996, 93/
15/0170, ÖStZB 1996, 507 = Dorazil/Harbich, FinStrG § 29
E 36). Ob diese Ansicht dem Wortlaut des § 29 Abs 2 FinStrG ent-
spricht, der eine den „Abgaben- und Monopolvorschriften“ ent-
sprechende Entrichtung verlangt und insolvenzrechtliche Vorschrif-
ten nicht erwähnt, ist allerdings fraglich. Von Teilen des Schrifttums
wird diese Ansicht dementsprechend kritisiert (zB Fellner, FinStrG
I5 §§ 29 und 30 Rz 15a).

Christoph Urtz

Ausgewählte Prüfungs-
beschlüsse – VfGH

11. 3. 1999 – 24. 6. 1999

Salzburger Schischulgesetz

Prüfung des § 8 Abs 5 lit b SchilschulG 1989 (LGBl für das Land
Salzburg 1989/83) betreffend die für die Erteilung einer neuen
unbeschränkten Schischulbewilligung erforderliche Mindestgröße
der Schischule

11. 3. 1999, B 2129/98 ua
(gem Art 140 Abs 1 B-VG von Amts wegen)

Sondernotstandshilfeverordnung

Prüfung des § 2a der SondernotstandshilfeV (BGBl 1995/361 idF
BGBl II 1997/200) betreffend die Stellungnahme der Bezirks-
verwaltungsbehörde hinsichtlich der Unterbringungsmöglichkeit für
das Kind

8. 6. 1999, B 1524/98 ua
(gem Art 139 B-VG von Amts wegen)

Gewerbeordnung

Prüfung der Einkaufszentrenbestimmungen der Gewerbeordnung
(§ 77 Abs 5 Z 2, § 77 Abs 8 und § 77 Abs 8 GewO 1994 idF
BGBl I 1997/63)

10. 6. 1999, B 2000/98
(gem Art 140 Abs 1 B-VG von Amts wegen)

Körperschaftssteuergesetz

Prüfung der Z 1 des § 5 KStG 1988 (BGBl 1988/401 idF BGBl
1991/697) und des ersten Satzes in § 18 BundesbahnG 1992
(BGBl 1992/825) betreffend Abgabenbefreiungen für die ÖBB
(Ausnahme von der unbeschränkten Körperschaftsteuerpflicht)

24. 6. 1999, B 967/98
(gem Art 140 Abs 1 B-VG von Amts wegen)
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kungen zu VwGH 26. 6. 1997, 97/
11/0035

Zeitschrift für Verwaltung
2, 158. Fenyves, Attila und Stephan

Korinek: Das österreichische Versiche-
rungsaufsichtsrecht im Überblick

Neu erschienen
Diese Liste soll Ihnen einen Überblick über
Neuerscheinungen bieten, erhebt aber kei-
nesfalls einen Anspruch auf Vollständigkeit.

Das österreichische Vereinsrecht. Von
Scherhak/ Szirba. Juridica-Verlag,
Wien 1999. 128 Seiten, br, S 365,–.

Kautionsschutzgesetz. Von Klaus Mayr.
ÖGB-Verlag, Wien 1999.168 Seiten,
S 248,–.

Kodex CD-ROM Arbeitsrecht. 2. Aufl.
Stand 1. 2. 1999. Verlag Orac, Wien
1999. S 399,–, Abo S 320,–.

Kodex CD-ROM Steuergesetze. 3. Aufl.
Stand 1. 3. 1999. Verlag Orac, Wien
1999. S 399,–, Abo S 320,–.

Österreichisches Bundesverfassungsrecht.
Textsammlung und Kommentar.
1. Lfg. Von Korinek/Holoubek (Hrsg).
Springer-Verlag, Wien 1999. Ca
2600 Seiten in 5 Ordnern, LoBla,
S 8820,–.

StVO. Das österreichische Kraftfahrrecht.
Erster Teil. Von Michael Grubmann.
Verlag Österreich, Wien 1999.
1120 Seiten, geb, S 1598,–.

Wirtschaftstreuhandberufsgesetz. Von An-
dreas Hanusch. Verlag Orac, Wien
1999. 208 Seiten, geb, S 390,–.

Für Sie gelesen
■ ABGB. 35. Aufl. Von Robert Dittrich/

Helmuth Tades. MGA 2. Verlag Manz,
Wien 1999. Gr-8°, XL, 3184 Seiten,
Ln, S 4620,–.

Am Buchrücken findet sich nach wie vor
der Aufdruck „Kapfer“ und ein großes „G“
als Hinweis für die „Große ABGB-Aus-
gabe“. Daß dieser Klassiker für den im
praktischen Rechtsleben tätigen – keines-
wegs nur österreichischen – Juristen unent-
behrlich ist, wurde schon in etlichen Be-
sprechungen der Vor-Auflagen hervorge-
hoben. Die jetzige Ausgabe gibt mit rund
35.000 Leitsätzen und einem enormen
Stichwortverzeichnis (rund 5600 Einträge!)
rasch Auskunft zu täglich anstehenden
Fragen. Es ist bereits die 5. Auflage der
Herausgeber DDr. Robert Dittrich und
Dr. Helmuth Tades unter Mitwirkung von
Dr. Gerhard Hopf, ebenfalls Sektionschef
im BMJ, und der beiden Abteilungsleiter
Dr. Georg Kathrein und Dr. Johannes Sta-
bentheiner. Die Herausgeber verweisen
auf einen „an sich notwendigen Umfangs-
zuwachs von ca 400 Seiten“, der durch
Kürzungen immer noch einen Zuwachs
gegenüber der Vorauflage von 260 Seiten
notwendig machte: Weichenstellende Judi-
katur, umfangreiches neues Schrifttum und
die Tatsache, daß die „Anzahl der interes-
santen Leitsätze geradezu explodiert“ ist.
Einschlägiges Schrifttum seit der letzten
Vorauflage wurde nach dem Bestreben
der Herausgeber möglichst lückenlos erfaßt
und der Tatsache Rechnung getragen, daß
sich das bürgerliche Recht erheblich wei-
terentwickelt hat: Novellen zum ABGB /
erweiterte Wertgrenzennovelle und vor
allem viele Neuerungen in den Anhängen,
die vom ASVG über das Amtshaftungsge-
setz, das Bauträgervertragsgesetz 1997,
das EURO-Justiz-Begleitgesetz 1998 (in
einem Auszug), das Fortpflanzungsmedi-

zingesetz, zum Konsumentenschutzgesetz
samt neuer Schrifttums-Hinweise, Auszüge
aus dem Luftfahrtgesetz, zuletzt geändert
1998, oder das Teilnutzungsgesetz auf-
grund der „Time-Sharing-Richtlinie“ der
EG gehen. 3184 Seiten informieren über
Jus-Aktuell mit zahlreichen Querverweisen.
Das Buch bleibt unverändert – nämlich
trotz (oder gerade wegen) der Möglich-
keiten, die heute CD-ROM und Internet so-
wie die sonstigen elektronischen Hilfen
bieten – nicht nur unentbehrlich, sondern
ist in seiner „raschen Übersichtlichkeit“
von einer wohltuenden Handlichkeit und
Praxisnähe.

Harald Bisanz

■ Schadenersatzrecht. Von Friedrich Har-
rer. Orac Verlag, Wien 1998. 144 Sei-
ten, br, S 370,–.

In der Reihe Orac-Rechtsskripten liegt nun-
mehr ein weiterer Band vor, nämlich der
Teil „Schadenersatzrecht“ von Univ.-
Prof. Dr. Friedrich Harrer. Das Buch eignet
sich vor allem für Studenten zur Prüfungs-
vorbereitung und befaßt sich nahezu aus-
schließlich mit dem Schadenersatz- und
Haftpflichtrecht des ABGB. Die Gliederung
ist übersichtlich und leicht lesbar, es sind
zahlreiche Beispiele aus der Praxis mit Auf-
lösungen enthalten.

Im Hinblick auf die Aktualität des Buches
empfiehlt es sich auch als Prüfungsvorbe-
reitung für die Richteramts- oder Rechtsan-
waltsprüfung.

Gottfried Zandl

■ Ehe- und familienrechtliche Entscheidun-
gen, Band XXXIV, EF-Slg. Von Anton
Schwarz / Karl Heinz Zehetner (Hrsg).
Verlag Manz, Wien 1999. 658 Seiten,
Ln, S 1780,–.

Senatspräsident des OLG Wien iR
Dr. Friedrich Hluze ist nach 33jähriger Tä-
tigkeit aus dem Herausgeberteam ausge-
schieden, und an seine Stelle trat Senats-
präsident des Obersten Gerichtshofes iR
Dr. Karl Heinz Zehetner als Mitherausge-
ber.
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Das System der Sammlung ist unverändert
geblieben, das Inhaltsverzeichnis wurde
viel übersichtlicher durch die Unterteilung
in Hauptnormen, IPR, Abkommen betref-
fend Vormundschafts- und Pflegschaftsan-
gelegenheiten, Verfahrensvorschriften und
Vollstreckungs- und Rechtshilfeabkommen.
Aufgenommen wurden nunmehr naturge-
mäß das Lugano Übereinkommen, da es
sich trotz der Ausgabe 1999 um die Samm-
lung der Entscheidungen des Jahres 1997
handelt, wird das EuGVÜ frühestens in der
nächsten Ausgabe Berücksichtigung finden
können. Prompt befaßt sich die erste der
sechs veröffentlichten OGH-Entscheidun-
gen – der Oberste Gerichtshof ist ja bloß
wegen Vorliegens erheblicher Rechtsfra-
gen anrufbar – mit der Geltung des LGVÜ
auch für außerstreitige Verfahren. Die fünfte
wiedergegebene OGH-Entscheidung hat
das durch die Medien gegangene Drama
einer nach einem Verkehrsunfall im Koma
liegenden, im zweiten Monat Schwange-
ren zum Thema, und die Frage der Substitu-
ierung der Einwilligung der im Koma Lie-
genden durch Sachwalterzustimmung und
gerichtliche Genehmigung eines Schwan-
gerschaftsabbruchs.

Ruth Hütthaler-Brandauer

■ Berliner Kommentar zum Versicherungs-
vertragsgesetz. Von Heinrich Honsell
(Hrsg). Verlag Springer, Heidelberg
1999. LI, 2520 Seiten, Ln, S 2906,–.

Dieser Kommentar ist ein „gewichtiges
Werk“ und umfaßt 2520 Seiten. Auch der
Index ist ausführlich gestaltet. An diesem
grundlegenden Werk, das als Stand der
Bearbeitung den 15. 9. 1998 ausweist,
haben 15 Autoren mitgearbeitet, darunter
auch vier Vertreter der österreichischen
Lehre.
Der Kommentar wird durch eine in zwei
Kapitel gefaßte Darstellung der Geschich-
te und der Grundlagen des Versicherungs-
vertragsrechtes eingeleitet. Von deutschen
Bestimmungen abweichende Regelungen
des österreichischen Versicherungsver-
tragsgesetzes sind im Anschluß an den
deutschen Gesetzestext im Kleindruck voll-

ständig wiedergegeben und unter Darstel-
lung der unterschiedlichen rechtspoliti-
schen Überlegungen kommentiert.

Neben einer eingehenden Wiedergabe
der deutschen Judikatur weist dieser Kom-
mentar auch eine umfangreiche Darstel-
lung der aktuellen österreichischen Judika-
tur aus.

In der Qualität ist der Kommentar sicher-
lich dem „Rummel“ gleichzuhalten. Die
Darstellung der rechtlichen Probleme geht
bis ins Detail. So konnte der Rezensent
zum Beispiel die Kürzung einer Rente ein-
schließlich der Berechnungsmethode, bei
der Kaskoversicherung die Differenztheo-
rie und ihre Berechnung, die Proportionali-
tätsformel bei der Unterversicherung eben-
so im Detail nachlesen, wie auch die Re-
geln der Repräsentantenhaftung.

Dieser Kommentar wird nicht nur der Wis-
senschaft, sondern vor allem der Praxis ein

geeignetes Instrument der Fallbeurteilung
und Fallösung an die Hand geben und tritt
damit gleichberechtigt neben den bereits
vorliegenden Großkommentar „Bruck/
Möller“.

Thomas Mader

■ GmbH-Gesetz Kommentar, 2. Aufl. Von
Hans Georg Koppensteiner. Verlag
Orac, Wien 1999. XVI, 996 Seiten,
geb, S 2450,–.

Nunmehr ist in 2. Auflage der bewährte
Kommentar von Koppensteiner über das
GmbHG erschienen. Der Kommentar
zeichnet sich wie das vom selben Autor ver-
faßte Ö/EU WettbewR dadurch aus, daß
ein größtmögliches Maß an Benutzer-
freundlichkeit gegeben ist. Die Kommen-
tierung zu den einzelnen Paragraphen er-
folgt in Randziffern. Am Ende des knapp
100seitigen Kommentars befindet sich ein

Indexzahlen Mai 1999

Berechnet vom Österreichischen Statistischen Zentralamt

Index der Verbraucherpreise 96 (∅ 1996 = 100) 102,8

Großhandelsindex (∅ 1996 = 100) 99,7

Verkettete Vergleichsziffern

Index der Verbraucherpreise 86 (∅ 1986 = 100) 134,5

Index der Verbraucherpreise 76 (∅ 1976 = 100) 209,0

Index der Verbraucherpreise 66 (∅ 1966 = 100) 366,7

Verbraucherpreisindex I (∅ 1958 = 100) 467,2

Verbraucherpreisindex II (∅ 1958 = 100) 468,7

Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) 4105,4

Lebenshaltungskostenindex (April 1938 = 100) 3487,0

Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) 3538,3

Großhandelsindex (∅ 1986 = 100) 104,0

Großhandelsindex (∅ 1976 = 100) 138,4

Großhandelsindex (∅ 1964 = 100) 230,4

Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt 2248,1
Zahlenangaben ohne Gewähr
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auf gelbem Papier gedrucktes 34 Seiten
langes Sachregister sowie ein wiederum
auf weißem Papier gedrucktes Register
der Entscheidungen nach 1945 samt Ge-
schäftszahlen und den Belegstellen, wo die-
se veröffentlicht worden sind. Die für das
GmbHG wichtigen Bestimmungen in den
Nebengesetzen sind ebenfalls abgedruckt
worden. Von der Gestaltung setzt Koppen-
steiner wiederum einen Meilenstein.

Eine inhaltliche Besprechung würde den
Rahmen einer Buchbesprechung bei wei-
tem sprengen.

Koppensteiner (§ 76 Rz 16) sieht den von
der stRsp angenommenen Übereilungs-
schutz bei der Abtretung zur Begründung
der Notariatsaktpflicht mit gutem Grund
als nicht gegeben an. Diesbezüglich wäre
es wünschenswert, wenn der OGH den
Gedanken von Koppensteiner aufnehmen
würde, um von seiner bisherigen Recht-
sprechung abzugehen.

Die immer wieder aktualisierte Frage der
Haftung der Mitglieder des Aufsichtsrates
behandelt Koppensteiner sehr praxisnahe
(§ 33 Rz 3). Mit der ausdrücklichen Ableh-
nung der Krauland-Entscheidung (EvBl
1978/4) verlangt er lediglich von den Mit-
gliedern des Aufsichtsrates diejenige Dilli-
genz, die man von einem ordentlichen
Aufsichtsratsmitglied nach der Lage des
Einzelfalles verlangen kann, daher von
einem Menschen, der in geschäftlichen
und finanziellen Dingen ein größeres Maß
an Erfahrung und Wissen besitzt, als ein
durchschnittlicher Kaufmann und die Fähig-
keit hat, schwierige rechtliche und wirt-
schaftliche Zusammenhänge zu erkennen
und ihre Auswirkungen auf die Gesell-
schaft zu beurteilen.

Der OGH hat sich intensiv mit den Ansich-
ten von Koppensteiner in der Vorauflage
seines Werkes in vielen Entscheidungen
auseinandergesetzt. Dieses Werk wird

wiederum die Judikatur des OGH als
auch der Untergerichte sehr stark beein-
flussen.
Ohne den „Koppensteiner“ ist jede Be-
schäftigung mit dem österreichischen
GmbH-Recht unmöglich.

Wolf-Georg Schärf

■ Sanierung von Unternehmen, Hand-
buch zur zivil- & steuerrechtlichen Be-
ratung. Von Vinzenz Hamerle/Andrea
Lahodny-Karner (Hrsg). Weka-Verlag,
Wien 1998. Lose-Blattsammlung,
S 2200,– (exkl MwSt).

Wer kennt sie nicht, diese verflixten sach-
gebietsüberschneidenden Detailfragen,die
in immer wieder neuem Gewand auftau-
chen und nach Antwort heischen. Und wer
hat sich dann nicht schon wenigstens ein-
mal sehnlichst gewünscht, daß es doch ein
einziges Kompendium gäbe, das auf alle
diese sanierungsspezifischen Fragen eine
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Antwort bereit hält, um nicht schon wieder
für ein Problem in mehreren Einzelfachwer-
ken die Antwort auf eine einzige Frage
suchen zu müssen. Mit dem vorliegen-
den Werk ist dieser Wunsch Wirklichkeit
geworden. Gegliedert in 10 Hauptteile,
beginnend mit den Verzeichnissen, darauf
folgend die Gesetzestexte, Unternehmens-
reorganisation, Finanzwirtschaftliche Sa-
nierungsmaßnahmen, Betriebswirtschaftli-
che Insolvenzanalyse, Leistungswirtschaft-
liche Sanierungsmaßnahmen, Steuerliche
Aspekte der Sanierungsmaßnahmen,
Aspekte der Sanierung im handelsrecht-
lichen Bilanzrecht, Insolvenz als geschei-
terte Sanierung und Haftungsrisken der Sa-
nierer, läßt es keine Frage unbeantwortet.
Die einzelnen Sachgebiete sind ausführ-
lich dargestellt, kommentiert und mitein-
ander verknüpft, sodaß die Lösung der
Probleme unter Berücksichtigung aller da-
von berührten Sachgebiete erfolgen kann.

Dazu gibts noch eine Disc: Arbeitshilfe,
Kennzahlenvergleiche. Für jeden, der mit
Sanierungen zu tun hat, ein unentbehrli-
ches Werk.

Nikolaus Lehner

■ Asbest am Arbeitsplatz. Eine rechtsver-
gleichende Untersuchung der Haftungs-
ansprüche aus dem Zivilrecht und aus
der gesetzlichen Unfallversicherung in
Österreich und in den USA. Von Otto
Werschitz. ÖGB-Verlag, Wien 1998.
368 Seiten, br, S 368,–.

Das vorliegende Werk wurde im Frühjahr
1997 an der rechtswissenschaftlichen
Fakultät in Graz als Dissertation appro-
biert und untersucht Ersatzansprüche bei
berufsbedingten Erkrankungen im allge-
meinen sowie besonders jene, die durch
Asbest hervorgerufen wurden. Nach einer
instruktiven Einleitung, die Asbest als sol-

ches genauer erklärt, wird in Teil I die
österreichische Rechtslage der Haftungs-
ansprüche bei berufsbedingten Asbest-
krankheiten behandelt, wobei zunächst
die zivilrechtlichen Ansprüche und danach
die sozialversicherungsrechtlichen Lei-
stungsansprüche besprochen werden. In
Teil II werden parallel zu Teil I dieselben
Problemkreise für die USA erörtert. Auf der
Basis von Teil I und von Teil II baut
die rechtsvergleichende Untersuchung in
Teil III, Kapitel 1, auf. Abschließend wird
anhand der bisher gewonnenen Erkennt-
nisse versucht, Lösungswege für Asbest-
geschädigte zu finden.
Wesentliches Ziel des Buches ist es, das
Problembewußtsein und die Sensibilität im
Umgang mit den komplexen Rechtsdurch-
setzungsschwierigkeiten bei berufsbeding-
ten Asbestkrankheiten zu steigern, wobei
dies dem Autor vortrefflich gelungen ist.

Georg Grießer
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■ Biotechnologische Erfindungen im Pa-
tentrecht. Eine Analyse der EU-Richtli-
nie. Von Richard Flammer. Studien zum
Unternehmens- und Wirtschaftsrecht,
hrsg von Arthur Weilinger. Bd 11. Ver-
lag Österreich, Wien 1999. 248 Sei-
ten, br, S 448,–.

Richard Flammer vertritt als für Fra-
gen des Schutzes biotechnologischer und
gentechnischer Erfindungen zuständiger
Mitarbeiter des Österreichischen Patent-
amts Österreich in den zuständigen
EU-Gremien. Er war beteiligt am Ent-
stehen der Richtlinie über den Schutz
biotechnologischer Erfindungen, die nach
über zehn Jahren intensiver Diskussion im
Jahr 1998 beschlossen und am 30. 7.
1998 im ABl 1998, L 213 veröffentlicht
wurde.

In seiner Studie befaßt sich Flammer zu-
nächst mit der Motivation für die Richtlinie,
ihrer Ausgangslage aus der Sicht des
Patentrechts sowie dem internationalen
patentrechtlichen Rahmen der Richtlinie.
Der allgemeine Teil wird mit einem Abriß
über alternative Lösungsmöglichkeiten zum
Patentschutz abgeschlossen.

Im besonderen Teil schildert Flammer den
Weg zum Gemeinsamen Standpunkt und
beschreibt in der Folge die einzelnen Arti-
kel und Erwägungsgründe der Richtlinie.
Darauf folgt eine Schilderung der ethi-
schen Aspekte in der Diskussion um die
Richtlinie.

Abgerundet wird das Werk durch eine
kurze Zusammenfassung, aus der sich sehr
rasch ein erster Überblick über die Biotech-
nologie-RL gewinnen läßt, sowie durch
den Text der Richtlinie.

Völlig zutreffend weist Otmar Rafeiner, der
Präsident des Österreichischen Patentamts,
in seinem Vorwort darauf hin, daß die
Publikation von Flammer nicht nur für alle
Fachleute des gewerblichen Rechtsschut-
zes von großem Interesse, sondern auch
für die Wirtschaft ein wertvolles Werkzeug
ist.

Lothar Wiltschek

■ Der elektronische Rechtsverkehr mit den
Gerichten (ERV). Von Martin Schnei-
der / Peter Frank / Ursula Kirschbich-
ler / Wolfgang Moravec / Peter Roth.
Verlag Manz, Wien 1999. XIV,
234 Seiten, br, S 840,–.

Der Herausgeber und Hauptautor des
Werkes, Herr Dr. Schneider, hat mit die-
sem Buch ein ausführliches Werk zum elek-
tronischen Rechtsverkehr (ERV) und dessen
in der Zwischenzeit eingetretenen Auswei-
tungen vorgelegt. Rechtsanwälte, die seit
31. 1. 1999 die Voraussetzungen für den
ERV in ihrer Kanzlei zu schaffen hatten,
werden gerne in allen Fragen auf dieses
Buch zurückgreifen.

Es enthält eine umfassende Darstellung
des elektronischen Rechtsverkehrs mit allen
Verzweigungen. Zu berücksichtigen ist
allerdings, daß in der Zwischenzeit die
Verordnung über den elektronischen
Rechtsverkehr (ERV 1995) und die ADV
Form-Verordnung – AFV geändert wurden
(BGBl 1999/140 und BGBl 1999/141).
Eingehend beschrieben sind die Abfragen
aus den Geschäftsbehelfen des Exekutions-
verfahrens, die Sozialversicherungsanfra-
gen und Drittschuldneranfragen sowie
Ediktsdatei und Insolvenzdatei. Nach den
Grundlagen für das ADV-Mahnverfahren

wird die Verfassung der Mahnklage im
ADV-Mahnverfahren dargestellt und der
Weg der Klage, von der Prüfung über eine
mögliche Verbesserung bis zur Exekution,
in detaillierter Schilderung der Vorgänge,
aber auch möglicher Fehler dargestellt.
Dem sonstigen Schriftsatz und den Form-
blättern sowie dem Abbuchungs- und Ein-
ziehungsverfahren sind eigene Kapitel
gewidmet. Das Buch enthält die Beschrei-
bung der Schnittstelle zum Bundesrechen-
zentrum, eine Darstellung der Zuständig-
keiten für die Erlassung des Zahlungs-
befehles und des Einspruches dagegen so-
wie Exekutionsantrag und Exekutions-
bewilligung mit ihren Verzweigungen.

An diese Erläuterungen schließen sich Mu-
ster-Formblätter, Erledigungsformularesamt
Erläuterungen an. Eine eingehende Be-
schreibung der einzelnen Feldgruppen
und ihrer Bedeutung im Zivilverfahren und
im Exekutionsverfahren ist ebenfalls ange-
schlossen. Schließlich werden die Rechts-
grundlagen vom Gericht zur Organisation
über Zivilprozeßordnung, Exekutions- und
Insolvenzrecht genau dargestellt. Dem
Buch ist eine CD-ROM mit interaktiven Mu-
stern angeschlossen, die der Nutzer auf
seinem PC abspeichern kann. Enthalten
sind eine Klage im Mahnverfahren, eine
Klage im arbeitsgerichtlichen Verfahren
und ein Exekutionsantrag. Die CD-ROM
enthält aber auch die Schnittstellenbe-
schreibung und verschiedene Tabellen und
Demoversionen.

Ein Stichwortverzeichnis rundet das Werk
ab. Die eingehende Lektüre ist jedem, der
mit dem elektronischen Rechtsverkehr be-
faßt ist, dringend anzuraten.

Gerhard Benn-Ibler
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Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung, auch kurzfri-
stig, in Zivil- und Strafsachen (Jugendgerichtshofnähe). Dr. Christa
Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erdberger Lände 6, 1030 Wien.
Telefon (01) 713 78 33, 713 78 34 und 712 32 28, auch außer-
halb der Bürozeiten, Telefax 713 78 33-74 oder 713 78 34-74
oder Mobiltelefon (0663) 02 86 36.

■

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg (100 Meter
vom Landesgerichtsgebäude Salzburg entfernt), übernimmt Substi-
tutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (0662) 84 31 64, 84 31 65, Telefax 84 44 43.

■

RA Dr. Michael Drexler, 1090 Wien, Hörlgasse 4/5, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 317 42 88, Telefax 317 42 88-20.

■

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasiumstraße 68/6,
Telefon (01) 369 59 34, Telefax (01) 369 59 34-4, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und Hernals.

Substitutionen in Salzburg und Umgebung, vor Gerichten, Ämtern
und Behörden, macht für Sie Dr. Christian Greinz, RA, 5020 Salz-
burg, Fürstenallee 50, Telefon (0662) 82 57 53, Telefax (0662)
82 57 05, Mobiltelefon (0663) 06 89 83, Privatanschluß (06212)
71 60, durchgehend erreichbar.

■

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 535 60 92, Telefax 535 53 88.

■

Substitutionen in Zivil- und Strafsachen übernimmt Dr. Ruth Mirecki,
RA in Wien 3, Reisnerstraße 25/2, Telefon (01) 712 35 70,
713 16 41, jetzt ganztägig erreichbar.

■

RA Dr. Christian Leskoschek, 1010 Wien, Schwertgasse 2/XIII,
Telefon (01) 533 85 90, Telefax (01) 533 85 90-11, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung.
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RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund Haffner-Gasse 3,
übernimmt Substitutionen aller Art in Salzburg und Umgebung.

Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax (0662) 84 12 22-6.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Erich Hochauer, 1010 Wien, Fütterergasse 1.

Telefon (01) 532 19 99, Telefax (01) 535 53 88.

■

RA Dr. Wolf-Georg Schärf, 1010 Wien, Kramergasse 1/12, über-
nimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien sowie vor
den Bezirksgerichten Mödling und Purkersdorf sowie Interventio-
nen bei Exekutionen ab einem Streitwert von S 100.000,–.

Telefon (01) 533 39 51, Telefax (01) 533 39 52.

■

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung, insbesondere vor
den BG Liesing und Hietzing, übernimmt – auch kurzfristig –
RA Mag. Irene Haase, An der Au 9, 1230 Wien.

Telefon/Telefax (01) 888 24 71, (0676) 528 3114, durchgehend
erreichbar.

Übernehme Substitutionen aller Art, auch kurzfristig in Wien
und Umgebung: Dr. Wolfgang Langeder, Harkortstraße 9/19,
1020 Wien.

Telefon und Fax (01) 726 71 44 sowie (0676) 326 86 18.

■

Linz – RA Mag. Rudolf Schweighofer, 4020 Linz, Bürgerstraße 41,
übernimmt Substitutionen aller Art in Linz und Umgebung.

Telefon (0732) 77 72 07-14, Telefax (0732) 78 25 70, Mobil
(0664) 420 12 80.

■

Kanzleieröffnung: RA Dr. Stephan Messner, Staig 27 (Linzer Straße),
4690 Schwanenstadt, Telefon 07673/6696, Telefax 07673/
6696-4, übernimmt Substitutionen vor den Gerichten im Sprengel
des Landesgerichtes Wels und im Sprengel des Landesgerichtes
Ried/Innkreis.

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Dr. Thomas Ruža, 1010 Wien, Wiesingerstraße 8.
Telefon (01) 512 20 02, Telefax (01) 512 20 03.
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Einsatz als Konzipient/in oder Regiegemeinschafter/in
gegen Substitutionspauschale denkbar.

Bewerbungen bitte an:

Rechtsanwalt Dr. Christian Hopp
Johannitergasse 6, A-6800 Feldkirch/Vorarlberg

gesucht!für

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekutionssachen) in
Wien und Umgebung (in Wien auch kurzfristig) übernehmen die
Rechtsanwälte Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reif-
fenstuhl, Hofenedergasse 3/2, 1020 Wien.
Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Georg E. Thalhammer, 1010 Wien, Woll-
zeile 15/15.
Telefon (01) 512 04 13, Telefax (01) 512 62 21.

RA Mag. Gerlinde Goach, 8101 Gratkorn, Andreas-Leykam-Platz 2,
übernimmt Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen
vor den Gerichten und Verwaltungsbehörden in Graz, Frohnleiten,
Bruck an der Mur, Leoben, Weiz, Gleisdorf und Leibnitz.

Telefon (03124) 231 77, Telefax (03124) 232 88.

■

Substitutionen aller Art, auch kurzfristig, in Wien und Umgebung:
Mag. Katharina Kurz, Fleschgasse 34, 1130 Wien.

Telefon (01) 877 38 90, Telefax (01) 877 38 90-6, Handy (0664)
441 55 33.

■

Verfahrenshilfe in Strafsachen. RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Riemer-
gasse 10, 1010 Wien, Telefon (01) 512 22 90, 0664/302 53 56,
Fax (01) 512 61 53, übernimmt Substitutionen, auch Verfahrens-
hilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

■

RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung.
Jederzeit, auch außerhalb der Bürozeiten, erreichbar.

Telefon (01) 712 55 20 und (0664) 144 79 00, Telefax (01)
713 07 54, e-mail: iro@aon.at.

■

Ich übernehme für Sie Substitutionen vor den BG Thalgau, Mond-
see und St. Gilgen sowie vor dem LG Salzburg:
RA Dr. Hermann Spatt, 5303 Thalgau, Marktplatz 4, Tel (06235)
61 10, Fax (06235) 61 10-11, Mobil (0699) 17 17 61 10.

■

RA Dr. Susanne Pertl, 1040 Wien, Favoritenstraße 41/16, über-
nimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umge-
bung, auch kurzfristig.

Telefon (0699) 10 50 58 52, Telefax (01) 505 85 21.

■

RA Dr. Rudolf Rammel, 2700 Wr. Neustadt, Pöckgasse 18, über-
nimmt Substitutionen aller Art (auch Interventionen bei Vollzügen)
vor den Gerichten in Wr. Neustadt sowie vor den Bezirksgerichten
Baden, Pottenstein, Ebreichsdorf, Neunkirchen, Gloggnitz, Aspang
und Mürzzuschlag.

Telefon (02622) 834 94, Telefax (02622) 834 94-4.

■

RA Mag. Doris Perl, 2230 Gänserndorf, Bahnstraße 20, über-
nimmt Substitutionen aller Art, auch kurzfristig, vor allen Gerichten
im Sprengel des LG Korneuburg sowie vor allen Wiener Gerichten.

Telefon und Fax (02282) 33 99, Handy (0676) 511 94 92.

Ich/Wir bestelle(n) in (der) folgenden Ausgabe(n) des
„Österreichischen Anwaltsblatts“

1999 (Zutreffendes bitte ankreuzen)
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Substitutionen in Graz und Umgebung, in der West- und Oststeier-
mark sowie in Leoben in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen
übernimmt für SIE gerne RA Mag. Hermann Kienast, Friedrich-
gasse 6/IV/17, 8010 Graz.

Telefon (0316) 82 62 40, Telefax (0316) 82 62 50.

■

RA Dr. Thomas Würzl, 1010 Wien, Bauermarkt 6, übernimmt in-
folge Kanzleieröffnung Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 532 27 80, Fax (01) 533 90 45.

■

Rechtsanwaltskanzlei in Salzburg sucht Konzipienten.

Wenn Sie fundiertes juristisches Wissen, gute EDV-Kenntnisse,
ausgezeichnete Englischkenntnisse, hohe Leistungsbereitschaft und
Flexibilität auszeichnen, vereinbaren Sie bitte einen Termin unter
(0662) 63 30 03.

■

Anwaltskanzlei im Süden Wiens sucht engagierten RAA mit gro-
ßer LU.

Zuschriften unter Chiffre A-100527, „Tatkraft“ an den Verlag.

■

Dynamische(r) und engagierte(r) Konzipient bzw Konzipientin mit
RA-Prüfung oder großer LU gesucht.

Bewerbungen an: Prunbauer, Themmer & Toth, Rechtsanwälte,
1010 Wien, Biberstraße 15.

■

Rechtsanwälte Dr. Rast und Dr. Werner, Lugeck 1, 1010 Wien,
Telefon (01) 513 39 45, suchen Sekretärin, auch Kanzleileitung,
jedenfalls mit RA-Erfahrung, 40-Std-Woche, zum 1. 11. 1999.
(Systeme: Win-Word, Win-Caus)

■

Wir bieten ambitioniertem Kollegen/Kollegin mit entsprechender
Klientel Regiepartnerschaft in eingeführter, repräsentativer Kanzlei
mit bester Ausstattung an.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100519.

■

Junge Anwältin sucht Regiegemeinschaft im Sprengel des LG
Wels.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100528.

Innsbruck: Eingeführte, repräsentative Kanzlei nimmt ambitionier-
ten Regiepartner auf.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100529.

■

Rechtsanwaltskanzlei in Wien mit Schwerpunkt Bauvertrags- und
Wirtschaftsrecht sucht jungen Kollegen/in mit RA-Prüfung für lang-
fristige Zusammenarbeit.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100526.

■

Partnerschaft in der Dienstleistung. Die Raiffeisenbank Gallspach
sucht eine Zusammenarbeit mit einem Rechtsanwalt oder einer
Rechtsanwaltskanzlei und bietet dafür Räumlichkeiten an. Gegen-
seitige Unterstützung und Weiterempfehlung stärkt das Dienstlei-
stungszentrum. Sie sind im Boot mit einer Bank, einem Steuerbera-
ter und einem weiteren Dienstleister. Nützen Sie die Chance der
Kooperation.

Informationen Raiffeisenbank Gallspach, Telefon (07248) 626 35-
20, Hr. Baumkirchner.
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Kanzlei in der Stockerauer Innenstadt aus gesundheitlichen Grün-
den voraussichtlich ab 1. 1. 2000 abzugeben.

Auskunft (02266) 622 32.

■

Rechtsanwaltskanzlei, zT eingerichtet (Computer, Kopierer, Biblio-
thek vorhanden), 4 große Zimmer, 2 Kabinette, Vorzimmer,
Nebenräume (Küche, 2 Badezimmer, 2 WC) zum Teil f Wohn-
zwecke verwendbar, 3. Bezirk, Diplomatenviertel, voraussichtlich
ab Herbst 1999 zu vermieten.

Zuschriften unter Chiffre A-100525 an den Verlag, Kontaktauf-
nahme ab Ende August.

■

Kanzlei, Baden Zentrum, 220 m2, provisionsfrei zu vermieten, zu
S 100,– pro m2 plus BK und USt.

Anfragen: Tel (02252) 418 65, 8–12 Uhr, Fr. Dolkowski.

■

Ehemaliges Bauernhaus (Einseithof), renoviert, im Original erhal-
ten (auch Mobilar), 200 m2 Wohnfläche, 2400 m2 Grund, traum-
hafte, unberührte Aussichtslage, im Großraum Stadt-Haag, Steyr,
Linz, ca 11/2 Autostunden v Wien entfernt, aus Altersgründen zu
verkaufen. ATS Mio 3,1.

Tel. (0699) 10 04 74 03.

■

Englischübersetzungen, insbesondere juristische Fachübersetzun-
gen, beglaubigt und unbeglaubigt, Expreß-Service, mother tongue
standard English, anwaltlich qualifizierte Übersetzer aus England
und Österreich.

BLTS-Business an Legal Translation Services, Inh Univ.-Lektor
Rechtsanwalt Dr. Andreas A. Lintl, A-1010 Wien, Lugeck 7, Tele-
fon (01) 512 60 50, Telefax (01) 512 86 05.

■

Berufsdetektiv zeigt sich diskret erkenntlich für die Vermittlung von
Aufträgen (Beweisbeschaffung § 27 AngG, § 30 MRG, §§ 1, 10,
11 UWG, Be- u Entlastungsbeweise f Strafverfahren, Eheschei-
dungsbeweis, Personenschutz etc).

Tel. (01) 533 61 45.
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